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Verzeichnis von Abkürzungen, Einheiten und Symbolen 
 

Abkürzungen  

AEE Agentur für Erneuerbare Energien  
BDEW Bundesverband der Energie- und Wasserwirtschaft e.V. 
BfN Bundesamt für Naturschutz 
BMDV Bundesministerium für Digitales und Verkehr 
BMEL Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft 
BMWi Bundesministerium für Wirtschaft und Energie 
BMWK Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz 
bpb Bundeszentrale für politische Bildung 
BWE Bundesverband WindEnergie e.V 
dena Deutsche Energie Agentur GmbH 
DEPI Deutsches Pelletinstitut 
Destatis Statistisches Bundesamt 
DGE Deutsche Gesellschaft für Ernährung e. V. 
DIBt Deutsches Institut für Bautechnik 
DIW Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung 

 dt.  Deutsch  
DUH Deutsche Umwelthilfe 
DWD Deutscher Wetterdient 
GEG Gebäudeenergiegesetzt  
GuD Gas und Dampf 
IWU Institut Wohnen und Umwelt GmbH 
LiKi Länderinitiative Kernindikatoren 
LNfz Leichtes Nutzfahrzeug 
MIV Motorisierter Individualverkehr  
ÖPNV Öffentlicher Personennahverkehr 
ÖV Öffentlicher Verkehr 
Pers.-verkehr Personenverkehr 
Pkw Personenkraftwagen  
PV Fotovoltaik  
StMELF Bayerisches Staatsministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
StMWi Bayerisches Staatsministerium für Wirtschaft, Landesentwicklung und Energie 
THG  Treibhausgas  
UBA Umweltbundesamt 
VLS Vollaststunden  
WEA Windenergieanlagen 
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Einheiten und Symbole  

% Prozent 
°C Grad Celsius 
a annum (Jahr) 
CO2 Kohlenstoffdioxid 
CO2-Äq. Kohlenstoffdioxid-Äquivalente 
g Gramm 
GW Gigawatt 
GWh Gigawattstunde 
h Stunde 
ha Hektar  
kg Kilogramm 
km Kilometer 
km2 Quadratkilometer 
kt Kilotonne 

 kWh Kilowattstunde 
kWp Kilowatt Peak 
m2 Quadratmeter 
Mio. Million 
Mrd. Milliarde 
Mt Megatonne 
MW Megawatt 
MWp Megawatt Peak 
NGF Nettogrundfläche 
pkm Personenkilometer 
t Tonne 
Tkm Tonnenkilometer 
TWh Terrawattstunde 
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1 Einleitung 
Nach Zielsetzung der Bayerischen Staatsregierung soll Bayern bis 2040 klimaneutral 
werden. Als Zwischenziel für das Jahr 2030 wurde von der Staatsregierung eine Re-
duktion der Treibhausgasemissionen (THG-Emissionen) um 65 % gegenüber dem 
Niveau von 1990 festgelegt. Um diese Ziele erreichen zu können, wird in den kom-
menden Jahren gegenüber der Vergangenheit ein deutlich schnellerer Rückgang der 
Emissionen realisiert werden müssen. So sind die THG-Emissionen des Freistaats in 
den 28 Jahren zwischen 1990 und 2018 lediglich um 13 % gesunken. In den zwölf 
Jahren von 2018 bis 2030 müssen sie zur Erreichung des 2030-Ziels hingegen um 
60 % sinken.  

Vor diesem Hintergrund hat die Landtagsfraktion von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
in Bayern Ende 2021 das Wuppertal Institut beauftragt, das THG-Minderungspoten-
zial von 23 Klimaschutzmaßnahmen für das Zieljahr 2030 abzuschätzen. Bei der 
Quantifizierung des Potenzials wird angenommen, dass die Maßnahmen kurzfristig 
(also z. B. im Laufe des Jahres 2022) umgesetzt bzw. initiiert werden.  

Die Maßnahmen werden in dieser Studie in die folgenden fünf Bereiche eingeordnet: 

• Windenergie und Fotovoltaik (fünf Maßnahmen) 
• Gebäudewärme und Effizienz (fünf Maßnahmen) 
• Mobilität (fünf Maßnahmen) 
• Landwirtschaft und Landnutzung (vier Maßnahmen) 
• Öffentliche Hand (vier Maßnahmen) 

Bei den 23 Klimaschutzmaßnahmen handelt es sich zum Teil um konkrete politische 
Vorhaben, die in Form gesetzlicher Regelungen erlassen werden könnten (wie z. B. 
die Einführung eines schärferen Effizienz-Mindeststandards im Neubau), in vielen 
Fällen handelt es sich aber um Zielsetzungen, die nicht direkt durch eine einzelne ge-
setzliche Anpassung umgesetzt werden können (wie z. B. die Steigerung des Anteils 
des Schienengüterverkehrs auf 40 % bis zum Jahr 2030).1 Für die Realisierung dieser 
Zielsetzungen dürfte eine Kombination verschiedener landespolitischer Maßnahmen 
und Initiativen sowie Anpassungen von Rahmenbedingungen notwendig sein. Häufig 
wird dabei auch eine Unterstützung durch Maßnahmen anderer politischer Ebenen – 
nicht zuletzt der Bundesebene – von Bedeutung sein. 

Im folgenden Kapitel 2 wird zunächst die grundsätzliche Methodik erläutert, mit der 
die THG-Minderungspotenziale abgeschätzt werden. In Kapitel 3 wird anschließend 
das Minderungspotenzial für jede einzelne Maßnahme quantifiziert und es wird be-
schrieben, wie das Potenzial abgeleitet wurde. Dabei wird in Hinblick auf die von der 
Auftraggeberin vorgegebenen Zielsetzungen davon ausgegangen, dass diese Ziele bis 
2030 auch erreicht werden.2 Das abschließende Kapitel 4 fasst die ermittelten Ein-
sparpotenziale zusammen und ordnet sie ein. 

–––– 
1 Im Rahmen der vorliegenden Studie werden dennoch zwecks Vereinfachung alle von der Auftraggeberin vorgelegten Maßnah-

men und Zielsetzungen als „Maßnahmen“ bezeichnet. 
2 Nicht Gegenstand der vorliegenden Studie sind hingegen Analysen, auf welche Weise (d. h. mit welchen konkreten politischen 

Instrumenten) die Umsetzung dieser Maßnahmen bzw. die Realisierung der Zielsetzungen erreicht werden kann. 
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Bei der Interpretation der Ergebnisse der vorliegenden Studie ist zu beachten, dass 
das Ziel der Studie in erster Linie ist, ein besseres Verständnis der ungefähren Grö-
ßenordnung der THG-Minderungspotenziale der betrachteten Maßnahmen zu erlan-
gen. Präzisere Abschätzungen der jeweiligen Einsparpotenziale würden aufwändi-
gere Analysen erfordern. So werden im Rahmen dieser Studie beispielsweise infolge 
eingeschränkter Datenverfügbarkeiten häufig vereinfachte Annahmen getroffen, um 
für Deutschland vorliegende Werte auf Bayern herunterzubrechen. Zudem konnten 
im Rahmen der vorliegenden Studie keine Modellierungen beispielsweise des Ener-
giesystems durchgeführt werden. Entsprechende Modellierungen können zu einem 
besseren Verständnis der genauen Wirkungen und Wechselwirkungen einzelner 
Maßnahmen beitragen.  

Ebenfalls ist darauf hinzuweisen, dass in der vorliegenden Studie lediglich das THG-
Minderungspotenzial der vorgeschlagenen Maßnahmen analysiert wird. Die mit der 
Umsetzung der Maßnahmen verbundenen Kosten aber auch deren zusätzliche – über 
den Klimaschutz hinausgehende – Nutzen (wie z. B. reduzierte Lärmbelastung von 
weniger motorisiertem Individualverkehr, verbesserte Gesundheit durch weniger 
Fleischkonsum etc.) werden im Rahmen der vorliegenden Studie nicht untersucht. 
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2 Methodisches Vorgehen 
Die vorliegende Studie quantifiziert das THG-Minderungspotenzial von 23 Klima-
schutzmaßnahmen. Die Einsparpotenziale der einzelnen Maßnahmen werden dabei 
für das Jahr 2030 angegeben, d. h. es erfolgt insbesondere keine Berechnung der ku-
mulativen Emissionseinsparungen der Maßnahmen von der Gegenwart bis zum Jahr 
2030 oder auch von Einsparungen über das Jahr 2030 hinaus. Zum einen begründet 
sich der Fokus auf das Jahr 2030 durch die Bedeutung dieses Jahres für die Klima-
schutzpolitik; so gibt es sowohl auf landespolitischer als auch auf bundes- und euro-
papolitischer Ebene konkrete THG-Minderungsziele für dieses Jahr. Zum anderen 
würde die Berechnung kumulativer Emissionseinsparungen detaillierte Annahmen 
zu den genauen Umsetzungszeitpunkten der Maßnahmen sowie Analysen zu den 
wahrscheinlichen zeitlichen Verläufen von deren Wirkungen erfordern, was über den 
Rahmen der Möglichkeiten der vorliegenden Studie hinausgeht.  

Im Fokus der vorliegenden Arbeit stehen die THG-Einsparungen, die im Jahr 2030 
insgesamt durch eine Maßnahme erreicht werden können, unabhängig davon, wo 
diese Einsparungen anfallen bzw. bilanziert werden. Gleichzeitig wird jedoch für jede 
Maßnahme zusätzlich abgeschätzt, wie hoch die Emissionseinsparungen in Bayern 
selbst sein könnten, d. h. welche Einsparungen auch in der bayerischen THG-Quel-
lenbilanz (gemäß Territorialprinzip) wirksam werden.  

In der vorliegenden Studie wird in erster Linie auf die Nettoeinsparungen der Maß-
nahmen fokussiert. Bei den Nettoeinsparungen werden diejenigen Einsparungen, die 
auch ohne Umsetzung der Maßnahmen in einer Referenzentwicklung zu erwarten 
wären, von den Bruttoeinsparungen abgezogen.3 So ist bis 2030 beispielsweise ein 
gewisser – wenn auch langsamer – weiterer Windenergie-Ausbau in Bayern auch 
ohne Änderungen der landespolitischen Bedingungen für den Windenergieausbau zu 
erwarten, so dass nicht 100 % des infolge förderlicherer Rahmenbedingungen zu er-
wartenden Ausbaus auf entsprechende gesetzliche Änderungen zurückgeführt wer-
den können. Durch die Ausweisung der Nettoeinsparungen kann das tatsächliche 
THG-Minderungspotenzial zusätzlicher politischer Maßnahmen zur Zielerreichung 
dargestellt werden. Auch wenn auf die Nettoeinsparungen fokussiert wird, werden 
dennoch die Bruttoeinsparungen in den Ausführungen zu den einzelnen Maßnahmen 
in Kapitel 3 erwähnt. Zudem werden in Tabelle 5-3 im Anhang für jede Maßnahme 
die Unterschiede zwischen Brutto- und Nettoeinsparungen aufgeführt. 

Während für die Quantifizierung des THG-Minderungspotenzial der einzelnen Maß-
nahmen im jeweils adressierten Bereich (z. B. beim Ausbau der Windenergie in Bay-
ern) angenommen wird, dass ohne Umsetzung der Maßnahme eine Weiterentwick-
lung des Trends zu erwarten ist, wird für die Entwicklung des gesamten Energiesys-
tems in Deutschland angenommen, dass die aktuellen klimapolitischen Ziele der 
Bundesregierung bis 2030 realisiert werden. Annahmen zur Entwicklung des Ge-
samtsystems sind an vielen Stellen notwendig, um das Minderungspotenzial von 

–––– 
3 Dabei ist darauf hinzuweisen, dass die im Rahmen dieser Studie angesetzten Referenzentwicklungen bei den einzelnen Maß-

nahmen Fortschreibung der Trends der letzten Jahre sind. D. h., dass insbesondere mögliche zusätzliche Wirkungen von 
bereits angekündigten landes- oder bundespolitischen Maßnahmen nicht als Teil der Referenzentwicklungen berücksichtigt 
werden. 
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Maßnahmen für das Jahr 2030 quantifizieren zu können. So wird zum Beispiel bei 
der Abschätzung des Potenzials der Einführung eines Tempolimits auf deutschen Au-
tobahnen angenommen, dass es bis 2030 zu einer deutlichen Erhöhung der Anzahl 
der Elektroautos sowie zu einer gewissen Verlagerung des Personenverkehrs auf öf-
fentliche Verkehrsmittel kommen wird, um die bundespolitischen Ziele zur Minde-
rung der THG-Emissionen im Verkehrssektor erreichen zu können.  

Als Orientierung für Eckdaten des Energiesystems im Jahr 2030, die – weitgehend – 
in Einklang mit den aktuellen energie- und klimapolitischen Zielen des Bundes ste-
hen, wird insbesondere auf das Szenario KN2045 zurückgegriffen, das von Prognos, 
Öko-Institut und Wuppertal Institut im Auftrag von Stiftung Klimaneutralität, Agora 
Energiewende und Agora Verkehrswende erarbeitet und 2021 veröffentlicht wurde 
(Prognos et al. 2021).4 Weitere wichtige Annahmen für die Quantifizierung der Maß-
nahmen, die nicht aus dieser Szenariostudie entnommen werden konnten, wurden 
entweder aus weiteren Literaturquellen gewonnen oder selbst getroffen.  

Hinsichtlich der Systemgrenze bei der Berücksichtigung von THG-Emissionsände-
rungen werden neben den direkten Änderungen der Emissionen durch eine Maß-
nahme (z. B. weniger CO2-Ausstoß durch geringeren Kraftstoffbedarf infolge einer 
Verlagerung von Teilen des Personenverkehrs auf den öffentlichen Verkehr) auch die 
indirekten Änderungen der Emissionen durch veränderte Nachfrage nach Strom und 
Fernwärme (z. B. erhöhter Strombedarf durch zusätzlichen schienengebundenen 
Verkehr infolge der Verlagerung von Personenverkehr auf den öffentlichen Verkehr) 
berücksichtigt. Dabei fließen auch die auf Grundlage aktueller Studien abgeschätzten 
Vorketten-Emissionen fossiler Energieträger in die Quantifizierungen ein. Aufgrund 
einer unvollständigen Datenlage sowie einer insgesamt als relativ gering eingeschätz-
ten Relevanz fließen hingegen die Vorketten-Emissionen physischer Anlagen (z. B. 
von Windenergieanlagen oder Gaskraftwerken) sowie von Infrastrukturen (z. B. von 
Oberleitungen für die Elektrifizierung von Schienenstrecken) nicht mit in die Quanti-
fizierungen der THG-Einsparpotenziale ein. 

Auch mögliche Wechselwirkungen einzelner Klimaschutzmaßnahmen mit dem euro-
päischen Emissionshandel werden in der vorliegenden Studie nicht berücksichtigt 
bzw. nicht abgeschätzt.5 Wechselwirkungen zwischen den einzelnen Maßnahmen 
selbst werden hingegen im zusammenfassenden Kapitel 4 bei der Darstellung der 
Gesamtwirkung der Einsparpotenziale der betrachteten Maßnahmen berücksichtigt. 
So würde beispielsweise die erfolgreiche Umsetzung der Maßnahme einer 

–––– 
4 Dabei ist darauf hinzuweisen, dass in diesem Szenario einzelne der energiepolitischen Ziele, die von der neuen Bundesregie-

rung im Koalitionsvertrag neu formuliert wurden, nicht erreicht werden. So beträgt der Anteil der erneuerbaren Energien am 
Bruttostromverbrauch in diesem Szenario im Jahr 2030 „nur“ 69 %, d. h. es werden nicht die seitens der neuen Bundesregie-
rung verfolgten 80 % realisiert. 

5 Im Hinblick auf Maßnahmen, wie dem Ausbau erneuerbarer Energien im Stromsystem, die zu Emissionsminderungen in denje-
nigen Sektoren führen, die unter den europäischen Emissionshandel fallen, wird teilweise argumentiert, dass diese Emissi-
onsminderungen an anderen Stellen wieder durch Mehremissionen kompensiert würden. Denn schließlich gebe es im euro-
päischen Emissionshandel eine feste Emissionsobergrenze. Minderungen von Emissionen an einer Stelle würden folglich – 
aufgrund freiwerdender Emissionszertifikate und einhergehender sinkender Zertifikatspreise am Markt – zu Mehremissionen 
an anderer Stelle im System führen. Dieser Auffassung zufolge brauchen und sollten in den vom Emissionshandel erfassten 
Sektoren keine über das Instrument des Emissionshandels hinausgehende Emissionsminderungsmaßnahmen umgesetzt 
werden. Diese Auffassung wird hier allerdings nicht bzw. nur eingeschränkt geteilt, unter anderem weil der durch zusätzliche 
Klimaschutzmaßnahmen induzierte dämpfende Effekt auf den Preis der Emissionszertifikate die politische Durchsetzbarkeit 
von relativ ambitionierten Obergrenzen im EU-Emissionshandel wahrscheinlicher machen dürfte und somit dennoch ein 
positiver Effekt von solchen zusätzlichen Maßnahmen für den Klimaschutz plausibel erscheint. 
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Verlagerung großer Teile des Personenverkehrs auf den öffentlichen Verkehr das Po-
tenzial der Emissionsminderungen eines Tempolimits verringern. Aufgrund solcher 
Wechselwirkungen liegt das Gesamteinsparpotenzial aller Maßnahmen niedriger als 
die einfache Summe der THG-Einsparungen der Einzelmaßnahmen. 

Hinsichtlich der Bewertung der THG-Wirkung von Maßnahmen, die zusätzlichen 
Strom aus erneuerbaren Energien bereitstellen, den Strombedarf senken oder zu-
sätzliche Stromnachfrage (zur Verdrängung fossiler Energieträger) erzeugen, wird 
hier auf die Methode der Betrachtung eines Grenzkraftwerks zurückgegriffen. Ent-
sprechend der aktuellen bundespolitischen Zielsetzungen wird dabei für 2030 davon 
ausgegangen, dass dann keine (wesentliche) Stromerzeugung mehr durch Kohle-
kraftwerke erfolgt und dass stattdessen erdgasbetriebene Kraftwerke die Residuallast 
(d. h. die nicht durch erneuerbare Energien gedeckte Last) abdecken. Es wird also 
davon ausgegangen, dass 2030 zusätzliche erneuerbare Stromerzeugung und einge-
sparte Strommengen die Stromerzeugung in erdgasbetriebenen Kraftwerken reduzie-
ren, während zusätzlicher Strombedarf durch entsprechende Kraftwerke bedient 
wird. Dahinter steckt die Annahme, dass bestehende Erneuerbare-Energien-Anlagen 
aufgrund ihrer niedrigen variablen Kosten stets in vollem Umfang genutzt werden 
und zusätzlicher Strombedarf daher – solange noch kein zu 100 % auf erneuerbaren 
Energien beruhendes Stromsystem besteht – stets eine zusätzliche Stromerzeugung 
in einem fossil betriebenen Kraftwerk auslösen wird.  

Das Ansetzen eines Erdgaskraftwerks als Grenzkraftwerk erscheint für eine isolierte 
Betrachtung der im Jahr 2030 tatsächlich zu erwartenden Wirkung einzelner Maß-
nahme auf die THG-Emissionen als eine plausible – wenn auch vereinfachte – An-
nahme. (Eine umfassende Energiesystemmodellierung für eine präzisere Abschät-
zung der Wirkungen im Stromsystem im Jahr 2030 infolge der Umsetzung einzelner 
Maßnahmen kann im Rahmen der vorliegenden Studie nicht geleistet werden.) 

Eine alternative Methode zur Quantifizierung von Änderungen der Stromerzeugung 
und des Strombedarfs ist die Verwendung eines Emissionsfaktors, der dem Strom-
mix – in diesem Fall des Jahres 2030 – entspricht. Befürworter*innen dieser Me-
thode sehen es nicht als gerechtfertigt an, für zusätzliche Stromnachfrage nur die re-
lativ „dreckigen“ Grenzkraftwerke anzusetzen, anstatt dieser zusätzlichen Strom-
nachfrage auch eine anteilige Deckung durch die bestehenden Erneuerbare-Ener-
gien-Anlagen zuzugestehen.  

Letztlich lassen sich Pro- und Kontra-Argumente für beide Methoden der Emissions-
zuschreibung von erneuerbar erzeugtem Strom oder veränderter Stromnachfrage fin-
den. In der vorliegenden Studie wird, wie erwähnt, die Methode der Betrachtung ei-
nes Grenzkraftwerks gewählt, mit der Annahme eines Erdgas-GuD-Grenzkraftwerks 
mit einem elektrischen Wirkungsgrad von 57 %. Es wird jedoch im Anhang in Ta-
belle 5-1 dargestellt, wie sich die mittleren THG-Minderungspotenziale der einzelnen 
Maßnahmen ändern würden, wenn statt dem Erdgas-Grenzkraftwerk der erwartete 
durchschnittliche Strommix des Jahres 2030 (80 % erneuerbare Energien, 20 % 
Erdgas) für den Emissionsfaktor des Stroms angesetzt werden würde. 

Das THG-Einsparpotenzial und die wesentlichen zugrunde liegenden Annahmen zur 
Berechnung dieses Potenzials werden in Kapitel 3 für jede der Maßnahmen zunächst 
in einer Tabelle zusammenfassend dargestellt und anschließend in Textform 
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ausführlich beschrieben. Dabei werden die zentralen Annahmen aufgeführt und die 
wesentlichen verwendeten Literaturquellen zitiert. Zudem wird den mit einer sol-
chen Quantifizierung einhergehenden Unsicherheiten durch die Ableitung einer 
Spannweite der zu erwartenden Emissionseinsparungen Rechnung getragen. So wird 
für jede Maßnahme eine untere, mittlere und obere Abschätzung der für das Jahr 
2030 zu erwartenden Emissionseinsparung abgeleitet. Die mittlere Abschätzung 
stellt dabei die „beste“ Abschätzung („best guess“) dar, die unteren und oberen Ab-
schätzungen können als wahrscheinliche Unter- und Obergrenzen der THG-Einspar-
potenziale der jeweiligen Maßnahmen angesehen werden.  

Im abschließenden Kapitel 0 erfolgt eine Zusammenfassung und Einordnung der 
Einsparpotenziale. Dabei werden die identifizierten Potenziale miteinander vergli-
chen. Auch ihre kumulierte Wirkung im Vergleich zu den insgesamt bis 2030 not-
wendigen Einsparpotenzialen zur Erreichung des Klimaschutzziels der bayerischen 
Landesregierung für 2030 (Reduktion der THG-Emissionen um 65 % gegenüber 
1990) wird verdeutlicht. Im Anhang werden zudem die Auswirkungen unterschiedli-
cher methodischer Ansätze zur Bestimmung des Minderungspotenzials (Grenzkraft-
werk ggü. Strommix, Verursacherbilanzierung ggü. Quellenbilanzierung, Netto- ggü. 
Bruttowirkung) dargestellt.  

Tab. 2-1 fasst die wesentlichen Elemente der methodischen Vorgehensweise zur 
Quantifizierung der THG-Minderungspotenziale der verschiedenen Maßnahmen in 
der vorliegenden Studie zusammen. 

Tab. 2-1 Übersicht wichtiger Elemente der methodischen Vorgehensweise zur Quantifizierung der 
THG-Minderungspotenziale 

n Ermittlung des Einsparpotenzials (ausschließlich) für das Jahr 2030 
n Fokus auf insgesamt vermiedenen Emissionen (Verursacherprinzip) 
n Fokus auf zusätzliche (Netto-) Emissionsminderungen (über Referenzentwicklung hinaus) 
n Vereinfachte Abschätzungen der Referenzentwicklungen (Trendfortschreibungen) 
n Annahme für das Gesamtenergiesystem: Klimapolitische Ziele für 2030 werden erreicht  
n Vorketten-Emissionen fossiler Energieträger berücksichtigt 
n Vorketten-Emissionen physischer Anlagen und Infrastrukturen nicht berücksichtigt 
n Mögliche Wechselwirkungen im Rahmen des Emissionshandels nicht berücksichtigt 
n Erdgas-Grenzkraftwerk angesetzt bei Änderungen der Stromnachfrage & -erzeugung 
n Erwartete Emissionsminderung als Spannweiten (niedrig, mittel, hoch) abgeschätzt 
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3 Quantifizierung der Maßnahmen 

3.1 Windenergie und Fotovoltaik 

3.1.1 Verbesserung der Rahmenbedingungen für den Windenergieausbau 

Tab. 3-1 Übersicht über zentrale Annahmen und ermittelte THG-Einsparpotenziale einer umfassen-
den Verbesserung der Rahmenbedingungen für den Windenergieausbau 

 Niedrig Mittel Hoch 
Anzahl der zwischen Mitte 2022 und Mitte 2030 jährlich durch-
schnittlich neu installierten WEA in Bayern 60 120 190 

Durchschnittliche Nennleistung der neu errichteten WEA in Bayern 
(in MW pro Anlage) 4,5 5,0 5,5 

Durchschnittliche jährliche Volllaststunden der neu errichteten An-
lagen 2250 2400 2500 

Emissionseinsparungen im Jahr 2030 insgesamt, zusätzlich 
zum Trend (in kt CO2-Äq.)  1716 4241 8025 

 

Mittlere Abschätzung: 

Für die Quantifizierung dieser Maßnahme wird angenommen, dass es ab Mitte 2022 
zu einer Abschaffung der 10-H-Regelung und einer auch darüberhinausgehenden 
Verbesserung der landes- und bundespolitischen Rahmenbedingungen für den Aus-
bau der Windenergie an Land kommen wird. Es wird hier unterstellt, dass dadurch 
bis 2030 wieder ein Windenergie-Ausbau erreicht werden kann (in Bezug auf die An-
zahl der neu errichteten Anlagen), wie er im Schnitt auch in den Jahren von 2013 bis 
2017 realisiert wurde (120 Anlagen pro Jahr, StMWi 2021).6 Dabei wird zusätzlich 
angenommen, dass die durchschnittliche Nennleistung einer zwischen 2022 und 
2030 errichteten Windenergieanlage 5 MW betragen wird.  

Zu berücksichtigen ist, dass in der Realität aufgrund der Vorlaufzeiten eine Ände-
rung der rechtlichen Rahmenbedingungen nicht unmittelbar zu einem deutlichen 
Anstieg der Neuinstallationen führen wird, so dass v. a. in der zweiten Hälfte des 
Jahrzehnts ein höherer durchschnittlicher jährlicher Zubau notwendig sein wird als 
die genannten 120 Anlagen. Vor dem Hintergrund, dass 2014 über 150 Anlagen zuge-
baut wurden (Bayerische Staatsregierung o. J.), erscheint die Zielerreichung dennoch 
realistisch, insbesondere wenn sie tatsächlich auf Bundes- und Landesebene durch 
weitere förderliche Rahmenbedingungen für den Windenergieausbau an Land flan-
kiert wird. 

Zur Einordnung: Der unter dieser Annahme realisierte durchschnittliche Windener-
gieausbau in Bayern zwischen 2022 und 2030 entspricht rund 7 % des in Deutsch-
land zwischen 2022 und 2030 notwendigen Ausbaus. Für den in Deutschland not-
wendigen Ausbau wird eine in Deutschland installierte Kapazität von Onshore-Anla-
gen im Jahr 2030 von 100 GW unterstellt. Diese wird nach BMWK (2022) 

–––– 
6 In den Jahren nach 2017 haben ökonometrischen Analysen des DIW zufolge die Auswirkungen der 10-H-Regelung zu einem 

Rückgang des Windenergie-Ausbaus in Bayern um mindestens 60 und bis zu 90 % geführt (Stede und May 2019). 



Projektbericht  

16 | Wuppertal Institut 

mindestens notwendig sein, um zusammen mit dem im Koalitionsvertrag vorgesehe-
nen Ausbau der Windenergieanlagen auf dem Meer und der PV-Anlagen den für 
2030 vorgesehenen Erneuerbaren-Anteil von 80 % realisieren zu können. (Bayern 
hat aktuell einen Anteil von knapp 5 % an der in Deutschland installierten Onshore-
Windenregiekapazität (BWE 2022). 

Unter der Annahme, dass die in Bayern neu errichteten Onshore-Anlagen 2400 Voll-
laststunden realisieren werden (basierend auf Rehfeldt und Kruse (2020), können im 
Jahr 2030 rund 11,5 TWh Strom aus diesen Anlagen erzeugt werden.  

Es wird hier angenommen, dass dieser erneuerbare Strom im Jahr 2030 die Strom-
erzeugung aus Erdgaskraftwerken ersetzt (s. Erläuterung in Kapitel 2) und dadurch 
pro kWh 353 g CO2 vermieden werden. Hinzu kommen vermiedene Vorketten-Emis-
sionen von 45 g CO2-Äq. pro kWh.  

In der Summe kann diese Maßnahme im Jahr 2030 die THG-Emissionen um 
4576 kt CO2-Äq. reduzieren. Wird angenommen, dass (entsprechend des Windener-
gie-Zubaus in Bayern der Jahre 2018 bis 2020) bis 2030 im Referenzfall nur 24 MW 
pro Jahr zugebaut werden, beträgt im Jahr 2030 die zusätzliche Emissionsminde-
rung dieser Maßnahme, die also über die Emissionsminderung der Trendentwick-
lung hinausgeht, 4241 kt CO2-Äq. 

Aufgrund der engen Verbindungen im Stromsystem wird ein Großteil (Schätzung: 
rund 90 %) dieser Emissionsminderungen in Erdgaskraftwerken außerhalb Bayerns 
realisiert. Dahinter steckt zum einen die Annahme, dass der gegenwärtige Anteil der 
installierten konventionellen Kraftwerkskapazität (fossile Kraftwerke plus Atom-
kraftwerke) in Bayern (11 %, Bundesnetzagentur 2021) an der gesamten ins deutsche 
Stromnetz einspeisenden Kapazität bis 2030 konstant bleiben wird. Zum anderen 
liegt die Annahme zugrunde, dass eine zusätzliche Einspeisung erneuerbarer Ener-
gien konventionelle Kraftwerkserzeugung geografisch gleichmäßig verdrängt. 

Niedrige Abschätzung: 

Für die niedrige Abschätzung wird angenommen, dass infolge des Wegfalls der 10-H-
Regelung und der Umsetzung weiterer förderlicher Bedingungen für den Ausbau der 
Windenergie an Land zwischen 2022 und 2030 im Durchschnitt die Hälfte der zwi-
schen 2013 und 2017 im Schnitt pro Jahr installierten Onshore-Anlagen zugebaut 
werden kann (60 Anlagen pro Jahr). Dies könnte insbesondere der Fall sein, falls es 
eine unzureichende Anzahl an geeigneten und in der Bevölkerung vor Ort ausrei-
chend akzeptierten Standorten geben sollte. Zusätzlich werden für diese niedrige Ab-
schätzung gegenüber der mittleren Abschätzung eine etwas geringere durchschnittli-
che Nennleistung der Anlagen (4,5 MW) sowie niedrigere Volllaststunden (2250) an-
genommen. 

Bei sonst gleichen Annahmen könnten dann im Jahr 2030 in der Summe durch diese 
Maßnahme – über die Einsparungen in der Trendentwicklung hinaus – noch 
1716 kt CO2-Äq. vermieden werden.  

Hohe Abschätzung: 

Für die höhere Abschätzung wird angenommen, dass es durch den Wegfall der 10-H-
Regelung und die Einführung weiterer förderlicher landes- und bundespolitischer 
Rahmenbedingungen für die Windenergie an Land zwischen 2022 und 2030 zu 
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einem Zubau der Onshore-Windenergiekapazität kommen wird, der einem „ange-
messenen“ Anteil Bayerns an dem bis 2030 bundesweit benötigten Onshore-Zubau 
entspricht. Dabei wird entsprechend der Angaben in BMWK (2022) angenommen, 
dass zwischen 2022 und 2030 bundesweit im Schnitt brutto rund 8 GW an Onshore-
Windenergieanlagen installiert werden müssen.  

Der „angemessene“ Anteil Bayerns an diesem Zubau wird über zwei aktuelle Studien 
abgeschätzt, die jeweils einen kostenoptimalen Ausbau erneuerbarer Energien in 
Deutschland modellieren. In der Studie vom DIW (Göke et al. 2021) beträgt der An-
teil Bayerns an der insgesamt in Deutschland installierten Onshore-Kapazität in ei-
nem klimaneutralen Energiesystem 18 %. In einer Studie im Auftrag des Bundesver-
bands Erneuerbare Energien (Fraunhofer ISE 2021) beträgt der entsprechende An-
teil hingegen 8 %. Hier wird der Mittelwert dieser beiden Studien (13 %) herangezo-
gen. Dies würde bedeuten, dass zwischen 2022 und 2030 in Bayern pro Jahr im 
Schnitt (brutto) rund 1 GW an Anlagenkapazität zugebaut werden müsste, was etwa 
190 Anlagen entsprechen würde, sofern für die durchschnittliche Größe der neuen 
Anlagen 5,5 MW angesetzt werden.  

Auch hier ist darauf hinzuweisen, dass ein entsprechender jährlicher Zubau von 
Windenergie-Anlagen an Land aufgrund der notwendigen Planungs- und Realisie-
rungszeiträume in den nächsten rund zwei bis drei Jahren sicherlich nicht realisiert 
werden kann. Ein entsprechend höherer durchschnittlicher Zubau wird in der zwei-
ten Hälfte des laufenden Jahrzehnts notwendig sein. 

Bei sonst gleichen Annahmen könnten in diesem Fall im Jahr 2030 in der Summe – 
und über die Einsparungen in der Trendentwicklung hinaus – 8025 kt CO2-Äq. 
vermieden werden.  
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3.1.2 PV-Anlagen auf einem Teil der Anmoor- und Niedermoorflächen 

Tab. 3-2 Übersicht über zentrale Annahmen und ermittelte THG-Einsparpotenziale der Errichtung 
von PV-Anlagen auf einem Teil der Anmoor- und Niedermoorflächen 

 Niedrig Mittel Hoch 
Anmoor- und Niedermoorflächen in Bayern (in ha) 197.700 197.700 197.700 

Anteil der Moorflächen, auf denen bis 2030 PV-Anlagen installiert 
werden können 3 % 5 % 10 % 

Installierbare PV-Leistung pro ha (in MWp) 1,0 1,0 1,0 
Durchschnittliche jährliche VLS der neu installierten PV-Anlagen 
(inkl. Korrekturfaktor wegen Zwischenspeicherung und Abregelung)  900 900 900 

Emissionseinsparungen im Jahr 2030 insgesamt, zusätzlich 
zum Trend (in kt CO2-Äq.)  1734 3148 6682 

 

Mittlere Abschätzung: 

Für die mittlere Abschätzung des Potenzials von Maßnahmen zur deutliche Attrakti-
vierung der Errichtung von PV-Anlagen auf bayerischen Anmoor- und Nieder-
moorflächen wurde in Absprache mit dem Auftraggeber beschlossen, bis 2030 von 
einer fünfprozentigen Abdeckung der entsprechenden Flächen mit PV-Anlagen aus-
zugehen. Die Anmoor- und Niedermoorflächen in Bayern machen zusammen knapp 
200.000 ha aus. Ein Anteil von 5 % an diesen Flächen würde bedeuten, dass bis 
2030 auf knapp 10.000 ha PV-Anlagen errichtet werden.  

Bei aktuellen PV-Anlagen kann von einer Kapazität pro ha von 1 MWp ausgegangen 
werden (Fraunhofer ISE 2022), wodurch bis 2030 knapp 10.000 MWp auf Moorflä-
chen errichtet werden könnten. Es werden zunächst für diese Anlagen Volllaststun-
den im Jahr 2030 in Höhe von 1000 angenommen. Diese Volllaststunden werden für 
die hier vorgenommene Quantifizierung des THG-Einsparpotenzials aber um 10 % 
reduziert (auf 900 Stunden), da für das Jahr 2030 in Bayern bei einem hier grund-
sätzlich angenommenen starken PV-Zubau mit gewissen energetischen Verlusten der 
PV-Stromerzeugung zu rechnen ist. Diese Verluste werden sich hauptsächlich in den 
Sommermonaten infolge von notwendigen Zwischenspeicherungen (v. a. in Batte-
rien) und teilweise auch Abregelungen in besonders sonnenreichen Stunden ergeben 
(Koch et al. 2020). Unter diesen Annahmen beträgt der erwartete Stromertrag im 
Jahr 2030 rund 8,9 TWh. 

Unter der Annahme, dass dieser erneuerbare Strom im Jahr 2030 die Stromerzeu-
gung aus Erdgaskraftwerken ersetzt (s. Erläuterung in Kapitel 2), wird eine CO2-Ver-
meidung pro kWh von 353 g abgeleitet. Hinzu kommen vermiedene Vorketten-Emis-
sionen von 45 g CO2-Äq. pro kWh.  

In der Summe kann diese Maßnahme die Emissionen um 3534 kt CO2-Äq. im Jahr 
2030 reduzieren. Wird angenommen, dass im Referenzfall zwischen 2022 und 2030 
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im Schnitt 120 MW/a auf bayerischen Moorflächen zugebaut werden, beträgt 2030 
die zusätzliche Emissionsminderung dieser Maßnahme 3148 kt CO2-Äq.7 

Aufgrund der engen Verbindungen im Stromsystem wird ein Großteil (Schätzung: 
rund 90 %) dieser Emissionsminderungen in Erdgaskraftwerken außerhalb Bayerns 
realisiert werden. 

Dabei ist darauf hinzuweisen, dass aus Gründen des Klima- und Artenschutzes Wie-
dervernässungen der Moorflächen vor der Errichtung der PV-Anlagen durchgeführt 
werden sollten. Bei der hier vorgenommenen Abschätzung der THG-Emissionsein-
sparungen wird aber zwecks Verdeutlichung der unterschiedlichen Wirkungen des 
PV-Ausbaus auf der einen Seite und der Wiedervernässungen auf der anderen Seite 
nur die Wirkung der Stromerzeugung der errichteten PV-Anlagen berücksichtigt. Die 
THG-Emissionsminderungen, die durch eine Wiedervernässung von Moorflächen zu 
erwarten sind, werden in einer anderen Maßnahme abgeschätzt (s. Abschnitt 3.4.2).8 

Niedrige Abschätzung: 

Für die niedrige Abschätzung wird angenommen, dass lediglich 3 % der entsprechen-
den Moorflächen bis 2030 mit PV-Anlagen genutzt werden. Bei sonst gleichen An-
nahmen könnten die Emissionen in diesem Fall im Jahr 2030 – zusätzlich zu den 
Einsparungen in der Trendentwicklung – um 1734 kt CO2-Äq. reduziert werden. 

Hohe Abschätzung: 

Für die hohe Abschätzung wird angenommen, dass 10 % der entsprechenden Moor-
flächen bis 2030 mit PV-Anlagen genutzt werden. Bei sonst gleichen Annahmen 
könnten die Emissionen in diesem Fall im Jahr 2030 – zusätzlich zu den Einsparun-
gen in der Trendentwicklung – um 6682 kt CO2-Äq. reduziert werden.  

  

–––– 
7 120 MWp entspricht der Größe der 2021 auf einer Moorfläche ans Netz gegangenen großen PV-Anlage „Solarpark Schornau“. 
8 Sofern angenommen wird, dass die gesamte Moorfläche, auf der in dieser mittleren Annahme PV-Anlagen installiert werden, 

zusätzlich wiedervernässt wird, ließen sich im Jahr 2030 (bei einer unterstellten Einsparung von 20 t CO2-Äq. pro Hektar 
durch eine Wiedervernässung) zusätzliche 198 kt CO2-Äq. einsparen. 
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3.1.3 Ausschöpfung des Windkraftpotenzials in den Staatswäldern 

Tab. 3-3 Übersicht über zentrale Annahmen und ermittelte THG-Einsparpotenziale einer Aus-
schöpfung des Windkraftpotenzials in den Bayerischen Staatswäldern 

 Niedrig Mittel Hoch 
Noch erschließbare Standorte für WEA im bayerischen Staats-
wald 100 100 100 

Durchschnittliche Anzahl der möglichen WEA pro Standort 2,5 3 
4 
 

Anteil der bis 2030 tatsächlich realisierbaren WEA an den 
grundsätzlich erschließbaren WEA im bayerischen Staatswald  40 % 60 % 80 % 

Durchschnittliche Nennleistung der neu errichteten WEA im 
bayerischen Staatswald 4,5 5 5,5 

Durchschnittliche jährliche Volllaststunden der neu installierten 
WEA 2250 2400 2500 

Emissionseinsparungen im Jahr 2030 insgesamt, zusätz-
lich zum Trend (in kt CO2-Äq.)  402 858 1748 

 

Mittlere Abschätzung: 

Für die Abschätzung des Potenzials dieser Maßnahme wurde eine aktuelle Untersu-
chung des Bayerischen Wirtschaftsministeriums zugrunde gelegt, nach der es in Bay-
erischen Staatsforsten rund 100 Standorte gibt, die für die Errichtung neuer Wind-
energieanlagen in Frage kommen (StMWi 2021). Pro Standorte könnten „mehrere 
Windräder errichtet werden“ – laut einem Pressebericht (Storch 2021a) ist mit bis zu 
5 Anlagen pro Standort zu rechnen. Für die mittlere Abschätzung wird angenommen, 
dass pro Standort im Schnitt drei Windenergieanlagen gebaut werden können. Zu-
sätzlich wird angenommen, dass 60 % der 100 in Frage kommenden Standorte bis 
2030 tatsächlich realisiert werden können. Dies berücksichtigt, dass es wahrschein-
lich ist, dass einzelne Standorte nach näherer Untersuchung aus diversen Gründen 
doch nicht geeignet sind bzw. die Akzeptanz vor Ort unzureichend ist. Ebenfalls wird 
durch die 60 % berücksichtigt, dass aufgrund der nicht unerheblichen Planungszeit-
räume Windenergieanlagen an einzelnen Standorten erst nach 2030 erschlossen 
werden könnten.  

Auf Grundlage dieser Annahmen ergibt sich, dass bis 2030 180 neue Anlagen im 
Staatswald errichtet werden. Für diese Anlagen wird eine durchschnittliche Leistung 
von 5 MW angenommen, d. h. bis 2030 werden 900 MW an Windenergieanlagen zu-
gebaut. 

Ein solcher Zubau von im Schnitt 20 Anlagen pro Jahr zwischen 2022 und 2030 
scheint bei entsprechenden politischen Rahmenbedingungen möglich, denn Mitte 
der 2010er Jahre wurden drei Jahre in Folge jeweils knapp 20 WEA im Bayerischen 
Staatswald errichtet (Bayerische Staatsforsten 2016, 2017, 2018). 

Zusätzlich werden durchschnittliche jährliche Volllaststunden der neuen Anlagen 
von 2400 angenommen. Daraus ergibt sich eine Stromerzeugung der neu errichteten 
Anlagen im Jahr 2030 von knapp 2,2 TWh.  
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Unter der Annahme, dass die 2,2 TWh erneuerbarer Strom im Jahr 2030 die Strom-
erzeugung aus Erdgaskraftwerken ersetzen (s. Erläuterung in Kapitel 2), wird eine 
CO2-Vermeidung pro kWh von 353 g abgeleitet. Hinzu kommen vermiedene Vorket-
ten-Emissionen von 45 g CO2-Äq. pro kWh.  

In der Summe kann diese Maßnahme im Jahr 2030 die THG-Emissionen um 
858 kt CO2-Äq. reduzieren. Im Referenzfall wird vereinfacht angenommen, dass – 
entsprechend der Jahre (Mitte) 2018 bis (Mitte) 2021 – bis 2030 keine zusätzlichen 
Windenergieanlagen im Bayerischen Staatswald zugebaut werden würden (Bayeri-
sche Staatsforsten 2019, 2020, 2021). Entsprechend bleibt die zusätzliche THG-Ver-
meidung im Jahr 2030 bei 858 kt CO2-Äq. 

Aufgrund der engen Verbindungen im Stromsystem wird ein Großteil (Schätzung: 
rund 90 %) dieser Emissionsminderungen in Erdgaskraftwerken außerhalb Bayerns 
realisiert werden.  

Niedrige Abschätzung: 

Für die niedrige Abschätzung wird angenommen, dass im Schnitt nur 2,5 Windener-
gieanlagen pro Standort zugebaut werden können und dass nur auf 40 % der in 
Frage kommenden Standorte bis 2030 auch Windenergieanlagen (fertig) errichtet 
werden. Für die durchschnittliche Nennleistung der neuen Anlagen werden zudem 
4,5 MW angesetzt und die angenommenen VLS der neuen Anlagen auf 2250 redu-
ziert. 

Bei sonst gleichen Annahmen könnten in diesem Fall die THG-Emissionen um 
402 kt CO2-Äq. reduziert werden. 

Hohe Abschätzung: 

Für die hohe Abschätzung wird angenommen, dass im Schnitt vier Windenergieanla-
gen pro Standort zugebaut werden können und dass bis 2030 auf 80 % der in Frage 
kommenden Standorte die Windenergieanlagen (fertig) errichtet werden. Für die 
durchschnittliche Nennleistung der neuen Anlagen werden zudem 5,5 MW angesetzt 
und die angenommenen VLS der neuen Anlagen auf 2500 erhöht. 

Bei sonst gleichen Annahmen könnten in diesem Fall die THG-Emissionen um 
1748 kt CO2-Äq. reduziert werden.  
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3.1.4 Solarpflicht für Gewerbegebäude  

Tab. 3-4 Übersicht über zentrale Annahmen und ermittelte THG-Einsparpotenziale einer Solar-
pflicht für Gewerbegebäude 

 Niedrig Mittel Hoch 
Anzahl der bis 2030 in Bayern jährlich im Durchschnitt neu errichteten 
Nicht-Wohngebäude 5170 5170 5170 

Anteil der Gebäude (Neubau und Sanierung), auf denen keine Anla-
gen errichtet werden können/müssen 40 % 30 % 20 % 

Durchschnittliche Größe pro Dachanlage (in kWp) 25 40 60 

Verfügbare und für PV-Anlagen geeignete Fläche auf bestehenden 
Nicht-Wohngebäuden (in km2) 181 181 181 

Jährliche Sanierungsrate der Dächer von Nicht-Wohngebäuden 1,5 % 2,0 % 2,5 % 

Anteil der grundsätzlich geeigneten Dachfläche, der nach einer 
Dachsanierung pro Anlage tatsächlich genutzt wird  40 % 60 % 80 % 

Durchschnittliche jährliche VLS der neu installierten PV-Dachanlagen 
(inkl. Korrekturfaktor wegen Zwischenspeicherung und Abregelung) 855 855 855 

Emissionseinsparungen im Jahr 2030 insgesamt, zusätzlich zum 
Trend (in kt CO2-Äq.)  202 435 811 

 

Mittlere Abschätzung: 

In der mittleren Abschätzung für diese Maßnahme wird angenommen, dass 70 % der 
ab Mitte 2024 neu errichteten Nicht-Wohngebäude infolge der Solarpflicht mit einer 
PV-Dachanlage ausgestattet werden. Mitte 2024 wurde dabei gewählt, weil das baye-
rische Klimaschutzgesetz die Solarpflicht für gewerblich oder industriell genutzte Ge-
bäude vorsieht, deren Baugenehmigung ab dem 1. Juli 2022 eingehen und für sons-
tige Nichtwohngebäude, wenn deren Baugenehmigungen ab dem 1. Januar 2023 ge-
stellt werden und an dieser Stelle 18 bis 24 Monate für den Abwicklungszeitraum 
(Zeitraum zwischen gestellter Baugenehmigung und Fertigstellung des Gebäudes) 
unterstellt werden. Für 30 % der betroffenen Gebäude wird zudem angenommen, 
dass deren Dächer aus verschiedenen Gründen nicht für eine PV-Anlage geeignet 
sind und daher auf Grundlage der im Gesetzt aufgeführten Ausnahmetatbestände 
keiner Solarpflicht unterliegen.  

Für die restlichen 70 % der neu errichteten Gebäude wird angenommen, dass auf 
ihnen im Schnitt eine PV-Anlage mit einer Leistung von 40 kWp installiert sein wird. 
Unter der Annahme, dass bis 2030 jedes Jahr im Schnitt 5170 Nicht-Wohngebäude 
neu errichtet werden (es wird in dem Zeitraum ein Rückgang des jährlichen Neubaus 
von Nicht-Wohngebäuden gegenüber 2020 von 25 % unterstellt; Angaben für das 
Jahr 2020 nach Bayerisches Landesamt für Statistik 2021a), folgt daraus eine jährli-
che neue PV-Leistung (ab Mitte 2024) von 145 MWp. In der Summe werden bis Mitte 
2030 somit rund 870 MWp auf neu errichteten Nicht-Wohngebäuden zugebaut. 

Für diese Anlagen werden zunächst jährlich 950 Volllaststunden angenommen. (Da-
bei werden etwas niedrigere Volllaststunden als bei PV-Freiflächenanlagen ange-
nommen, da bei Dachanlagen eine optimale Modulausrichtung nicht immer möglich 
oder sinnvoll sein dürfte.) Diese Volllaststunden werden für die hier vorgenommene 
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Quantifizierung des THG-Einsparpotenzials aber um 10 % reduziert (auf 855 Stun-
den), da für das Jahr 2030 in Bayern bei einem hier grundsätzlich angenommenen 
starken PV-Zubau mit gewissen energetischen Verlusten der PV-Stromerzeugung zu 
rechnen ist. Diese Verluste werden sich hauptsächlich in den Sommermonaten in-
folge von notwendigen Zwischenspeicherungen (v. a. in Batterien) und teilweise auch 
Abregelungen in besonders sonnenreichen Stunden ergeben (Koch et al. 2020). Un-
ter diesen Annahmen beträgt der erwartete Stromertrag im Jahr 2030 rund 
740 GWh Strom.  

Für die im Klimaschutzgesetz zusätzlich vorgesehene Verpflichtung der Installation 
von PV-Anlagen auf Dächern von Nicht-Wohngebäuden, bei denen eine vollständige 
Erneuerung der Dachhaut durchgeführt wird, wird zunächst die – auf Grundlage von 
Literaturangaben (Eggers et al. 2020; Fraunhofer IWES 2012) abgeschätzte – ge-
samte grundsätzlich für PV-Anlagen geeignete Dachfläche in Bayern auf Nicht-
Wohngebäuden ermittelt. Diese wird auf rund 180 km2 geschätzt. Zusätzlich wird an-
genommen, dass jedes Jahr im Schnitt 2 % dieser Dachflächen vollständig erneuert 
werden. Ferner wird angenommen, dass 30 % der zu sanierenden Dachflächen aus 
verschiedenen Gründen nicht für den Betrieb einer PV-Anlage geeignet sind (oder 
bereits eine PV-Anlage aufweisen) und folglich nicht unter die Solarpflicht fallen. 
Von den verbleibenden (sanierten) Dachflächen wird angenommen, dass im Schnitt 
60 % der grundsätzlich für PV-Module geeigneten Flächen tatsächlich mit Modulen 
genutzt werden. Auf Grundlage dieser Annahmen ergibt sich 2030 eine zusätzliche 
PV-Stromerzeugung in Höhe von 0,65 TWh. In der Summe (Neubau plus Dachsanie-
rungen) liegt die PV-Stromerzeugung infolge der Solarpflicht bei rund 1,4 TWh. 

Unter der Annahme, dass dieser erneuerbare Strom im Jahr 2030 die Stromerzeu-
gung aus Erdgaskraftwerken ersetzt (s. Erläuterung in Kapitel 2), wird eine CO2-Ver-
meidung pro kWh von 353 g abgeleitet. Hinzu kommen vermiedene Vorketten-Emis-
sionen von 45 g CO2-Äq. pro kWh.  

In der Summe kann diese Maßnahme im Jahr 2030 die Emissionen 554 kt CO2-Äq. 
reduzieren. Aufgrund der engen Verbindungen im Stromsystem wird ein Großteil 
(Schätzung: rund 90 %) dieser Emissionsminderungen in Erdgaskraftwerken außer-
halb Bayerns realisiert.  

Im Referenzfall wird angenommen, dass auch ohne Solarpflicht auf 15 % der neu er-
richteten sowie neu dachsanierten Nicht-Wohngebäude eine PV-Anlage errichtet 
wird. Die zusätzliche THG-Vermeidung im Jahr 2030 läge dann bei 435 kt CO2-Äq. 

Niedrige Abschätzung: 

Für die niedrige Abschätzung wird angenommen, dass die durchschnittliche Anla-
gengröße auf neu errichteten Nicht-Wohngebäuden lediglich 25 MWp beträgt. Zu-
sätzlich wird angenommen, dass 40 % der neu errichteten Gebäude sowie der dach-
sanierten Gebäude unter die Ausnahmetatbestände fallen und keine PV-Anlage in-
stallieren. Bei den Dachsanierungen wird zudem lediglich eine durchschnittliche 
jährliche Sanierungsrate von 1,5 % angenommen. Der bei Umsetzung der PV-Pflicht 
auf den Dächern genutzte Anteil der grundsätzlich für PV-Module verfügbaren Flä-
che wird auf 40 % gesetzt. Bei sonst gleichen Annahmen könnten die THG-Emissio-
nen in diesem Fall im Jahr 2030 – zusätzlich zu den Einsparungen in der Trendent-
wicklung – um 202 kt CO2-Äq. reduziert werden.  
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Hohe Abschätzung: 

Für die hohe Abschätzung wird angenommen, dass die durchschnittliche Anlagen-
größe auf neu errichteten Nicht-Wohngebäuden 60 MWp beträgt. Zusätzlich wird an-
genommen, dass lediglich 20 % der neu errichteten Gebäude sowie der dachsanier-
ten Gebäude unter die Ausnahmetatbestände fallen und keine PV-Anlage installie-
ren. Bei den Dachsanierungen wird zudem eine durchschnittliche jährliche Sanie-
rungsrate von 2,5 % angenommen. Der bei Umsetzung der PV-Pflicht auf den Dä-
chern genutzte Anteil der grundsätzlich für PV-Module verfügbaren Fläche wird auf 
80 % gesetzt. Bei sonst gleichen Annahmen könnten die THG-Emissionen in diesem 
Fall im Jahr 2030 – zusätzlich zu den Einsparungen in der Trendentwicklung – um 
811 kt CO2-Äq. reduziert werden.  

  



Projektbericht Quantifizierung der Maßnahmen 

Wuppertal Institut | 25 

3.1.5 Solarpflicht für Wohngebäude 

Tab. 3-5 Übersicht über zentrale Annahmen und ermittelte THG-Einsparpotenziale einer Solar-
pflicht auch für Wohngebäude (nur zusätzliche Einsparung gegenüber einer Solarpflicht 
für Gewerbegebäude) 

 Niedrig Mittel Hoch 
Anzahl der bis 2030 in Bayern jährlich im Durchschnitt neu errichteten 
Wohngebäude 17.814 17.814 17.814 

Anteil der Gebäude (Neubau und Sanierung), auf denen keine Anla-
gen errichtet werden können/müssen 40% 30 % 20 % 

Durchschnittliche Größe pro Dachanlage (in kWp) 6 7,5 9 

Verfügbare und für PV-Anlagen geeignete Fläche auf bestehenden 
Wohngebäuden (in km2) 260 260 260 

Jährliche Sanierungsrate der Dächer von Wohngebäuden 1,5 % 2,0 % 2,5 % 

Anteil der grundsätzlich geeigneten Dachfläche, der nach einer 
Dachsanierung pro Anlage tatsächlich genutzt wird  40 % 60 % 80 % 

Durchschnittliche jährliche VLS der neu installierten PV-Dachanlagen 
(inkl. Korrekturfaktor wegen Zwischenspeicherung und Abregelung) 855 855 855 

Emissionseinsparungen im Jahr 2030 insgesamt, zusätzlich zum 
Trend (in kt CO2-Äq.)  179 379 623 

 

Mittlere Abschätzung: 

Für die Quantifizierung des Emissionsminderungspotenzials dieser Maßnahme wird 
auf Basis der Annahmen in Prognos et al. (2021) unterstellt, dass zwischen 2024 und 
2030 die jährlich neu errichtete Anzahl an Wohngebäuden gegenüber 2020 um 30 % 
niedriger liegen wird. Damit würden – ausgehend von dem Wert für das Jahr 2020 
(Bayerisches Landesamt für Statistik 2021a) – im Durchschnitt jährlich rund 17.800 
neue Wohngebäude in Bayern errichtet. Die ab Anfang 2024 fertiggestellten Wohn-
gebäude fallen dabei annahmegemäß unter die Solarpflicht. (Zugrunde liegt dabei die 
Annahme, dass die Abwicklungsdauer neuer Wohngebäude 18 Monate beträgt.) Es 
wird ferner angenommen, dass 30 % der neu errichteten Wohngebäude aus diversen 
Gründen nicht für eine PV-Anlage geeignet sind bzw. unter die im Entwurf eines 
Bayerischen Klimagesetzes der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN formulierten 
Ausnahmetatbestände fallen (Bayerischer Landtag 2021a). Auf die in Frage kom-
menden neuen Wohngebäude werden annahmegemäß PV-Anlagen mit einer durch-
schnittlichen Leistung von 7,5 kWp installiert.  

Auf Grundlage dieser Annahmen ergibt sich zwischen 2024 und 2030 ein PV-Zubau 
auf neu errichteten Wohngebäuden in Bayern von 608 MWp. Für diese Anlagen wer-
den zunächst jährlich 950 Volllaststunden angenommen. (Dabei werden etwas nied-
rigere Volllaststunden als bei PV-Freiflächenanlagen angenommen, da bei Dachanla-
gen eine optimale Modulausrichtung nicht immer möglich oder sinnvoll sein dürfte.) 
Diese Volllaststunden werden für die hier vorgenommene Quantifizierung des THG-
Einsparpotenzials aber um 10 % reduziert (auf 855 Stunden), da für 2030 in Bayern 
bei einem hier angenommenen starken PV-Zubau mit gewissen energetischen Ver-
lusten der PV-Stromerzeugung zu rechnen ist. Diese Verluste werden sich hauptsäch-
lich in den Sommermonaten infolge von notwendigen Zwischenspeicherungen (v. a. 
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in Batterien) und teilweise auch Abregelungen in besonders sonnenreichen Stunden 
ergeben (Koch et al. 2020). Unter diesen Annahmen beträgt der erwartete Stromer-
trag der neuen Anlagen im Jahr 2030 rund 520 GWh Strom. 

Für die Berechnung des zusätzlichen Potenzials von Dachsanierungen wird zunächst 
das aus der Literatur abgeleitete gesamte Potenzial der Dachflächen von Wohnge-
bäuden in Bayern auf 260 km2 abgeschätzt (Eggers et al. 2020; Fraunhofer IWES 
2012). Zudem wird die jährliche Sanierungsrate von Dächern auf 2 % geschätzt. Von 
den auf dieser Grundlage relevanten Dachflächen wird angenommen, dass 30 % der 
Flächen auf Gebäuden sind, die aus verschiedenen Gründen nicht (gut) für eine PV-
Anlage geeignet sind und dadurch unter die Ausnahmetatbestände fallen. Von der 
verbleibenden Dachfläche wird angenommen, dass 60 % tatsächlich mit PV-Modulen 
versehen werden. Dieser Faktor berücksichtigt, dass nicht immer die gesamte grund-
sätzlich für eine PV-Anlage geeignete Fläche auf Dächern genutzt wird (und dies 
auch im Gesetzentwurf nicht verlangt wird) und dass ein Teil der bestehenden Ge-
bäude bereits über PV-Anlagen verfügt, die auch ohne Solarpflicht nach einer 
Dachsanierung vermutlich wieder errichtet werden würden.  

Unter diesen Annahmen werden bis 2030 infolge von Dachsanierungen PV-Anlagen 
mit einer Leistung von gut 700 MWp zugebaut. Diese Anlagen erzeugen bei ange-
nommenen 855 VLS im Jahr 2030 (inkl. Korrekturfaktor) 608 GWh. 

In der Summe (Neubau und Dachsanierungen) werden durch diese Maßnahme im 
Jahr 2030 gut 1,1 TWh PV-Strom erzeugt.  

Unter der Annahme, dass dieser erneuerbare Strom im Jahr 2030 die Stromerzeu-
gung aus Erdgaskraftwerken ersetzt (s. Erläuterung in Kapitel 2), wird eine CO2-Ver-
meidung pro kWh von 353 g angenommen. Hinzu kommen vermiedene Vorketten-
Emissionen von 45 g CO2-Äq. pro kWh.  

In der Summe kann diese Maßnahme im Jahr 2030 die THG-Emissionen um 
448 kt CO2-Äq. reduzieren. Aufgrund der engen Verbindungen im Stromsystem wird 
ein Großteil (Schätzung: rund 90 %) dieser Emissionsminderungen in Erdgaskraft-
werken außerhalb Bayerns realisiert werden.  

Im Referenzfall wird angenommen, dass auch ohne Solarpflicht auf 10 % der neu er-
richteten sowie neu dachsanierten Wohngebäude eine PV-Anlage errichtet wird. Die 
zusätzliche THG-Vermeidung im Jahr 2030 durch die Solarpflicht läge dann bei 
379 kt CO2-Äq. 

Niedrige Abschätzung: 

Für die niedrige Abschätzung wird angenommen, dass die durchschnittliche Anla-
gengröße auf neu errichteten Wohngebäuden lediglich 6 MWp beträgt. Zusätzlich 
wird angenommen, dass 40 % der neu errichteten Gebäude sowie der dachsanierten 
Gebäude unter die Ausnahmetatbestände fallen und keine PV-Anlage installieren. 
Bei den Dachsanierungen wird zudem lediglich eine durchschnittliche jährliche Sa-
nierungsrate von 1,5 % angenommen. Der bei Umsetzung der PV-Pflicht auf den Dä-
chern genutzte Anteil der grundsätzlich für PV-Module verfügbaren Fläche wird auf 
40 % gesetzt. Bei sonst gleichen Annahmen könnten die THG-Emissionen in diesem 
Fall im Jahr 2030 – zusätzlich zu den Einsparungen in der Trendentwicklung – um 
179 kt CO2-Äq. reduziert werden. 
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Hohe Abschätzung: 

Für die hohe Abschätzung wird angenommen, dass die durchschnittliche Anlagen-
größe auf neu errichteten Wohngebäuden 9 MWp beträgt. Zusätzlich wird angenom-
men, dass lediglich 20 % der neu errichteten Gebäude sowie der dachsanierten Ge-
bäude unter die Ausnahmetatbestände fallen und keine PV-Anlage installieren. Bei 
den Dachsanierungen wird zudem eine durchschnittliche jährliche Sanierungsrate 
von 2,5 % angenommen. Der bei Umsetzung der PV-Pflicht auf den Dächern ge-
nutzte Anteil der grundsätzlich für PV-Module verfügbaren Fläche wird auf 80 % ge-
setzt. Bei sonst gleichen Annahmen könnten die Emissionen in diesem Fall im Jahr 
2030 – zusätzlich zu den Einsparungen in der Trendentwicklung – um 623 kt CO2-
Äq. reduziert werden.  
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3.2 Mobilität 

3.2.1 Verdopplung des ÖPNV und des Rad- und Fußverkehrsanteils 

Tab. 3-6  Übersicht über zentrale Annahmen und ermittelte THG-Einsparpotenziale einer Verdopp-
lung des ÖPNVs und des Anteils des Rad- und Fußverkehrs 

 Niedrig Mittel Hoch 
Zurückgelegte Personenkilometer in Bayern im Jahr 2030 (in Mrd. 
km) (Annahme: Unverändert gegenüber 2017) 186 186 186 

Anteil des öffentlichen Verkehrs an den Pkm im Jahr 2030 (in 
Klammern: Anteil im Jahr 2017) 

36 %  
(18 %) 

36 %  
(18 %) 

36 %  
(18 %) 

Anteil des Rad- und Fußverkehrs an den Pkm im Jahr 2030 (in 
Klammern: Anteil im Jahr 2017) 

14 %  
(7 %) 

14 %  
(7 %) 

14 %  
(7 %) 

Kraftstoffbedingte THG-Emissionen des MIV im Jahr 2030 (in 
CO2-Äq. pro Pkm, inkl. Vorkettenemissionen) 64 71 78 

Kraftstoffbedingte THG-Emissionen des ÖV im Jahr 2030 (in 
CO2-Äq. pro Pkm, inkl. Vorkettenemissionen) 14 11 10 

Rückgang des spezifischen Strombedarfs (pro Pkm) des schie-
nengebundenen ÖV zwischen 2019 und 2030 15 % 20 % 25 % 

Emissionseinsparungen im Jahr 2030 insgesamt, zusätzlich 
zum Trend (in kt CO2-Äq.)  1490 1906 2322 

 

Mittlere Abschätzung: 

Für die Quantifizierung dieser Maßnahme werden zunächst die insgesamt zurückge-
legten Personenkilometer in Bayern im Jahr 2030 abgeschätzt. Da unseres Wissens 
nach für die derzeitige Anzahl der jährlichen Personenkilometer in Bayern keine Sta-
tistik vorliegt, wird dieser Wert abgeleitet, indem der Anteil Bayerns an der deut-
schen Bevölkerung (16 %) mit den in Deutschland insgesamt zurückgelegten Perso-
nenkilometer multipliziert wird (1173 Mrd. Pkm im Jahr 2017, Nobis 2019). Daraus 
ergeben sich 186 Mrd. Personenkilometer. Nach Prognos et al. (2021) werden die zu-
rückgelegten Personenkilometer in Deutschland bis 2030 etwa konstant bleiben, da-
her nehmen wir auch für das Jahr 2030 186 Mrd. Personenkilometern in Bayern an.  

Die folgende Tabelle zeigt, wie sich nach Nobis (2019)der Personenverkehr in Bayern 
im Jahr 2017 (bezogen auf die Personenkilometer) auf die verschiedenen Verkehrs-
mittel aufteilte und wie sich die Anteile bei erfolgreicher Umsetzung der hier disku-
tierten Maßnahme bis 2030 verändern würden. Dabei wird hinsichtlich des Ziels der 
Verdopplung des Anteils des Rad- und Fußverkehrs bis 2030 angenommen, dass der 
Anstieg überproportional auf den Radverkehr entfallen würde. 
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Tab. 3-7 Anteile verschiedener Verkehrsmittel und des Fußverkehrs an den gesamten Personenki-
lometern in Bayern im Jahr 2017 und nach der hier getroffenen Annahme im Jahr 2030 

 
2017 

(Tatsächliche Anteile nach 
Nobis 2019) 

2030 
(Ziel nach der hier diskutier-

ten Maßnahme) 
Motorisierter Individualverkehr 76 % 50 % 

Öffentlicher Verkehr 18 % 36 % 

Radverkehr 4 % 10 % 

Fußverkehr 3 % 4 % 

Hinweis: Rundungsbedingt ergibt die Summe der Anteil für das Jahr 2017 nicht 100 % sondern 101 %. 

Um das Emissionsminderungspotenzial der hier diskutierten Maßnahme zu quantifi-
zieren, werden für das Jahr 2030 die Emissionen des Personenverkehrs in Bayern im 
Falle eines Modal Splits von 2017 mit den entsprechenden Emissionen im Falle einer 
Verschiebung des Modal Splits hin zu einer Verdopplung des ÖPNV-Verkehrs und 
des Anteils des Rad- und Fußverkehrs verglichen.  

Dabei wird für die spezifischen Emissionen des motorisierten Individualverkehrs so-
wie des öffentlichen Verkehrs im Jahr 2030 auf die Werte für Pkw bzw. für den öf-
fentlichen Verkehr aus der Studie von Prognos et al. (2021) zurückgegriffen. Zusätz-
lich zu den dort ausgewiesenen direkten Emissionen werden pauschal 20 % für Vor-
ketten-Emissionen der Kraftstoffe hinzugefügt. Daraus ergeben sich spezifische 
Emissionen des motorisierten Individualverkehrs von 71 g/Pkm sowie des öffentli-
chen Verkehrs von 11 g/Pkm. Dabei ist zu betonen, dass diese Emissionen nicht die 
indirekten Emissionen des Strombedarfs beinhalten.  

Der spezifische Strombedarf wird im Jahr 2030 für den gesamten motorisierten In-
dividualverkehr (als Durchschnitt aller Fahrzeuge, inkl. solcher mit Verbrennungs-
motor) auf knapp 4 kWh pro 100 km abgeschätzt. Diese Abschätzung beruht auf der 
in Prognos et al. (2021) beschriebenen Entwicklungen der Elektromobilität (Anteile 
im Bestand des Jahres 2030 – und damit hier auch angenommen der Fahrleistung – 
von reinen E-Autos von knapp 20 %, und von Plug-in-Hybriden von 10 %) sowie auf 
eigenen Annahmen (durchschnittlicher Anteil des elektrischen Betriebs von Plug-in-
Hybriden von 50 % bezogen auf die Streckenkilometer, Strombedarf beider Arten 
von E-Autos von 20 kWh pro 100 km sowie durchschnittliche Auslastung von 1,5 
Personen pro Pkw). 

Für den spezifischen Strombedarf des öffentlichen Verkehrs werden Werte für den 
Strombedarf nach Personenkilometern für verschiedene öffentliche Verkehrsmittel 
(Eisenbahn-Fernverkehr, Eisenbahn-Nahverkehr, Straßen-, Stadt- und U-Bahnver-
kehr) für das Jahr 2019 herangezogen (UBA 2021a). Bis 2030 werden jeweils Minde-
rungen des spezifischen Strombedarfs von 20 % angenommen (infolge einer Kombi-
nation von steigender technischer Effizienz und höherer Auslastung) und es wird das 
Verhältnis der verschiedenen öffentlichen Verkehrsmittel im Jahr 2019 berücksich-
tigt. Es wird angenommen, dass dieses Verhältnis bis 2030 stabil bleibt. Aus diesen 
Überlegungen ergibt sich für 2030 ein durchschnittlicher spezifischer Strombedarf 
der öffentlichen Verkehrsmittel von 12 kWh/Pkm. 
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Aus diesen Überlegungen ergibt sich für 2030 ein Strombedarf des motorisierten In-
dividualverkehrs von rund 5300 GWh, falls es nicht zu einer Veränderung des Modal 
Splits kommen sollte, sowie von knapp 3600 GWh, falls es zu einer solchen Verände-
rung kommen sollte. Der Strombedarf des öffentlichen Verkehrs würde ohne Ver-
kehrsverlagerungen knapp 3800 GWh betragen, mit Verkehrsverlagerungen rund 
7600 GWh. In der Summe würde bei der hier untersuchten Veränderung des Modal 
Splits im Jahr 2030 ein Strommehrbedarf von rund 2000 GWh entstehen.  

Unter der Annahme, dass diese zusätzliche Strommenge im Jahr 2030 aus Erdgas-
kraftwerken bereitgestellt wird (s. Erläuterung in Kapitel 2), werden zusätzliche CO2-
Emissionen pro kWh von 353 g abgeleitet. Hinzu kommen Vorketten-Emissionen 
von 45 g CO2-Äq. pro kWh. Daraus folgen im Jahr 2030 Mehremissionen infolge des 
zusätzlichen Strombedarfs im Personenverkehr von 806 kt CO2-Äq. 

Die CO2-äquivalenten Emissionen der im Verkehrssektor genutzten fossilen Kraft-
stoffe wären hingegen in dem Fall ohne Verkehrsverlagerungen deutlich höher. Im 
öffentlichen Verkehr lägen die Emissionen durch fossile Kraftstoffe im Falle einer 
Verkehrsverlagerung zwar rund 380 kt CO2-Äq. höher als im Fall ohne Verkehrsver-
lagerung (757 kt gegenüber 378 kt), die Differenz beim motorisierten Individualver-
kehr ist jedoch deutlich relevanter. Dieser Verkehr wäre im Jahr 2030 ohne Ände-
rungen beim Modal Split für rund 9900 kt CO2-äquivalente Emissionen verantwort-
lich, im Falle der hier angenommenen Verkehrsverlagerung hingegen nur für rund 
6600 kt.  

In der Summe ergibt sich infolge der hier angenommenen Verkehrsverlagerung im 
Jahr 2030 ein Einsparpotenzial in Höhe von 2118 kt CO2-Äq.  

In Bayern selbst würde die THG-Emissionsreduktion noch höher ausfallen und bei 
2553 kt CO2-Äq. liegen. Diese höhere Einsparung ist darauf zurückzuführen, dass 
hier angenommen wird, dass der Großteil der eingesparten Kraftstoffe (90 %) in Bay-
ern getankt worden wäre, während die Mehremissionen infolge des zusätzlichen 
Strombedarfs zu einem großen Teil (rund 90 %) außerhalb Bayerns anfallen würden. 
Außerhalb Bayerns würden demnach Mehremissionen in Höhe von 435 kt CO2-Äq. 
anfallen.  

Da sich der Anteil des öffentlichen Verkehrs und des Rad- und Fußverkehrs zwischen 
2008 und 2017 jeweils um einen Prozentpunkt erhöht hat, wird hier angenommen, 
dass sich ohne politische Maßnahmen ein ähnlich moderater Anstieg (von zusammen 
2,5 Prozentpunkten) bis 2030 ergeben würde. Dies entspricht 10 % des hier mit 
Maßnahmen unterstellten Anstiegs von zusammen 25 Prozentpunkten. Unter Be-
rücksichtigung dieser Referenzentwicklung würden die THG-Emissionen durch die 
hier beschriebene Maßnahme im Jahr 2030 um 1906 kt CO2-Äq. niedriger liegen. 

Niedrige Abschätzung: 

Für die niedrige Abschätzung des Einsparpotenzials wird angenommen, dass die spe-
zifischen kraftstoffbedingten Emissionen des motorisierten Individualverkehrs im 
Jahr 2030 10 % niedriger und diejenigen des öffentlichen Verkehrs 10 % höher lie-
gen werden als in der mittleren Abschätzung unterstellt. Zudem wird angenommen, 
dass der spezifische Strombedarf des schienengebundenen öffentlichen Verkehrs bis 
2030 gegenüber 2019 infolge höherer technischer Effizienz und einer höheren 
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durchschnittlichen Auslastung um 15 % (statt 20 %) sinken wird. Bei ansonsten glei-
chen Annahmen können die Emissionen dann – über die Referenzentwicklung hin-
aus – noch um 1490 kt CO2-Äq. reduziert werden.  

Hohe Abschätzung: 

Für die hohe Abschätzung des Einsparpotenzials wird angenommen, dass die spezifi-
schen kraftstoffbedingten Emissionen des motorisierten Individualverkehrs im Jahr 
2030 10 % höher und diejenigen des öffentlichen Verkehrs 10 % niedriger liegen wer-
den als in der mittleren Abschätzung unterstellt. Zudem wird angenommen, dass der 
spezifische Strombedarf des schienengebundenen öffentlichen Verkehrs bis 2030 ge-
genüber 2019 infolge einer höheren technischen Effizienz und einer höheren durch-
schnittlichen Auslastung sogar um 25 % sinken wird. Bei ansonsten gleichen Annah-
men können die Emissionen dann – über die Referenzentwicklung hinaus –um 
2322 kt CO2-Äq. reduziert werden.  
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3.2.2 Steigerung des Schienen-Güterverkehrs auf einen Anteil von 40 %  

Tab. 3-8 Übersicht über zentrale Annahmen und ermittelte THG-Einsparpotenziale einer Steige-
rung des Schienen-Güterverkehrs auf einen Anteil von 40 % 

 Niedrig Mittel Hoch 
Güterverkehrsleistung in Bayern im Jahr 2019 (in Mrd. Tkm) 61 61 61 

Anstieg des Güterverkehrsaufkommens in Bayern von 2019 bis 
2030 5 % 13 % 25 % 

Anteil des Güteraufkommens auf der Schiene im Jahr 2030  
(zum Vergleich: 13 % im Jahr 2019) 40 % 40 % 40 % 

Kraftstoffbedingte THG-Emissionen des Güterverkehrs im Jahr 
2030 (in g/Tkm, inkl. Vorkettenemissionen) 71 83 96 

Emissionseinsparungen im Jahr 2030 insgesamt, zusätzlich 
zum Trend (in kt CO2-Äq.)  1348 1692 2125 

 

Mittlere Abschätzung:  

Für die Quantifizierung des Emissionsminderungspotenzials dieser Maßnahme wird 
zunächst die Verkehrsleistung des gesamten Güterverkehrs in Bayern im Jahr 2030 
abgeschätzt. Die Güterverkehrsleistung in Bayern wird für 2019 mit 60,8 Mrd. Tkm 
angegeben (LiKi 2021). Auf Grundlage der Annahmen in Prognos et al. (2021) ist 
zwischen 2019 und 2030 mit einem Anstieg der Güterverkehrsleistung in Deutsch-
land um 13 % zu rechnen. Dieser Wert wird hier für Bayern übernommen. Hieraus 
folgt für 2030 ein Güterverkehrsaufkommen im Freistaat in Höhe von 69 Mrd. Tkm.  

Auf Grundlage dieses Güterverkehrsaufkommens werden anschließend die zu erwar-
tenden Emissionen für den Fall einer Erhöhung des Anteils des Schienengüterver-
kehrs auf 40 % den entsprechenden Emissionen für den Fall eines konstanten An-
teils des Schienengüterverkehrs (auf dem Niveau des Jahres 2019 – knapp 13 %) ge-
genübergestellt. Der Anteil der Binnenschifffahrt an der gesamten Güterverkehrsleis-
tung wird in beiden Fällen konstant auf dem Niveau von 2019 gehalten (4 %), wäh-
rend der Anteil des Güterverkehrs auf der Straße in beiden Fällen variiert wird (83 % 
im Fall ohne Verlagerung, 56 % im Fall mit Verlagerung).  

Für die direkten Emissionen des Straßengüterverkehrs wird für das Jahr 2030 basie-
rend auf Prognos et al. (2021) ein Faktor von 70 g/Tkm angenommen. Dieser Wert 
bezieht sich nur auf die Emissionen des Straßengüterverkehrs durch die Nutzung 
fossiler Kraftstoffe und enthält keine Vorketten-Emissionen der Kraftstoffe. Daher 
wird der Wert zum einen für die Berücksichtigung der Vorketten-Emissionen der 
Kraftstoffe um knapp 20 % erhöht (auf 83 g/Tkm). Zum anderen werden zusätzlich 
der Strombedarf des Straßengüterverkehrs im Jahr 2030 und dessen THG-Emissio-
nen berücksichtigt. Hierfür wird basierend auf Prognos et al. (2021) angenommen, 
dass im Jahr 2030 25 % der Güterverkehrsleistung auf der Straße elektrisch (v. a. 
über Oberleitungen und Batterien, in geringem Maße auch über Wasserstoff) er-
bracht werden wird. Hierbei wird für 100 elektrisch erbrachte Tonnenkilometer ein 
Strombedarf von 18 kWh angesetzt (Eberhart et al. 2019). Für den Strombedarf des 
elektrisch angetriebenen Güterverkehrs auf der Schiene wird hingegen ein Verbrauch 
von 3 kWh pro 100 km angenommen (Prognos et al. 2021).  
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Unter diesen Annahmen kann der Strombedarf für den gesamten Güterverkehr im 
Fall der angenommenen Verlagerung auf die Schiene reduziert werden, nämlich um 
294 GWh im Jahr 2030 – der höhere Strombedarf für den Schienengüterverkehr 
(+ 569 GWh) wird überkompensiert durch einen geringeren Strombedarf für den 
Straßengüterverkehr (– 863 GWh).  

Unter der Annahme, dass der durch die Verlagerung induzierte geringere Strombe-
darf im Jahr 2030 zu einer geringeren Auslastung von Erdgaskraftwerken führt (s. 
Kapitel 2), werden CO2-Emissionen pro kWh in Höhe von 353 g vermieden. Hinzu 
kommen vermiedene Vorketten-Emissionen in Höhe von 45 g CO2-Äq. pro kWh. Da-
raus folgen im Jahr 2030 geringere Emissionen infolge des verminderten Strombe-
darfs im Güterverkehr von 117 kt.  

Einen deutlich stärkeren Effekt haben die vermiedenen Emissionen durch einen ge-
ringeren Bedarf an fossilen Kraftstoffen im Straßengüterverkehr. Diese Emissionen 
sinken (inkl. der angenommenen Vorkettenemissionen der Kraftstoffe) im Jahr 2030 
von 4774 kt CO2-Äq. im Fall ohne Verkehrsverlagerung auf 3198 kt CO2-Äq. bei der 
hier angenommenen Verkehrsverlagerung. Es kommt in diesem Bereich zu einer 
Emissionsminderung von 1576 kt CO2-Äq. 

In Summe wird hier abgeschätzt, dass eine Erhöhung des Anteils des Schienengüter-
verkehrs auf 40 % bis zum Jahr 2030 zu einer Minderung der THG-Emissionen in 
Höhe von 1692 kt CO2-Äq. führen würde. 

In Bayern selbst würden nach der Logik der Quellenbilanzierung schätzungsweise 
1154 kt CO2-Äq. reduziert werden. Zum einen wird dabei angenommen, dass ein Teil 
der vermiedenen Kraftstoffe (10 %) außerhalb Bayerns getankt worden wäre. Zum 
anderen fallen die Vorkettenemissionen der Kraftstoffe und des in den Kraftwerken 
verwendeten Erdgases, genauso wie ein großer Teil der direkten Emissionsminde-
rungen der Erdgaskraftwerke, außerhalb Bayern an. 

Da es in Bayern in den letzten zehn Jahren keinen Anstieg des Anteils des Schienen-
verkehrs an der Güterverkehrsleistung gegeben hat (LiKi 2021), wird hier für die 
Trendfortsetzung angenommen, dass der Anteil bei den derzeitigen knapp 13 % blei-
ben wird. 

Niedrige Abschätzung: 

Für die niedrige Abschätzung wird angenommen, dass das Güterverkehrsaufkom-
men zwischen 2019 und 2030 lediglich um 5 % wachsen wird. Zudem wird unter-
stellt, dass 2030 die spezifischen CO2-Emissionen des Straßengüterverkehrs gegen-
über der mittleren Abschätzung um weitere 15 % niedriger liegen werden. Bei sonst 
gleichen Annahmen könnten die Emissionen in diesem Fall im Jahr 2030 um 
1348 kt CO2-Äq. reduziert werden. 

Hohe Abschätzung: 

Für die hohe Abschätzung wird angenommen, dass das Güterverkehrsaufkommen 
zwischen 2019 und 2030 um 25 % wachsen wird. Zudem wird unterstellt, dass 2030 
die spezifischen CO2-Emissionen des Straßengüterverkehrs gegenüber der mittleren 
Abschätzung 15 % höher liegen werden. Bei sonst gleichen Annahmen könnten in 
diesem Fall die Emissionen im Jahr 2030 um 2125 kt CO2-Äq. reduziert werden. 
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3.2.3 Einführung eines Tempolimits von 130 km/h auf Autobahnen 

Tab. 3-9  Übersicht über zentrale Annahmen und ermittelte THG-Einsparpotenziale einer Einfüh-
rung eines Tempolimits von 130 km/h auf bayerischen Autobahnen 

 Niedrig Mittel Hoch 
In Bayern zurückgelegter Anteil der gesamten deutschen Auto-
bahn-Verkehrsleistung von Pkw und LNfz 16 % 18 % 19 % 

Veränderung der kraftstoffbedingten THG-Emissionen des Pkw- 
und LNfz-Autobahnverkehrs von 2016 bis 2030 – 55 % – 45 % – 35 % 

Autobahn-Anteil an der Jahresfahrleistung der deutschen Pkw und 
LNfz im Jahr 2030 25 % 33 % 36 % 

Durchschnittlicher Stromverbrauch eines vollelektrischen Pkw auf 
der Autobahn im Jahr 2030, inkl. Ladeverlusten (in kWh/100 km) 21 25 28 

Durchschnittlicher Stromverbrauch eines vollelektrischen LNfz auf 
der Autobahn im Jahr 2030, inkl. Ladeverlusten (in kWh/100 km) 27 33 36 

Emissionseinsparungen im Jahr 2030 insgesamt, zusätzlich 
zum Trend (in kt CO2-Äq.)  174 244 319 

 

Mittlere Abschätzung: 

Die zentrale Grundlage für die Abschätzung des THG-Einsparpotenzials dieser Maß-
nahme stellt eine Studie des Umweltbundesamtes zu den Auswirkungen eines gene-
rellen Tempolimits auf Autobahnen auf die THG-Emissionen aus dem Jahr 2020 dar 
(Lange 2020). Für das Bezugsjahr 2018 wurde in dieser Studie für Deutschland bei 
Einführung eines generellen Tempolimits von 130 km/h auf Autobahnen ein Emissi-
onsreduktionspotenzial in Höhe von jährlich 2,2 Mt CO2-Äq. abgeleitet. Berücksich-
tigt wurden sowohl Pkw als auch leichte Nutzfahrzeuge, für die ein Tempolimit von 
130 km/h Auswirkungen haben würde. 

Es ist davon auszugehen, dass dieses jährliche Einsparpotenzial bis 2030 sinken 
wird, insbesondere dann, wenn – wie in der hier vorliegenden Untersuchung grund-
sätzlich unterstellt – die aktuellen klima- und energiepolitischen Ziele der Bundesre-
gierung für das Jahr 2030 erreicht werden. So geht die Studie von Prognos et al. 
(2021) davon aus, dass die (direkten) CO2-Emissionen der Pkw und der leichten 
Nutzfahrzeuge – insbesondere infolge eines deutlich höheren Bestands an Elektro-
fahrzeugen sowie von Effizienzfortschritten bei konventionellen Fahrzeugen – zwi-
schen 2016 und 2030 um 53 % zurückgehen werden. Dabei ist davon auszugehen, 
dass die Emissionsminderungen im Stadtverkehr bis 2030 proportional stärker zu-
rückgehen als die Emissionsminderungen auf der Autobahn (u. a. wegen der propor-
tional höheren Einsparungen im Stop-and-Go-Verkehr durch hybride und batterie-
elektrische Fahrzeuge). Daher wird hier für den Zeitraum 2016 bis 2030 statt eines 
Rückgangs um 53 % nur ein Rückgang um 45 % für die für ein Tempolimit auf Auto-
bahnen relevanten CO2-äquivalenten Emissionen angenommen. 

Es wird also für die Abschätzung des 2030 verbleibenden Potenzials der (direkten) 
THG-Reduktion durch ein Tempolimit von 130 km/h eine Reduktion um 45 % ange-
nommen. Es verbleibt damit im Jahr 2030 noch ein entsprechendes Reduktionspo-
tenzial von 1,2 Mt CO2-Äq. 
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Es wird zudem angenommen, dass 17,6 % dieses für Gesamtdeutschland geltenden 
Einsparpotenzials auf bayerischen Autobahnen realisiert werden könnte. Da keine 
Statistik über die von Pkw (und/oder leichten Nutzfahrzeugen) auf Autobahnen zu-
rückgelegten Fahrzeugkilometer nach Bundesländern vorliegt, wurde hierfür der 
Mittelwert aus dem Anteil Bayerns an der Länge des Bundesautobahn-Streckennet-
zes und dem Anteil Bayerns an der deutschen Bevölkerung Ende des Jahres 2020 
herangezogen – hieraus ergeben sich die 17,6 %. Daraus leitet sich für die Autobah-
nen in Bayern ein Einsparpotenzial im Jahr 2030 von 213 kt CO2-Äq. ab. 

In dieser Abschätzung sind jedoch noch nicht die Potenziale für Einsparungen bei 
den indirekten Emissionen der Elektrofahrzeuge enthalten. Die Studie des Umwelt-
bundesamtes (UBA 2021a) hat diese Fahrzeuge – offenbar aufgrund ihrer sehr gerin-
gen Relevanz im Bezugsjahr 2018 – nicht berücksichtigt. Im Jahr 2030 könnten aber 
knapp 19 % des Pkw-Bestands und rund 24 % des Bestands der leichten Nutzfahr-
zeuge in Deutschland aus reinen Elektrofahrzeugen bestehen (Prognos et al. 2021). 
Unter der Annahme, dass diese Fahrzeuge dann ebenfalls knapp 19 % bzw. 24 % der 
Verkehrsleistung auf Autobahnen ausmachen, die Verkehrsleistung (und proportio-
nal die Verkehrsleistung auf Autobahnen) von Pkw bis 2030 gegenüber 2015 um 
knapp 10 % sinken wird (Prognos et al. 2021) und die Verkehrsleistung sowohl der 
Pkw als auch der leichten Nutzfahrzeuge zu 33 % auf Autobahnen stattfinden wird, 
lässt sich eine Leistung reiner Elektrofahrzeuge auf deutschen Autobahnen von 
35 Mrd. (Pkw) bzw. 3,5 Mrd. (Leichte Nutzfahrzeuge) Fahrzeugkilometern im Jahr 
2030 ableiten. Wird zusätzlich angenommen, dass ein Elektro-Pkw auf der Autobahn 
(ohne Tempolimit) im Schnitt 25 kWh Strom pro 100 km verbraucht (inkl. Ladever-
lusten) und ein leichtes Nutzfahrzeug 30 % mehr, so lässt sich ein Strombedarf von 
rund 9,8 TWh für die Fahrt von reinen Elektro-Fahrzeugen auf Autobahnen in 
Deutschland im Jahr 2030 errechnen.  

Laut Lange (2020) sind 55 % der Autobahnkilometer ohne Geschwindigkeitsbegren-
zung. Auf diesen Autobahnteilen lassen sich laut der Studie durch die Einführung 
eines Tempolimits von 130 km/h gut 8 % des Energiebedarfs konventioneller Pkw 
und leichter Nutzfahrzeuge einsparen. Es wird hier angenommen, dass sich dieses 
relative Einsparpotenzial auch auf reine Elektrofahrzeuge übertragen lässt, da es im 
Wesentlichen auf den durch die reduzierte Geschwindigkeit geringeren Fahrwider-
stand zurückzuführen ist. Auf Grundlage dieser Annahmen (und dem auch hier un-
terstellten Anteil des deutschen Autobahnverkehrs von 17,6 % in Bayern) lässt sich 
für Elektrofahrzeuge durch ein Tempolimit von 130 km/h im Jahr 2030 ein 
Stromeinsparpotenzial auf bayerischen Autobahnen von 79,7 GWh realisieren.  

Unter der Annahme, dass diese eingesparte Strommenge im Jahr 2030 die Stromer-
zeugung aus Erdgaskraftwerken ersetzt (s. Erläuterung in Kapitel 2), wird eine CO2-
Vermeidung pro kWh von 353 g abgeleitet. Hinzu kommen vermiedene Vorketten-
Emissionen von 45 g CO2-Äq. pro kWh.  

Daraus folgen im Jahr 2030 eingesparte Emissionen infolge des reduzierten Strom-
bedarfs von 32 kt. 

In der Summe kann die Einführung eines Tempolimits von 130 km/h auf bayeri-
schen Autobahnen im Jahr 2030 die Emissionen um 244 kt CO2-Äq. reduzieren. 
Das Reduktionspotenzial wird dabei dominiert von den potenziellen Einsparungen 
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der Fahrzeuge mit Verbrennungsmotoren. Trotz der 2030 durchaus relevanten Fahr-
leistung der Elektrofahrzeuge und der hier angesetzten Emissionen eines Grenzkraft-
werks (anstatt der niedrigeren Emissionen des durchschnittlichen Strommixes im 
Jahr 2030) sind die Emissionseinsparungen von Elektrofahrzeugen relativ klein, sie 
machen 11 % des gesamten Einsparpotenzials aus. Der geringe Anteil ist vor allem 
auf den deutlich höheren Wirkungsgrad von Elektromotoren gegenüber Verbren-
nungsmotoren zurückzuführen. Aufgrund dieser relativ kleinen Bedeutung wird auf 
eine zusätzliche Abschätzung der Einsparpotenziale von Plug-in-Hybrid-Fahrzeugen 
verzichtet. Diese fahren auf Autobahnen vermutlich ohnehin überwiegend unter Ver-
wendung des Verbrennungsmotors, so dass deren Emissionseinsparpotenziale weit-
gehend bereits durch die Abschätzung der Einsparpotenziale bei den gesamten direk-
ten Emissionen erfasst wurden.  

In dieser Abschätzung des THG-Minderungspotenzials sind mögliche indirekte Ef-
fekte der Einführung eines Tempolimits – ein möglicher Einfluss auf das Kaufverhal-
ten der Autokäufer*innen in Richtung weniger leistungsstarker Autos sowie eine 
mögliche Verlagerung einiger Fahrten vom Pkw auf die Schiene – nicht berücksich-
tigt. Diese Effekte könnten zu zusätzliche Einsparungen führen, die allerdings sehr 
schwierig abzuschätzen sind und auch in Lange (2020) nicht quantifiziert wurden. 

Da einige der Fahrzeuge zwar auf bayerischen Straßen fahren, aber Kraftstoffe in an-
deren Bundesländern oder im Ausland tanken, liegen die THG-Emissionen, die im 
Rahmen der Klimabilanz Bayerns durch die Maßnahme reduziert werden, niedriger 
(sofern ein solches Tempolimit nur in Bayern umgesetzt werden würde) – denn in 
die Klimabilanz Bayerns gehen nur die in Bayern getankten Kraftstoffmengen ein. 
Die Studie des UBA (Lange 2020) geht für Deutschland davon aus, dass etwa 12 % 
der Emissionsreduktionen im Ausland verbucht würden. Für Bayern dürfte der An-
teil des nicht in Bayern getankten Kraftstoffs höher liegen, da es hier nicht nur um 
das Tanken im Ausland, sondern auch um das Tanken in anderen Bundesländern 
geht. An dieser Stelle wird ein Anteil von 20 % der Emissionsreduktionen angenom-
men, der statistisch außerhalb Bayerns verbucht wird. Aufgrund der engen Verbin-
dungen im Stromsystem wird zudem ein Großteil (Schätzung: rund 90 %) der Emis-
sionsminderungen durch die Stromeinsparungen in Erdgaskraftwerken außerhalb 
Bayerns realisiert. 

Im Referenzfall (keine Einführung eines Tempolimits) können offensichtlich keiner-
lei Emissionsreduktionen durch ein Tempolimit realisiert werden. 

In Bezug auf diese Maßnahme ist darauf hinzuweisen, dass ihre Umsetzung vor dem 
Jahr 2030 zu größeren jährlichen THG-Einsparungen führen würde als hier für das 
Jahr 2030 abgeleitet. Denn der an dieser Stelle angenommene starke Bedeutungsge-
winn der Elektromobilität bis 2030 sowie der bis dahin angenommene (moderate) 
Rückgang der Jahresfahrleistung führen dazu, dass sich die durch ein Tempolimit 
erzielbaren THG-Emissionseinsparungen im Zeitverlauf reduzieren. Beim gegenwär-
tigen Pkw-Bestand und den gegenwärtigen Fahrleistungen ließen sich durch ein 
Tempolimit von 130 km/h auf bayerischen Autobahnen jährlich Emissionen in Höhe 
von etwa 392 kt CO2-Äq. vermeiden, also rund 60 % mehr als hier für das Jahr 2030 
ermittelt. 
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Niedrige Abschätzung: 

Für die niedrige Abschätzung wird angenommen, dass die Verkehrsleistung auf baye-
rischen Autobahnen lediglich knapp 16 % der bundesdeutschen Verkehrsleistung 
entspricht (Anteil der Bevölkerung Bayerns an der gesamtdeutschen Bevölkerung 
Ende 2020). Zudem wird angenommen, dass die direkten CO2-Emissionen der Pkw 
und leichten Nutzfahrzeuge 2030 um 55 % unter den Emissionen des Jahres 2016 
liegen werden. Für die Berechnung der Stromeinsparungen der vollelektrischen Pkw 
und leichten Nutzfahrzeuge wird davon ausgegangen, dass nur 25 % der Jahresfahr-
leistung dieser Fahrzeuge auf Autobahnen erfolgt und der Stromverbrauch eines 
durchschnittlichen batterieelektrischen Pkw auf Autobahnen (ohne Tempolimit) le-
diglich 21 kWh pro 100 km beträgt (und der Stromverbrauch der vollelektrischen 
leichten Nutzfahrzeuge auch hier 30 % höher liegt). Bei sonst gleichen Annahmen 
könnten die THG-Emissionen in diesem Fall im Jahr 2030 durch die Maßnahme um 
174 kt CO2-Äq. reduziert werden.  

Hohe Abschätzung: 

Für die hohe Abschätzung wird angenommen, dass die Verkehrsleistung auf bayeri-
schen Autobahnen 19,3 % der bundesdeutschen Verkehrsleistung entspricht (bayeri-
scher Anteil der Bundesautobahn-Streckenlänge im Jahr 2019). Zudem wird ange-
nommen, dass die direkten CO2-Emissionen der Pkw und leichten Nutzfahrzeuge bis 
2030 moderater sinken als in der mittleren Abschätzung, nämlich gegenüber 2016 
nur um 35 %. Für die Berechnung der Stromeinsparungen der vollelektrischen Pkw 
und leichten Nutzfahrzeuge wird davon ausgegangen, dass 36 % der Jahresfahrleis-
tung auf Autobahnen erfolgt und der Stromverbrauch eines durchschnittlichen 
Elektro-Pkw auf Autobahnen (ohne Tempolimit) 28 kWh pro 100 km beträgt (und 
der Stromverbrauch der vollelektrischen leichten Nutzfahrzeuge auch hier 30 % hö-
her liegt). Bei sonst gleichen Annahmen könnten die THG-Emissionen in diesem Fall 
im Jahr 2030 durch die Maßnahme um 319 kt CO2-Äq. reduziert werden.  
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3.2.4 Elektrifizierung der nicht elektrifizierten Schienenstrecken zu 95 % 

Tab. 3-10 Übersicht über zentrale Annahmen und ermittelte THG-Einsparpotenziale der Elektrifizie-
rung der bislang nicht elektrifizierten Schienenstrecken zu 95 % 

 Niedrig Mittel Hoch 

Anteil der Zugkilometer im bayerischen Nahverkehr, die ge-
genwärtig elektrisch zurückgelegt werden 70 % 61 % 55 % 

Anteil der Tonnenkilometer im bayerischen Güterverkehr, die 
gegenwärtig elektrisch zurückgelegt werden 93 % 89 % 85 % 

Anstieg der Güterverkehrsleistung auf der Schiene in Bayern 
zwischen 2020 und 2030  20 % 32 % 40 % 

Anstieg der Personenkilometer auf der Schiene in Bayern zwi-
schen 2020 und 2030  30 % 61 % 70 % 

Emissionseinsparungen im Jahr 2030 insgesamt, zusätz-
lich zum Trend (in kt CO2-Äq.)  97 157 193 

 

Mittlere Abschätzung: 

Da den Autoren keine statistischen Angaben zu den in Bayern elektrisch zurückge-
legten Anteilen der Personen- sowie Güterverkehrsleistung auf der Schiene vorlie-
gen, werden die Anteile auf Grundlage der entsprechenden Anteile auf Bundesebene 
abgeschätzt (letztere liegen vor, BMDV 2021). Dabei wird angenommen, dass sich 
der Anteil der elektrisch zurückgelegten Verkehrsleistung proportional verhält zum 
Anteil der elektrifizierten Streckenlänge an der gesamten Streckenlänge eines be-
stimmten Gebietes. Nach den letzten derzeit vorliegenden Zahlen (für 2015) beträgt 
der Anteil der elektrifizierten Streckenlänge an der gesamten Streckenlänge des 
Bahnnetzes in Deutschland 54 % und in Bayern 51 % (Destatis 2021a). Entsprechend 
wir hier angenommen, dass der Anteil der Zugkilometer im bayerischen Nahverkehr, 
der elektrisch zurückgelegt wird, derzeit mit 61 % etwas niedriger liegt als im bundes-
weiten Durchschnitt (64 %) und auch der Anteil der Tonnenkilometer im bayeri-
schen Güterverkehr, der elektrisch zurückgelegt wird, mit 89 % niedriger liegt als 
bundesweit (93 %).9 

Zudem wird angenommen, dass eine Elektrifizierung der bisher nicht elektrifizierten 
Schienenstrecken in Bayern zu 95 % bis 2030 dazu führen wird, dass dann 98 % der 
Personen- sowie Güterverkehrsleistung elektrisch betrieben werden können. Dabei 
ist anzumerken, dass eine solche Elektrifizierung nicht auf allen Strecken über Ober-
leitungen umgesetzt werden müsste, sondern auf bestimmten Strecken auch batte-
rie- oder wasserstoffbetriebe Schienenfahrzeuge eingesetzt werden könnten. 

Die Güterverkehrsleistung auf der Schiene in Bayern wird für 2019 mit 7,6 Mrd. Ton-
nenkilometern angegeben (Bayerisches Landesamt für Statistik 2021b). Gegenüber 
2020 wird bis 2030 nach Prognos et al. (2021) in Deutschland ein Anstieg der 

–––– 
9 Mögliche positive Effekte von Elektrifizierungsmaßnahmen in Bayern auf den Personenfernverkehr, der bundesweit bereits in 

Bezug auf die Zugkilometer zu 98 % elektrisch betrieben wird, werden an dieser Stelle ausgeklammert, da sie schwierig 
abzuschätzen und vermutlich verhältnismäßig weniger relevant sind als die hier quantifizierten Segmente des Schienenver-
kehrs. 
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Güterverkehrsleistung auf der Schiene um 32 % angenommen. Wird der daraus ab-
geleitete jährliche Anstieg für Bayern übernommen, so ist im Jahr 2030 in Bayern 
von einer Güterverkehrsleistung auf der Schiene von 10,3 Mrd. Tkm auszugehen.  

Ohne weitere Elektrifizierung läge der Dieselverbrauch für den Schienengüterver-
kehr im Jahr 2030 unter der Annahme eines Verbrauchs von 0,8 Litern Diesel pro 
100 Tkm für eine Güterbahn mit Dieseltraktion (Schmied und Knörr 2011) bei 9,5 
Mio. Litern. Bei einer Elektrifizierung von 95 % des Schienennetzes und einem dann 
angenommenen elektrischen Anteil an den Tonnenkilometern im Schienengüterver-
kehr von 98 % läge der Diesel-Bedarf im Jahr 2030 bei 1,7 Mio. Liter. Gleichzeitig 
läge der Strombedarf für den Schienengüterverkehr im Falle der weiteren dynami-
schen Elektrifizierung im Jahr 2030 – bei einem angenommenen spezifischen Bedarf 
einer Güterbahn mit Elektrotraktion von 2,9 kWh pro 100 Tkm (Schmied und Knörr 
2011)10 – bei 291 GWh und bei ausbleibender weiterer Elektrifizierung bei 263 GWh. 

Im Personennahverkehr werden in Bayern derzeit jährlich rund 128 Mio. Zugkilome-
ter zurückgelegt. Im Szenario KN2045 von Prognos et al. (2021) wird zwischen 2020 
und 2030 ein Wachstum der Personenverkehrsleistung der Bahn von rund 60 % an-
genommen. Wird angenommen, dass 25 % der zusätzlichen Verkehrsleistung über 
eine höhere Auslastung kompensiert werden können, werden die Zugkilometer im 
Nahverkehr bis 2030 um rund 45 % ansteigen. Daraus folgt, dass im Jahr 2030 in 
Bayern 186 Mio. Zugkilometer im Personennahverkehr zurückgelegt werden.  

Unter den bei der Beschreibung der Quantifizierung der Maßnahme „Reaktivierung 
geeigneter Schienenstrecken bis 2030“ erwähnten Annahmen zum Diesel- und 
Stromverbrauch der Personenzüge im Jahr 2030 (s. unten) ergibt sich ein Dieselver-
brauch im Personennahverkehr bei derzeitiger Elektrifizierung von 83 Mio. Liter und 
bei der in dieser Maßnahme unterstellten Elektrifizierung von 4 Mio. Liter. Der 
Stromverbrauch im Personenverkehr würde von 462 GWh bei derzeitiger Elektrifi-
zierung auf 748 GWh ansteigen.  

In der Summe ergibt sich durch die Elektrifizierung im Jahr 2030 eine Diesel-Ein-
sparung von 87 Mio. Litern und ein Strom-Mehrbedarf von 314 GWh. Unter Verwen-
dung eines Emissionsfaktors für Diesel von 3,24 kg CO2-Äq. pro Liter Diesel (inkl. 
Vorkette, Fraunhofer ISI und PTV 2017) und von 397 g CO2-Äq. pro kWh Strom 
(inkl. Vorkette, unter Annahme einer Stromerzeugung in einem Erdgaskraftwerk) 
ergeben sich im Jahr 2030 CO2-äquivalente Emissionsminderungen von 282 kt für 
den reduzierten Dieselbedarf und entsprechende Mehremissionen durch einen höhe-
ren Strombedarf in Höhe von 125 kt. Unterm Strich kann eine hier unterstellte Elekt-
rifizierung die Emissionen im Jahr 2030 um 157 kt CO2-Äq. reduzieren. Ein Groß-
teil dieser Emissionsminderungen ist auf den Schienenpersonennahverkehr zurück-
zuführen (143 kt). Dort liegen den vorliegenden Daten und getroffenen Annahmen 
zufolge deutlich größere Potenziale für eine weitere Elektrifizierung als beim Güter-
schienenverkehr, der bezogen auf die Tonnenkilometer bereits heute zu rund 90 % 
elektrisch fährt. 

–––– 
10 Der spezifische Stromverbrauch wäre bei batterie- und insbesondere bei wasserstoffbetriebenen Schienenfahrzeugen mög-

licherweise höher als der hier angelegte Wert. Die entsprechenden Speicher- bzw. Umwandlungsverluste werden in dieser 
vereinfachten Berechnung nicht abgeschätzt und fließen nicht in die Berechnung ein. 
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In Bayern selbst würde die Emissionsreduktion mit 215 kt höher ausfallen, als die 
Maßnahme insgesamt an Emissionsreduktion erbringt. Dies liegt daran, da ange-
nommen wird, dass der durch die Elektrifizierung vermiedene Dieselbedarf andern-
falls vollständig in Bayern selbst nachgefragt worden wäre, während bei Umsetzung 
der Maßnahme die Mehremissionen durch den höheren Strombedarf zu einem gro-
ßen Teil in Kraftwerken (sowie im Falle der Vorketten-Emissionen in der vorgelager-
ten Infrastruktur) außerhalb Bayerns anfallen würden.  

Zwischen 2005 und 2015 hat sich der Anteil der in Bayern elektrifizierten Schienen-
strecken lediglich von 50 % auf 51 % erhöht. Es wird daher vereinfacht angenommen, 
dass ohne intensivierte politische Maßnahmen bis 2030 der Anteil der elektrifizier-
ten Strecken und damit auch der elektrifizierten Fahrleistung im Personen- und Gü-
terverkehr unverändert bleiben würde. 

Niedrige Abschätzung: 

Für die niedrige Abschätzung wird angenommen, dass der derzeitige Anteil der Zug-
kilometer im bayerischen Nahverkehr, der elektrisch zurückgelegt wird, bei 70 % 
(anstatt bei 61 %) liegt, während der derzeitige Anteil der elektrisch gefahrenen Ton-
nenkilometer bei 93 % (statt bei 89 %) liegt. Zudem wird angenommen, dass die Gü-
terverkehrsleistung auf der Schiene in Bayern zwischen 2020 und 2030 um 20 % 
(statt 32 %) und die Personenkilometer im Bahnverkehr um 30 % (statt 61 %) anstei-
gen werden. Unter sonst gleichen Annahmen könnte die Maßnahme dann im Jahr 
2030 97 kt CO2-Äq. einsparen. 

Hohe Abschätzung: 

Für die hohe Abschätzung wird angenommen, dass der derzeitige Anteil der Zugkilo-
meter im bayerischen Nahverkehr, der elektrisch zurückgelegt wird, bei 55 % (anstatt 
bei 61 %) liegt, während der derzeitige Anteil der elektrisch gefahrenen Tonnenkilo-
meter bei 85 % (statt bei 89 %) liegt. Zudem wird angenommen, dass die Güterver-
kehrsleistung auf der Schiene in Bayern zwischen 2020 und 2030 um 40 % (statt 
32 %) und die Personenkilometer im Bahnverkehr um 70 % (statt 61 %) ansteigen 
werden. Unter sonst gleichen Annahmen könnte die Maßnahme dann im Jahr 2030 
193 kt CO2-Äq. einsparen. 
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3.2.5 Reaktivierung geeigneter Schienenstrecken bis 2030 

Tab. 3-11 Übersicht über zentrale Annahmen und ermittelte THG-Einsparpotenziale einer Reaktivie-
rung geeigneter Schienenstrecken bis 2030 

 Niedrig Mittel Hoch 
Länge der hier untersuchten 16 Bahnstrecken, deren Reaktivierung 
bis 2030 angenommen wird (in km) 430 430 430 

Durchschnittliche Personenkilometer pro Kilometer reaktivierter 
Bahnstrecke an einem Werktag 1000 2270 3400 

Anteil der Personenkilometer, die ohne Reaktivierung mit dem Pkw 
zurückgelegt werden würden 30 % 33 % 40 % 

Zusätzliche Reduktion der Pkw-km auf anderen Bahnstrecken (ge-
genüber den eingesparten Pkw-km auf den reaktivierten Strecken) 80 % 100 % 150 % 

Rückgang der (direkten) CO2-Emissionen der Pkw pro Personenki-
lometer zwischen 2020 und 2030 45 % 40 % 30 % 

Anteil der bis 2030 elektrisch befahrenen Zug-Fahrzeugkilometer 
auf den reaktivierten Strecken 30 % 50 % 90 % 

Anteil der durch die Reaktivierung vermiedenen Bus-Fahrzeugkilo-
meter an den neuen Zug-Fahrzeugkilometern 50 % 60 % 70 % 

Emissionseinsparungen im Jahr 2030 insgesamt, zusätzlich 
zum Trend (in kt CO2-Äq.)  0 12 41 

 

Mittlere Abschätzung: 

Für diese Maßnahme wird untersucht, wie stark die THG-Emissionen reduziert wer-
den könnten, wenn bis zum Jahr 2030 16 Bahnstrecken in Bayern für den Personen-
verkehr reaktiviert werden, die nach Einschätzung der Organisation Pro Bahn mit 
höchster Priorität angegangen werden sollten (Storch 2021b).11 Dabei handelt es sich 
um die folgenden Strecken: 

–––– 
11 Pro Bahn sieht 17 Strecken in Bayern, deren Reaktivierung mit höchster Priorität verfolgt werden sollte. Die kurze Strecke 

zwischen Wasserburg Bahnhof und Wasserburg Stadt wird im Folgenden allerdings nicht berücksichtigt. Eine gutachterliche 
Bewertung erwartet einen relativ geringen Mehrverkehr infolge einer Reaktivierung dieser Strecke (300 Personenfahrten pro 
Tag) und empfiehlt, diese nicht weiterzuverfolgen (Bayerisches Staatsministerium für Wohnen, Bau und Verkehr 2021). 
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Tab. 3-12 Streckenverlauf und Streckenlänge der hier angenommenen Reaktivierungen von Schie-
nenstrecken in Bayern bis 2030 

Streckenverlauf Streckenlänge 
(in km) 

Dombühl – Dinkelsbühl – Nördlingen 54 

Schweinfurt Hbf – Kitzingen Etwashausen (Steigerwaldbahn) 50 

Passau – Freyung (Ilztalbahn) 50 

(Augsburg –) Gessertshausen – Markt Wald – Türkheim (Staudenbahn) 43 

Gotteszell-Viechtach  40 

Waigolshausen – Gemünden (Werntalbahn)  39 

(Pleinfeld –) Gunzenhausen – Nördlingen 39 

Schongau – Landsberg (Lech) (Fuchstalbahn) 28 

(Eisenach –) Eisfeld – Coburg (Werrabahn) 22 

Ebermannstadt – Behringersmühle 16 

Seligenstadt – Volkach (Mainschleifenbahn) 11 

Eggmühl – Langquaid 10 

Rosenheim – Rohrdorf 10 

Fürth – Nürnberg Nordost 9 

(Saalfeld –) Blankenstein – Marxgrün (– Hof) 6 

Lohr – Lohr Stadt – Lohr Süd 2 

GESAMTSTRECKENLÄNGE 430 

Quelle: U. a. Storch (2021b) 

Hinweis: Rundungsbedingt stimmt die Summe der einzelnen Streckenlängen nicht exakt mit der ausgewiesenen 
Gesamtstreckenlänge überein. 

In der mittleren Abschätzung wird angenommen, dass bei einer Reaktivierung dieser 
16 Strecken im Jahr 2030 an einem Werktag im Durchschnitt knapp 2.300 Perso-
nenkilometer pro Kilometer Bahnstrecke die neuen Verbindungen nutzen werden. 
Genaue Untersuchungen des Fahrgästepotenzials dieser Strecken liegen unseres 
Wissen nach nicht vor, daher wird an dieser Stelle auf eine Studie aus dem Jahr 2020 
zurückgegriffen (PTV 2020), die für das Nachbarland Baden-Württemberg das Fahr-
gästepotenzial von Bahnstrecken untersucht hat, die potenziell reaktiviert werden 
könnten. Zwölf der untersuchten Strecken wurden dabei in die Kategorie „hohes 
Nachfragepotenzial“ eingeordnet. Für diese Strecken wird im Durchschnitt ein Po-
tenzial von gut 3400 Personenkilometern pro Kilometer Strecke abgeleitet. In einer 
zweiten Kategorie „ausreichendes Nachfragepotenzial“ fallen weitere zehn Strecken, 
für die im Durchschnitt ein Potenzial von gut 1100 Personenkilometer pro Kilometer 
Strecke identifiziert wird.  

An dieser Stelle wird angenommen, dass die 16 von Pro Bahn als Vorhaben mit hoher 
Priorität eingestuften Strecken eher in diese beiden Kategorien fallen würden, und 
nicht in die zwei weiteren Kategorien „vertieft zu betrachtendes Nachfragepotenzial“ 
und „Prüfung von Gelegenheitsverkehr und touristischem Verkehr“. Für die mittlere 
Abschätzung wird daher als Annahme für das Fahrgästepotenzial der 16 Strecken in 
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Bayern der Mittelwert der durchschnittlichen Werte für die beiden Kategorien „ho-
hes Nachfragepotenzial“ und „ausreichendes Nachfragepotenzial“ gewählt. Es erge-
ben sich die erwähnten knapp 2300 Personenkilometer pro Kilometer Bahnstrecke.  

Des Weiteren wird für die Quantifizierung des THG-Einsparpotenzials der Strecken-
reaktivierungen angenommen, dass ein Drittel der in den Bahnen zurückgelegten 
Personenkilometer ohne Reaktivierungen mit dem Auto gefahren worden wäre. Dies 
entspricht der Annahme in Fraunhofer ISI und PTV (2017). In der zitierten Studie 
wird aber nicht abgeschätzt, welche Verlagerungen es durch die Reaktivierungen auf 
anderen (bereits bestehenden) Bahnstrecken geben könnte. Es erscheint plausibel 
anzunehmen, dass das gesamte System Bahn – über die einzelnen reaktivierten Stre-
cken hinaus – von den Reaktivierungen profitieren würde. Mangelns vorliegender 
Abschätzungen in der Literatur wird hier die eigene Annahme getroffen, dass durch 
Verlagerungen vom Pkw auf die Schiene auf weiteren Strecken nochmals die gleiche 
Menge an Pkw-Personenkilometern eingespart werden wie auf den reaktivierten 
Strecken selbst.  

Für die Emissionen des Pkw-Verkehrs pro Personenkilometer im Jahr 2030 wird 
hier eine Minderung zwischen 2020 und 2030 um 40 % angenommen (Prognos et al. 
2021). Hierbei sind die indirekten Emissionen der Stromerzeugung für Elektroautos 
noch nicht inbegriffen, diese werden später noch abgeschätzt. Ausgehend von einem 
Wert von 152 g CO2-Äq. pro km im Jahr 2020 (UBA 2021b, inkl. Vorkette) wird so-
mit ein Wert von 91 g CO2-Äq. pro km im Jahr 2030 angesetzt. Hieraus folgt eine 
Einsparung von THG-Emissionen durch eine verminderte Nutzung fossiler Kraft-
stoffe im Pkw-Verkehr von knapp 15 kt CO2-Äq. 

Es wird an dieser Stelle zudem angenommen, dass 20 % der eingesparten Pkw-Per-
sonenkilometer im Jahr 2030 durch reine Elektroautos zurückgelegt worden wären 
(hierdurch erklärt sich ein erheblicher Teil des oben angenommenen deutlichen 
Rückgangs der Emissionen der fossil betriebenen Pkw zwischen 2020 und 2030 von 
40 %). Wird ein Stromverbrauch der Elektro-Pkw von 20 kWh pro 100 km (inkl. La-
deverlusten) sowie eine durchschnittliche Auslastung von 1,4 Personen pro Pkw un-
terstellt, leiten sich im Jahr 2030 Stromeinsparungen durch vermiedene Fahrzeugki-
lometer von reinen Elektro-Pkw in Höhe von rund 4,6 GWh ab. Pauschal wird hier 
zudem ein zusätzlicher vermiedener Stromverbrauch von Hybrid-Pkw von 20 % des 
vermiedenen Stromverbrauchs der reinen Elektroautos angesetzt. Dies entspricht gut 
0,9 GWh. 

In der mittleren Abschätzung wird zudem angenommen, dass im Jahr 2030 die 
Hälfte der neuen Bahn-Streckenkilometer elektrisch befahren werden können (über 
Oberleitungen oder mit batterieelektrischen Antrieben). Bei einem angenommenen 
Stromverbrauch der elektrisch angetriebenen Bahnen pro Fahrzeug-Kilometer von 
3,0 kWh, einem zusätzlichen Stromverbrauch pro Fahrzeugstunde von 55 kWh (je-
weils entsprechend der Annahmen für das Jahr 2030 aus PTV Planung Transport 
Verkehr AG (2016) und angenommenen 24 Bahnverbindungen (hin- und zurück) im 
Schnitt pro Tag und Strecke sowie einer Durchschnittsgeschwindigkeit der elektrisch 
betriebenen Bahnen (inkl. Halten) von 70 km/h, folgt ein Stromverbrauch von 4,9 
GWh. 
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Unter dem Strich folgt demnach aus der Reaktivierung der Bahnstrecken im Jahr 
2030 ein Strom-Minderbedarf von 0,7 GWh. 

Unter der Annahme, dass infolge dieses vermiedenen Strombedarfs im Jahr 2030 die 
Auslastung von Erdgaskraftwerken reduziert wird (s. Erläuterung in Kapitel 2), wer-
den vermiedene CO2-Emissionen pro kWh von 353 g abgeleitet. Hinzu kommen zu-
sätzlich eingesparte Vorketten-Emissionen von 45 g CO2-Äq. pro kWh. Daraus folgen 
im Jahr 2030 vermiedene CO2-äquivalente Emissionen infolge des reduzierten 
Strombedarfs von 0,3 kt.  

Für die nicht elektrisch zurückgelegten Bahnfahrten werden 0,8 Liter Diesel pro 
Fahrzeugkilometer sowie 15 Liter Diesel pro Fahrzeugstunde (jeweils entsprechend 
der Annahmen für das Jahr 2030 aus PTV Planung Transport Verkehr AG (2016)) 
angenommen. Hieraus leiten sich unter der Verwendung eines Emissionsfaktors für 
Diesel von 3,24 kg CO2-Äq. pro Liter (inkl. Vorkette, Fraunhofer ISI und PTV 2017) 
sowie einer angenommenen durchschnittlichen Geschwindigkeit der Bahnen (inkl. 
Halten) von 65 km/h zusätzliche Emissionen in Höhe von 4 kt CO2-Äq. ab. 

Zusätzlich wird angenommen, dass der Busverkehr infolge der Reaktivierungen um 
60 % der von den Bahnen gefahrenen Fahrzeugkilometer reduziert werden kann 
(dies entspricht der Annahme in Fraunhofer ISI/PT Group 2017). Mit den 24 ange-
nommenen Fahrten pro Tag und Strecke könnten dann im gesamten Jahr 2030 rund 
1,5 Mio. Buskilometer eingespart werden. Unter der Annahme, dass der durch-
schnittliche Diesel-Verbrauch pro Bus-Fahrzeugkilometer von den in Fraunhofer ISI 
und PTV (2017) angesetzten 0,38 Liter bis 2030 um 20 % sinkt und 3,24 kg CO2-
äquivalente Emissionen pro Liter Diesel (inkl. Vorkette, Fraunhofer ISI und PTV 
2017) angesetzt werden, ergeben sich im Jahr 2030 durch einen verminderten Bus-
verkehr eingesparte CO2-äquivalente Emissionen von knapp 2 kt. 

Unterm Strich ergeben sich bei diesen Annahmen durch die Reaktivierung der 16 
Strecken Emissionseinsparungen im Jahr 2030 von 12 kt CO2-Äq. 

Hinsichtlich dieses im Vergleich zu anderen hier abgeschätzten Maßnahmen gerin-
gen THG-Einsparpotenzials ist zu beachten, dass die Reaktivierung von Schienen-
strecken nicht alleine aus klimapolitischen Gründen befürwortet werden kann, son-
dern auch aus verkehrspolitischen Gründen, um die Mobilität von Menschen zu ver-
bessern, die nicht über ein eigenes Auto verfügen.   

In Bayern selbst würden die Emissionen um knapp 10 kt CO2-Äq. sinken. Dabei wird 
angenommen, dass der vermiedene Diesel und das vermiedene Benzin im Straßen-
verkehr komplett in Bayern selbst getankt werden würde, wenn es nicht zur Reakti-
vierung kommen würde – genau wie der Diesel-Mehrbedarf durch Diesel-Loks in 
Bayern selbst bedient werden würde. Die Vorketten-Emissionen dieser Kraftstoffe 
fallen zwar außerhalb Bayerns an, das gleiche gilt aber auch für einen großen Teil der 
zusätzlichen Emissionen durch den unterm Strich höheren Stromverbrauch.  

Da es in Bayern in den vergangenen fünf Jahren keine Reaktivierungen von Bahn-
strecken für den Personenverkehr gegeben hat (zuletzt wurde im Jahr 2015 die Stre-
cke von Selb-Plößberg nach Aš reaktiviert), wird hier vereinfacht angenommen, dass 
ohne intensivierte politische Bemühungen bis 2030 keine der hier betrachteten 16 
Strecken reaktiviert werden würde.  
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Niedrige Abschätzung: 

Für die niedrige Abschätzung wird angenommen, dass im Durchschnitt auf den 16 
reaktivierte Strecken pro Werktag nur 1000 Personenkilometer pro Streckenkilome-
ter erreicht werden können. Dies ist der Wert, der aktuell vom Freistaat Bayern für 
die Förderung von Reaktivierungen als notwendiger Mindestwert angesetzt wird. Zu-
dem wird in dieser Abschätzung angenommen, dass im Jahr 2030 nur 30 % der re-
aktivierten Strecken elektrisch befahren werden, der Rest mit dieselbetriebenen 
Fahrzeugen. Der angenommene Anteil der Personenkilometer, die auf den reakti-
vierten Strecken sonst mit dem Pkw gefahren wären, wird in dieser Abschätzung auf 
30 % reduziert, die zusätzlich vermiedenen Pkw-Kilometer auf anderen Strecken 
werden auf 80 % der eingesparten Kilometer der reaktivierten Strecken selbst ge-
schätzt. Für die Minderung der CO2-Emissionen des Pkw-Verkehrs pro Personenki-
lometer zwischen 2020 und 2030 werden hier 45 % angenommen. 50 % werden an-
gesetzt für die Bus-Fahrzeugkilometer, die bezogen auf die Fahrzeugkilometer der 
reaktivierten Bahnen eingespart werden können. Bei sonst gleichen Annahmen führt 
die Reaktivierung der Bahnstrecken im Jahr 2030 unter diesen pessimistischen An-
nahmen unterm Strich zu keinen Änderungen der Emissionen (+/- 0 kt CO2-Äq.). 

Hohe Abschätzung: 

Für die hohe Abschätzung wird angenommen, dass im Durchschnitt auf den 16 reak-
tivierten Strecken pro Werktag gut 3400 Personenkilometer pro Streckenkilometer 
erreicht werden können. Dies ist der Wert, der in der Studie von PTV (2020) im 
Durchschnitt für die zwölf Strecken in Baden-Württemberg mit „hohem Nachfrage-
potenzial“ abgeschätzt wird. Zudem wird in dieser Abschätzung angenommen, dass 
im Jahr 2030 90 % der reaktivierten Strecken elektrisch befahren werden, der Rest 
mit dieselbetriebenen Fahrzeugen. Der angenommene Anteil der Personenkilometer, 
die sonst mit dem Pkw gefahren wären, wird in dieser Abschätzung mit 40 % ange-
setzt. Für die Minderung der CO2-Emissionen des Pkw-Verkehrs pro Personenkilo-
meter zwischen 2020 und 2030 werden 30 % angenommen. Für die Bus-Fahrzeugki-
lometer, die bezogen auf die Fahrzeugkilometer der reaktivierten Bahnen eingespart 
werden können, werden 70 % angesetzt. Bei sonst gleichen Annahmen führt die Re-
aktivierung der Bahnstrecken im Jahr 2030 unter diesen optimistischen Annahmen 
zu Emissionseinsparungen in Höhe von 41 kt CO2-Äq. 
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3.3 Gebäudewärme und Effizienz 

3.3.1 Energetische Sanierung des vermieteten Wohngebäudebestands 

Tab. 3-13 Übersicht über zentrale Annahmen und ermittelte THG-Einsparpotenziale beschleunigter 
und fokussierter energetischer Sanierungen des vermieteten Wohngebäudebestands 

 Niedrig Mittel Hoch 
Anteil der vermieteten Wohnungen an den gesamten Wohnungen in 
Bayern 49 % 49 % 49 % 

Vermietete Wohnfläche in Bayern in Gebäuden mit Effizienzklassen E 
bis H (in Mio. m2) 127 127 127 

Durchschnittlicher Nutzenergieverbrauch für Raumwärme und Warm-
wasser in den Gebäuden nach Sanierung (in kWh/m2Gebäudenutzfläche) 75 65 60 

Anteil der durchgeführten Sanierungen am gesamten Bestand der ver-
mieteten Wohnflächen mit Effizienzklassen E bis H 70 % 85 % 95 % 

Emissionseinsparungen im Jahr 2030 insgesamt, zusätzlich zum 
Trend (in kt CO2-Äq.)  1985 3748 4598 

 

Mittlere Abschätzung 

Für die Abschätzung des bis 2030 realisierbaren THG-Einsparpotenzials einer ver-
stärkten energetischen Sanierung des Gebäudebestandes findet eine Orientierung an 
dem Ende 2021 von der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN in den bayerischen 
Landtag eingebrachten Entwurf eines Bayerischen Wärmegesetzes statt (Bayerischer 
Landtag 2021b). Dieser Entwurf sieht vor, dass es bis zu bestimmten Stichjahren 
(u. a. 2030) zu energetischen Sanierungen von Gebäuden bestimmter Effizienzklas-
sen kommen muss – in Abhängigkeit vom Anteil der erneuerbaren Energien an der 
Deckung des Wärmebedarfs der Gebäude. Die vorgeschlagenen gesetzlichen Vorga-
ben gelten dabei nur für vermietete Wohngebäude. 

Für die hier vorgenommene Berechnung des THG-Einsparpotenzials wurde verein-
facht angenommen, dass alle bestehenden und vermieteten Wohngebäude der Ener-
gieeffizienzklasse E oder schlechter bis 2030 saniert werden müssen. Der Geset-
zesentwurf sieht Ausnahmen davon vor für Gebäude der Energieeffizienzklasse E 
vor, sofern mindestens 50 % erneuerbare Energien zur Deckung des Wärmebedarfs 
genutzt werden und für Gebäude der Energieeffizienzklasse F, falls deren Wärmebe-
darf vollständig mit erneuerbaren Energien gedeckt wird. An dieser Stelle wird aber 
angenommen, dass die Realisierung solch hoher Anteile erneuerbarer Energien in 
Gebäuden mit entsprechend schlechtem energetischen Zustand i. d. R. nicht wirt-
schaftlich wären und daher Vermieter*innen eine Sanierung vorziehen werden. 
Gleichzeitig wird angenommen, dass bis 2030 die im Gesetzentwurf vorgegebene 
Nutzung erneuerbarer Energien im Umfang von 10 % (Effizienzklasse C) bzw. 25 % 
(Effizienzklasse D) i. d. R. für Gebäude mit diesen Effizienzklassen umgesetzt wird 
und es hier bis 2030 (noch) nicht zu energetischen Sanierungen kommen wird.  

Auf Grundlage dieser Annahmen wird zunächst die Wohnfläche abgeschätzt, die bis 
2030 energetisch saniert werden würde. Für diese Abschätzung fließen folgende Da-
ten ein:  
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• gesamte Wohnfläche in Bayern (606 Mio. m2) (Bayerisches Landesamt für 
Statistik 2019a) 

• Anteil der vermieteten Wohnungen in Bayern an den Gesamtwohnungen 
(49 %) (destatis 2021a)  

• Anteile der Mietwohnungen in Deutschland in Mehrfamilienhäusern 
(81 %) und in Ein- und Zweifamilienhäusern (19 %) (destatis 2021a) 

• Anteile der Wohnfläche in Bayern in Mehrfamilienhäusern (35 %) und in 
Ein- und Zweifamilienhäusern (65 %) (Bayerisches Landesamt für Statis-
tik 2019a) 

• Aufteilung der Wohngebäude nach Effizienzklassen in Deutschland – un-
terschieden nach Ein- und Zweifamilienhäusern auf der einen Seite und 
Mehrfamilienhäusern auf der anderen Seite (nach BMWi 2020). 

Für die nur für Deutschland vorliegenden Werte (Anteile der Mietwohnungen nach 
Gebäudeart und Anteile der Gebäude nach Effizienzklassen) wird angenommen, dass 
diese auch für Bayern gelten. Zudem wird bei der Berechnung angenommen, dass die 
Werte und Anteile bis 2030 konstant bleiben.  

Daraus lassen sich die in der folgenden Tabelle nach Effizienzklassen dargestellten 
vermieteten Gebäudenutzflächen12 ableiten, die bis 2030 energetisch saniert werden 
müssten. Die Tabelle zeigt zudem den je nach Gebäudeklasse angenommenen Nut-
zenergiebedarf für Raumwärme und Warmwasser pro Quadratmeter Gebäudenutz-
fläche pro Jahr. Grundlage für diese Annahmen sind die Angaben im Gebäudeener-
giegesetz (GEG) und unterstellte Verluste der Heizsysteme und der Verteilung von 
durchschnittlich rund 10 % des im GEG angegebenen Endenergiebedarfs. 

Tab. 3-14 Angenommene vermietete Gebäudenutzfläche und angenommener Nutzenergiebedarf für 
Raumwärme und Warmwasser in Bayern für die Gebäudeeffizienzklassen E, F, G und H 

Gebäudeeffizienz-
klasse 

Vermietete Gebäudenutzfläche 
in Bayern  

(in Mio. m2) 

Nutzenergiebedarf für Raum-
wärme und Warmwasser  

(in kWh/m2 Gebäudenutzfläche 
und Jahr) 

E 42 130 
F 44 160 

G 32 205 

H 35 250 

Bezüglich der Sanierungstiefe wird angenommen, dass nach den energetischen Sa-
nierungen im Durchschnitt der sanierten Gebäude ein Nutzenergiebedarf (inkl. 
Warmwasserbedarf) von 65 kWh/m2 Gebäudenutzfläche und Jahr erreicht wird. 
Ähnliche Annahmen zur Sanierungstiefe werden in den Szenariostudien von Prognos 
et al. (2021) sowie von (BCG 2021) angenommen. Unter dieser Annahme kommt es 
bei den sanierten Gebäuden im Durchschnitt zu einer Minderung des Nutzenergiebe-
darfs für Raumwärme und Warmwasser um knapp 65 %. 

–––– 
12 Die Gebäudenutzfläche umfasst gegenüber der Wohnfläche zusätzliche Flächen, die nicht direkt bewohnt ist, wie beispiels-

weise Flure und Treppenräume. Sie wird hier aus der Wohnfläche abgeleitet, indem diese mit dem Faktor 1,2 multipliziert 
wird. 
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Zudem wird für die Abschätzung des THG-Einsparpotenzials angenommen, dass im 
Zusammenhang mit den energetischen Sanierungen in vielen Fällen auch ein Aus-
tausch der Heizsysteme mit einer deutlichen Verschiebung in Richtung Umwelt-
wärme (und weniger stark ausgeprägt auch Solarthermie) erfolgt. Denn der Einsatz 
dieser erneuerbaren Energien in der Wärmebereitstellung wird durch die infolge der 
Sanierungen ermöglichte Nutzung niedriger Temperaturniveaus wirtschaftlich deut-
lich attraktiver. Die folgende Tabelle zeigt die angenommenen Anteile verschiedener 
Energieträger am Endenergieverbrauch für Wärme in den hier betrachteten Gebäu-
den vor und nach der Sanierung. 

Tab. 3-15 Angesetzte Emissionsfaktoren der Energieträger sowie Energieträgeranteile in der Wär-
mebereitstellung der betrachteten Gebäude vor und nach den Sanierungen 

Energieträger 
Angesetzter  

Emissionsfaktor  
(in g CO2-Äq./kWh, 

inkl. Vorkette) 

Anteil in den hier 
betrachteten  

Gebäuden vor den 
Sanierungen 

Anteil in den hier 
betrachteten  

Gebäuden nach 
den Sanierungen 

Erdgas 226 45 % 20 % 

Heizöl 308 20 % 5 % 
Biomasse 11 10 % 10 % 
Strom 398 5 % 13 % 

Fernwärme 200 17 % 17 % 
Solarthermie 0 1 % 5 % 

Umweltwärme 0 2 % 30 % 

Schließlich wird in der mittleren Abschätzung noch angenommen, dass von dem hier 
identifizierten Potenzial 85 % bis 2030 tatsächlich erschlossen werden können. Die 
restlichen 15 % des Potenzials beziehen sich auf Gebäude, die trotz angenommener 
gesetzlicher Vorgabe dennoch nicht (rechtzeitig) saniert werden oder die bis 2030 
nicht weiter genutzt bzw. abgerissen werden.  

Auf Grundlage dieser Annahmen lässt sich für das Jahr 2030 ein THG-Minderungs-
potenzial durch die bis dahin erfolgten energetischen Sanierungen der vermieteten 
Gebäude mit schlechtem Effizienzstandard in Höhe von 4564 kt CO2-Äq. ableiten. 
Ein Teil dieser Einsparungen würde auch im einer Trendentwicklung realisiert wer-
den. Unter der Annahme, dass sich die energetische Sanierungsrate des hier betrach-
teten Gebäudebestands gegenüber einer Trendentwicklung etwa Verfünffachen 
würde (s. folgende Box), wird hier angenommen, dass rund 80 % des Einsparpoten-
zials zusätzlich zur Trendentwicklung realisiert werden würde. Daraus folgt eine über 
die Trendentwicklung hinausgehende Minderung von 3748 kt CO2-Äq.  

Ein Großteil dieser Einsparung würde in Bayern selbst realisiert werden. Unter den 
(vereinfachten) Annahmen, dass die Einsparungen der direkten Emissionen der Erd-
gas- und Heizöl-Nutzung vollständig in Bayern erfolgen und zudem jeweils 80 % der 
eingesparten Lebenszyklusemissionen der Fernwärmeerzeugung und der Biomas-
seerzeugung sowie 11 % der eingesparten direkten Emissionen der Stromerzeugung 
ebenfalls in Bayern realisiert werden, würden die Emissionen in Bayern durch die 
beschriebenen energetischen Sanierungen – über die Trendentwicklung hinaus – um 
3323 kt CO2-Äq. sinken. 
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Box: Notwendige Erhöhung der energetischen Sanierungsrate 

Um die hier angenommenen umfassenden Sanierungen des vermieteten Gebäudebe-
stands der Effizienzklassen E, F, G und H bis 2030 realisieren zu können, müssten – 
von Mitte 2022 an berechnet – jedes Jahr rund 10 % dieser Gebäude (bezogen auf 
die Wohnfläche) energetisch saniert werden. Dies ist ein sehr hoher Anteil, allerdings 
ist zu berücksichtigen, dass die jährliche energetische Sanierungsrate auch gegen-
wärtig schon bei vermieteten Wohngebäuden mit schlechtem energetischem Stan-
dard deutlich höher sein dürfte als die durchschnittliche energetische Sanierungsrate 
aller Wohngebäude.13 Es wird hier angenommen, dass in der Vergangenheit die jähr-
liche energetische Sanierungsrate der entsprechenden Gebäude (vermietet, schlech-
ter energetischer Standard, meist Mehrfamilienhäuser) bei etwa 2,0 % lag. 

Bezogen auf die gesamte Wohnfläche ergibt sich eine durchschnittliche jährliche 
(wohnflächenbezogene) energetische Sanierungsrate von 2,7 %, sofern unterstellt 
wird, dass im restlichen (hier nicht explizit berücksichtigten) Wohngebäudebestand 
die Sanierungsrate gegenüber den vergangenen Jahren unverändert bleibt und diese 
mit 1,0 % angesetzt wird. Eine solche konstante Sanierungsrate im restlichen Gebäu-
debestand wäre – im Vergleich zu einer verminderten Sanierungsrate – v. a. hin-
sichtlich der nicht vermieteten Gebäude mit schlechtem energetischem Zustand 
wünschenswert. Zudem können nur dann zusätzliche THG-Minderungen in der hier 
ausgewiesenen Höhe realisiert werden.14 Bezogen auf den gesamten Gebäudebestand 
(inkl. der Nicht-Wohngebäude) lässt sich eine (auf die Wohn- bzw. Nutzfläche bezo-
gene) energetische Sanierungsrate von rund 2,2 % ableiten, wenn für die Nicht-
Wohngebäude ebenfalls eine Sanierungsrate von 1,0 % unterstellt wird. 

Vorliegende Klimaschutzszenarien gehen von einer Erhöhung der energetischen Sa-
nierungsrate des gesamten Gebäudebestandes auf 1,6 bis 1,9 % pro Jahr bis 2030 
aus, was nicht allzu weit entfernt von den hier unterstellten 2,2 % liegt. Zudem ist zu 
berücksichtigen, dass bereits in der Vergangenheit die Sanierungsraten in den südli-
chen alten Bundesländern höher waren als in Deutschland insgesamt (IWU 2018). 
Allerdings müssten die 2,2 % pro Jahr im Schnitt der Jahre 2022 bis 2030 erreicht 
werden, was bei einem anzunehmenden kontinuierlichen Hochlauf Sanierungsraten 
von über 2,2 % pro Jahr in der zweiten Hälfte der 2020er Jahre erfordern würde. Ob 
bzw. wie es möglich sein wird, die energetische Sanierungsrate in Bayern relativ 
kurzfristig entsprechend zu erhöhen, kann im Rahmen dieser Arbeit nicht näher un-
tersucht werden. Vermutlich wäre unter anderem der Einsatz innovativer Konzepte 
nötig, zum Beispiel die industrielle Vorfertigung von Bauelementen für die Sanierung 
und ein digitaler Scan der zu sanierenden Gebäude nach niederländischem Vorbild 
(„Energiesprong“). Solche innovativen Konzepte könnten – in ausreichender Breite 
umgesetzt – schnellere sowie kostengünstigere Sanierung ermöglichen. 

–––– 
13 Darauf deuten Angaben in IWU (2018) hin. Dort wird für Altbauten bis Baujahr 1978 eine jährliche energetische Sanierungs-

rate von etwa 1,43 % abgeleitet, für alle Wohngebäude hingegen eine Rate von 0,99 %. Zudem werden in der gleichen Stu-
die für Mehrfamilienhäuser höhere energetische Sanierungsraten angegeben als für Ein- und Zweifamilienhäuser. 

14 Wenn eine Fokussierung der Sanierungen auf die hier betrachteten vermieteten Gebäude mit schlechtem energetischem 
Standard zu geringeren Sanierungsraten im restlichen Gebäudebestand führen würde, wäre dies aufgrund der Fokussierung 
auf Gebäude mit besonders hohem Einsparpotenzial dennoch mit zusätzlichen THG-Einsparungen verbunden, diese zusätz-
lichen Minderungen würden dann aber geringer ausfallen als hier berechnet. 
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Niedrige Abschätzung 

Für die niedrige Abschätzung wird angenommen, dass der Nutzenergiebedarf der 
Gebäude für Raumwärme und Warmwasser nach der energetischen Sanierung im 
Durchschnitt 75 kWh/m2 Gebäudenutzfläche beträgt und dass nur 70 % der vermie-
teten Gebäudewohnfläche der energetischen Effizienzklassen E, F, G und H bis 2030 
tatsächlich saniert werden. Zudem wird hier angenommen, dass es nach den Sanie-
rungen nicht zu einer anderen Heizenergiestruktur kommt, dass also die Energieträ-
geranteile nach den Sanierungen identisch sind mit den entsprechenden Anteilen vor 
den Sanierungen. Bei sonst gleichen Annahmen leitet sich daraus für das Jahr 2030 
eine – über die Trendentwicklung hinausgehende – THG-Einsparung in Höhe von 
1985 kt CO2-Äq. ab. 

Hohe Abschätzung 

Für die hohe Abschätzung wird angenommen, dass der Nutzenergiebedarf der Ge-
bäude für Raumwärme und Warmwasser nach der energetischen Sanierung im 
Durchschnitt 60 kWh/m2 Gebäudenutzfläche beträgt und dass es gelingt, 95 % der 
vermieteten Gebäudewohnfläche der energetischen Effizienzklassen E, F, G und H 
bis 2030 tatsächlich zu sanieren. Zudem wird hier angenommen, dass es nach den 
Sanierungen zu einer noch etwas stärkeren Veränderung der Energieträgerstruktur 
für die Wärmebereitstellung kommen wird. So sinkt der Anteil von Erdgas und 
Heizöl in diesem Fall bis 2030 auf zusammen 18 % (statt 25 % in der mittleren Ab-
schätzung und 65 % vor den Sanierungen) und der Anteil der Umweltwärme steigt 
auf 34 % (statt 30 % in der mittleren Abschätzung und 2 % vor den Sanierungen). Bei 
sonst gleichen Annahmen leitet sich daraus für das Jahr 2030 eine – über die Trend-
entwicklung hinausgehende – THG-Einsparung in Höhe von 4598 kt CO2-Äq. ab. 
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3.3.2 Ausbau erneuerbarer Energien in der Fernwärmeerzeugung 

Tab. 3-16 Übersicht über zentrale Annahmen und ermittelte THG-Einsparpotenziale einer deutlich 
verstärkten Nutzung erneuerbarer Energien in der Fernwärmeerzeugung 

 Niedrig Mittel Hoch 
Anstieg des Beitrags erneuerbarer Energien in der Fernwärmeer-
zeugung in Deutschland zwischen 2018 und 2030 (in TWh/a) 30 30 30 

Anteil Bayerns an dem bundesweiten Anstieg des Beitrags erneu-
erbarer Energien in der Fernwärmeerzeugung zw. 2018 und 2030 14 % 16 % 20 % 

Anteil der emissionsintensiven Energieträger Erdgas, Heizöl und 
fossile Fernwärme an der Gesamtmenge der substituierten Energie 50 % 65 % 100 % 

Emissionseinsparungen im Jahr 2030 insgesamt, zusätzlich 
zum Trend (in kt CO2-Äq.)  540 732 1177 

 

Mittlere Abschätzung 

Grundsätzlich besteht ein erhebliches Potenzial zur Nutzung erneuerbarer Energien 
wie Geothermie, Biomasse und Solarthermie in der Fernwärmeerzeugung Bayerns 
(Miehling et al. 2021) bzw. Deutschlands (DUH 2020; Thamling et al. 2010). Eine 
Studie, die das bis 2030 speziell in Bayern realisierbare Potenzial erneuerbarer Ener-
gien für die Fernwärme bei förderlichen politischen Rahmenbedingungen und För-
dermaßnahmen ermittelt, ist uns allerdings nicht bekannt. Folglich wird hier für die 
Abschätzung des bis 2030 realisierbaren THG-Minderungspotenzials auf den im Sze-
nario KN2045 (Prognos et al. 2021) angenommenen Ausbau erneuerbarer Energien 
in der Fernwärmeerzeugung in Deutschland zurückgegriffen.  

Bezüglich des in KN2045 bis 2030 beschriebenen Ausbaus wird in der mittleren Ab-
schätzung vereinfacht angenommen, dass 16 % davon in Bayern realisiert werden 
könnten. Der Anteil entspricht dem aktuellen Anteil der bayerischen Bevölkerung an 
der gesamtdeutschen Bevölkerung. Aufgrund der in Bayern (gegenüber Deutschland 
insgesamt) überdurchschnittlichen Solarstrahlung (DWD o. J.), des überdurch-
schnittlichen Biomassepotenzials (AEE 2013) und der vielerorts (v. a. in Oberbayern) 
guten Bedingungen für die Nutzung von Geothermie (Bundesverband Geothermie 
2022) führt die Verwendung dieses Anteils vermutlich zu einer eher konservativen 
Einschätzung des bayerischen Potenzials. Auf der anderen Seite ist die Bevölkerungs-
dichte in Bayern geringer als im bundesdeutschen Durchschnitt (bpb 2020), was die 
Fernwärmenutzung erschwert bzw. pro Gebäudeanschluss tendenziell teurer macht.  

Unter Rückgriff auf das Szenario KN2045 (Prognos et al. 2021) und bei Verwendung 
eines Anteils von 16 % für Bayern ergibt sich für den Freistaat zwischen 2018 und 
2030 ein Ausbaupotenzial bei erneuerbaren Energien in der Fernwärme von 
4,7 TWh. Davon entfällt der größte Anteil auf Umweltwärme15 (1,7 TWh), gefolgt von 
der tiefen Geothermie (1,4 TWh), der Solarthermie (0,9 TWh) und der Biomasse 
(0,6 TWh).  

–––– 
15 Dabei wird angenommen, dass der in Prognos et al. (2021) ausgewiesene Beitrag der Wärmepumpen zu 75 % aus Umwelt-

wärme besteht und zu 25 % aus Strom. 
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Bezüglich der Energieträger, die durch diese zusätzliche erneuerbare Wärmeerzeu-
gung verdrängt werden, wird der Energieträgermix für die Gebäudewärme aus dem 
Szenario KN2045 (Prognos et al. 2021) für das Jahr 2030 weitgehend übernommen, 
ergänzt um die Annahme, dass der Anteil der ersetzten (fossilen) Fernwärme doppelt 
so hoch ist wie im durchschnittlichen Bestand (die Anteile der restlichen Energieträ-
ger werden proportional reduziert). Dahinter steckt die Annahme, dass der Ausbau 
erneuerbarer Energien in der Fernwärme zu einem nicht unerheblichen Teil beste-
hende Fernwärmenetze mitnutzen und dabei zum Teil fossile Fernwärmequellen er-
setzen wird. Die folgende Tabelle zeigt die unterstellten Anteile der verschiedenen 
Energieträger, die durch die zusätzliche erneuerbar erzeugte Fernwärme verdrängt 
werden sowie deren angenommenen THG-Emissionsfaktoren, die aus verschiedenen 
Quellen stammen (Baumann und Schuller 2021; DEPI 2018; Fritsche und Rausch 
2008; Icha 2021) und verwendet werden, um das THG-Einsparpotenzial zu quantifi-
zieren.  

Tab. 3-17 Anteile der durch zusätzliche erneuerbare Fernwärme verdrängten Energieträger im Jahr 
2030 in der mittleren Abschätzung und deren jeweilige Emissionsfaktoren 

Energieträger 
Anteil der durch die erneu-
erbar erzeugte Fernwärme 
verdrängten Energieträger 

Angesetzter  
Emissionsfaktor 

(CO2-Äq./kWh, inkl. Vorketten) 

Erdgas 28 % 226 

Heizöl 10 % 308 

Biomasse 14 % 11 

Strom 9 % 398 

Fernwärme (fossil-basiert) 27 % 200 

Solarthermie 3 % 0 

Umweltwärme 9 % 0 

 

Auf Grundlage dieser Annahmen ergibt sich für das Jahr 2030 in Bayern ein THG-
Minderungspotenzial durch eine entsprechend deutlich verstärkte Nutzung erneuer-
barer Energien in der Fernwärmeversorgung von 861 kt CO2-Äq. Unter der An-
nahme, dass in einer Trendentwicklung nur ein kleiner Teil (15 %) dieses Ausbaus 
realisiert werden würde, ergeben sich über die Trendentwicklung hinausgehende 
Emissionseinsparungen in Höhe von 732 kt CO2-Äq. 

Von dieser Einsparung fallen geschätzt 515 kt CO2-Äq. in Bayern an.16 

Niedrige Abschätzung 

In der niedrigen Abschätzung wird der Anteil Bayerns an dem nach KN2045 
(Prognos et al. 2021) bis 2030 realisierbaren bundesdeutschen Ausbau erneuerbarer 
Energien in der Fernwärme auf 14 % reduziert. Zudem wird angenommen, dass die 

–––– 
16 Die vermiedenen Emissionen der Vorkette der fossilen Energieträger, 20 % der Lebenszyklusemissionen der Biomasse sowie 

ein Großteil der vermiedenen Emissionen der Stromerzeugung (rund 90 %) fallen annahmegemäß außerhalb Bayerns an. 
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emissionsintensiven Energieträger (Erdgas, Heizöl, Fernwärme) anteilig weniger 
stark durch die zusätzliche erneuerbare Fernwärme verdrängt werden als in der mitt-
leren Abschätzung. In letzterer machen sie 65 % der verdrängten Energie aus, in der 
niedrigen Abschätzung nur 50 %. Bei sonst gleichen Annahmen ließen sich die Emis-
sionen im Jahr 2030 dann – zusätzlich zur Trendentwicklung – um 540 kt CO2-Äq. 
reduzieren.  

Hohe Abschätzung 

In der hohen Abschätzung wird der Anteil Bayerns an dem nach KN2045 (Prognos et 
al. 2021) bis 2030 realisierbaren bundesdeutschen Ausbau erneuerbarer Energien in 
der Fernwärme auf 20 % erhöht. Zudem wird angenommen, dass ausschließlich die 
emissionsintensiven Energieträger (Erdgas, Heizöl, Fernwärme) durch die zusätzli-
che erneuerbare Fernwärme verdrängt werden. Bei sonst gleichen Annahmen ließen 
sich die Emissionen im Jahr 2030 dann – zusätzlich zur Trendentwicklung – um 
1177 kt CO2-Äq. reduzieren.  
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3.3.3 Nutzung des industriellen Abwärmepotenzials 

Tab. 3-18 Übersicht über zentrale Annahmen und ermittelte THG-Einsparpotenziale einer weitge-
henden Nutzung des industriellen Abwärmepotenzials 

 Niedrig Mittel Hoch 
Bisher ungenutztes industrielles Abwärmepotenzial in Bayern zur 
netzgebundenen Nutzung in Gebäuden (in TWh/a) 2,9 2,9 3,5 

Ausnutzung des zusätzlichen Abwärmepotenzials bis zum Jahr 
2030 60 % 80 % 90 % 

Anteil fossiler Heizsysteme (Erdgas und Öl) an den insgesamt 
durch die Abwärmenutzung verdrängten Heizsystemen 30 % 38 % 70 % 

Emissionseinsparungen im Jahr 2030 insgesamt, zusätzlich 
zum Trend (in kt CO2-Äq.)  228 364 625 

 

Mittlere Abschätzung 

Für die Abschätzung des THG-Minderungspotenzials einer Nutzung des vorhande-
nen industriellen Abwärmepotenzials wird hier in erster Linie auf Ergebnisse aus 
Blömer et al. (2019) zurückgegriffen. In dieser Studie wird bundesländerscharf er-
mittelt, wie hoch das wirtschaftlich erschließbare Potenzial der Nutzung industrieller 
Abwärme für eine netzgebundene Versorgung des Gebäudebestandes mit Raum-
wärme und Warmwasser ist. Dabei wird für Bayern angegeben, dass das bisher unge-
nutzte Potenzial, das sowohl durch bestehende als auch neu zu errichtende Wärme-
netze erschließbar ist, 2,9 TWh pro Jahr beträgt. In der Studie werden die bundes-
länderscharfen Werte nur nach „konservativer“ Abschätzung ausgewiesen, nach der 
das Abwärmepotenzial erst ab einer Temperatur von 100 °C genutzt werden kann.17 

In der mittleren Abschätzung wird hier angenommen, dass es bis 2030 gelingen 
wird, dieses Potenzial zu 80 % zu erschließen. Dies entspricht einem zusätzlich nutz-
baren Abwärmepotenzial von jährlich 2,3 TWh. Die folgende Tabelle zeigt die unter-
stellten Anteile der verschiedenen Energieträger, die durch die zusätzliche Abwärme-
nutzung verdrängt werden sowie deren angenommenen THG-Emissionsfaktoren, die 
aus verschiedenen Quellen stammen (Baumann und Schuller 2021; DEPI 2018; 
Fritsche und Rausch 2008; Icha 2021) und verwendet werden, um das THG-Ein-
sparpotenzial der Abwärmenutzung zu quantifizieren. Die Anteile der Energieträger 
orientieren sich dabei an den Anteilen zur Deckung des Raumwärme- und Warm-
wasserbedarfs im Jahr 2030 im Szenario KN2045 (Prognos et al. 2021). Allerdings 
wird hier angenommen, dass der Anteil der Fernwärme bei den substituierten Ener-
gieträgern doppelt so hoch ist, da es plausibel erscheint, dass die Abwärmenutzung 
häufig in bestehenden Wärmenetzen erfolgt und dort zuvor genutzte Fernwärme-
quellen verdrängt. 

Für die Abwärme selbst werden dabei keine THG-Emissionen angesetzt, da die Ab-
wärme im Referenzfall ungenutzt bliebe. 

–––– 
17 Für Gesamtdeutschland wird in der Studie für das theoretische Potenzial ausgewiesen, dass dieses bei Berücksichtigung von 

Netzbetriebstemperaturen ab 50 °C rund 25 % höher liegt als bei Berücksichtigung von Temperaturen erst ab 100 °C. 
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Tab. 3-19 Anteile der durch Abwärme verdrängten Energieträger im Jahr 2030 in der mittleren Ab-
schätzung und deren jeweilige Emissionsfaktoren 

Energieträger Anteil der durch Abwärme 
verdrängten Energieträger 

Angesetzter  
Emissionsfaktor 

(CO2-Äq./kWh, inkl. Vorketten) 

Erdgas 28 % 226 

Heizöl 10 % 308 

Biomasse 14 % 11 

Strom 9 % 398 

Fernwärme (fossil-basiert) 27 % 200 

Solarthermie 3 % 0 

Umweltwärme 9 % 0 

Auf Grundlage dieser Annahmen ergibt sich für 2030 ein THG-Einsparpotenzial 
durch die Nutzung der industriellen Abwärme in Höhe von 428 kt CO2-Äq. 

Es wird angenommen, dass ohne zusätzliche politische Maßnahmen lediglich 15 % 
dieser Einsparungen bis 2030 realisiert werden würden. Damit könnten durch zu-
sätzliche Maßnahmen 364 kt CO2-Äq. im Jahr 2030 vermieden werden. 

Von dieser Einsparung fallen geschätzt 257 kt in Bayern an.18 

Niedrige Abschätzung 
In der niedrigen Abschätzung wird angenommen, dass bis zum Jahr 2030 trotz in-
tensiver Bemühungen lediglich 60 % des vorhandenen zusätzlichen Abwärmepoten-
zials genutzt werden können. Zudem wird angenommen, dass die relativ emissions-
intensiven Energieträger Erdgas und Heizöl in der Summe nur 30 % der substituier-
ten Energieträger ausmachen (statt 38 % in der mittleren Abschätzung). Bei sonst 
gleichen Annahmen verringert sich das THG-Einsparpotenzial dieser Maßnahme 
dann auf 228 kt CO2-Äq. (ohne die THG-Minderungen in der Trendentwicklung). 

Hohe Abschätzung 
In der hohen Abschätzung wird zum einen angenommen, dass das zusätzlich verfüg-
bare Abwärmepotenzial 20 % höher liegt als in der mittleren Abschätzung angenom-
men. Begründet liegt dies in der Annahme, dass es bis 2030 gelingen könnte, auch 
große Teile des Potenzials der Abwärme zwischen 50 und 100 °C zu erschließen. Bei 
dieser hohen Abschätzung wird zudem unterstellt, dass 90 % des zusätzlichen Ab-
wärmepotenzials bis zum Jahr 2030 erschlossen werden können. Schließlich wird 
außerdem angenommen, dass in überproportionalem Maße solche Gebäude die Ab-
wärme nutzen werden, die zuvor bzw. ansonsten mit Erdgas (50 %), Erdöl (20 %) 
bzw. konventioneller Fernwärme (30 %) geheizt haben bzw. hätten. Bei sonst glei-
chen Annahmen ergibt sich für das Jahr 2030 ein THG-Einsparpotenzial in Höhe 
von 625 kt CO2-Äq. – zusätzlich zu den Minderungen in der Trendentwicklung. 

–––– 
18 Die vermiedenen Emissionen der Vorkette der fossilen Energieträger, 20 % der Lebenszyklusemissionen der Biomasse sowie 

ein Großteil der vermiedenen Emissionen der Stromerzeugung (rund 90 %) fallen annahmegemäß außerhalb Bayerns an. 
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3.3.4 Konsequente energetische Inspektion von Klimaanlagen größer 12 kW  

Tab. 3-20 Übersicht über zentrale Annahmen und ermittelte THG-Einsparpotenziale einer konse-
quenten energetischen Inspektion von Klimaanlagen mit einer Leistung von über 12 kW 

 Niedrig Mittel Hoch 
Änderung des Einsparpotenzials 2030 gegenüber dem Bezugs-
jahr der Studie von Schiller et al. (2014) – 30 % – 20 % – 10 % 

Änderung des Einsparpotenzials der inspektionspflichtigen An-
lagen gegenüber dem gesamten Anlagenbestand – 30 % – 20 % – 10 % 

Anteil der bis 2030 tatsächlich inspizierten Anlagen an den nach 
GEG bis dahin zur Inspektion verpflichteten Anlagen 60 % 80 % 95 % 

Anteil der nach einer Inspektion tatsächlich realisierten Einspa-
rungen an den insgesamt vorhandenen Einsparungen 20 % 50 % 70 % 

Emissionseinsparungen im Jahr 2030 insgesamt, zusätzlich 
zum Trend (in kt CO2-Äq.)  63 279 605 

 

Mittlere Abschätzung: 

Für die Abschätzung des Einsparpotenzials einer konsequenten energetischen In-
spektion von Klimaanlagen wird im Wesentlichen auf eine 2014 veröffentlichte For-
schungsarbeit (Schiller et al. 2014) zurückgegriffen.  

Basierend auf einer Auswertung zuvor vorgenommener Inspektionen schätzt die Stu-
die für die Gesamtzahl der in Deutschland installierten „raumlufttechnischen Anla-
gen“, die eine Leistung von über 12 kW haben und unter die gesetzliche Pflicht zur 
Durchführung energetischer Inspektionen fallen, das Strom- sowie Wärme-Einspar-
potenzial ab, das sich durch Betriebsoptimierungen sowie den Austausch von Kom-
ponenten erschließen ließe. Die Studie ermittelt ein jährliches Strom-Einsparpoten-
zial von mindestens 7,5 TWh und bis zu 12,5 TWh sowie ein jährliches Wärme-Ein-
sparpotenzial von mindestens 11,9 TWh und bis zu 20,4 TWh. Daraus wird in der 
Studie ein CO2-Einsparpotenzial von 7,7 bis 12,9 Mt abgeleitet. Im Folgenden wird 
hier jeweils mit dem Mittelwert der unteren und oberen Abschätzungen der Energie-
einsparpotenziale gerechnet.  

Da sich diese Abschätzungen auf das Jahr 2012 beziehen, wird an dieser Stelle davon 
ausgegangen, dass das Energieeinsparpotenzial des Anlagenbestands im Jahr 2030 
niedriger liegen wird, da es über fast 20 Jahre zu einer schrittweisen Erneuerung der 
Bestandsanlagen gekommen sein wird und neuere Anlagen in der Regel energieeffi-
zienter sind als alte Anlagen, die außer Betrieb genommen werden. Aus diesem 
Grund wird hier eine Reduktion des Potenzials um 20 % unterstellt. Zudem ist zu be-
rücksichtigen, dass die Studie (Schiller et al. 2014) das Einsparpotenzial im gesamten 
Anlagenbestand ermittelte, während sich die Inspektionspflicht nur auf solche Anla-
gen bezieht, die mindestens seit bereits zehn Jahren in Betrieb sind. Bei einer ange-
nommenen Lebensdauer der entsprechenden Anlagen von 25 Jahren kann das Ein-
sparpotenzial eines nicht unerheblichen Teils der Anlagen nicht durch eine konse-
quentere energetische Inspektion gemäß §74 bis §78 GEG 2020 erschlossen werden. 
Folglich wird hier davon ausgegangen, dass das Einsparpotenzial des unter die 
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Inspektionspflicht fallenden Anlagenbestands 20 % niedriger ist (und auch im Jahr 
2030 sein wird) als das Einsparpotenzial des Gesamtbestands.19 

Für die Umrechnung des auf diese Weise abgeleiteten Einsparpotenzials der entspre-
chenden Anlagen in Deutschland im Jahr 2030 auf die Anlagen in Bayern wird auf-
grund des Fehlens statistischer Daten sowie (unserer Kenntnis nach) des Fehlens 
länderspezifischer Abschätzungen des Bestands oder des Einsparpotenzials ange-
nommen, dass die Anlagen und deren Reduktionspotenzial entsprechend des Bevöl-
kerungsanteils verteilt sind. In Bayern leben knapp 16 % der deutschen Bevölkerung, 
entsprechend wird dieser Faktor für die Ermittlung des Einsparpotenzials in Bayern 
übernommen.20  

Ferner wird hier angenommen, dass politische Maßnahmen für eine konsequentere 
energetische Inspektion der relevanten Anlagen dazu führen werden, dass bis 2030 
80 % der eigentlich zu inspizierenden Anlagen auch tatsächlich einer Inspektion un-
terzogen werden.  

Ein weiterer wichtiger Faktor ist die angenommene Realisierungsquote, d. h. derje-
nige Anteil der in den Inspektionen aufgeführten Einsparpotenziale, der auch tat-
sächlich im Nachgang realisiert wird. Zumindest derzeit gibt es für die Betreiber*in-
nen der Anlagen keine Verpflichtung, identifizierte Einsparpotenziale auch tatsäch-
lich zu realisieren. Unseres Wissen nach gibt es keine Erhebungen, die zuverlässige 
Abschätzungen erlauben, wie hoch gegenwärtig die Realisierungsquote ist. Hier neh-
men wir eine Realisierungsquote von 50 % an.  

Aus diesen Überlegungen und Annahmen leitet sich für das Jahr 2030 für Bayern ein 
realisierbares Strom-Einsparpotenzial von 374 GWh und ein realisierbares Wärme-
Einsparpotenzial von 604 GWh ab.  

Unter der Annahme, dass die eingesparte Strommenge im Jahr 2030 die Stromer-
zeugung aus Erdgaskraftwerken ersetzt (s. Erläuterung in Kapitel 2), wird eine CO2-
Vermeidung pro kWh von 353 g abgeleitet. Hinzu kommen vermiedene Vorketten-
Emissionen von 45 g CO2-Äq. pro kWh. Daraus folgen im Jahr 2030 eingesparte 
Emissionen infolge des reduzierten Strombedarfs von 149 kt.  

Unter der Annahme, dass die eingesparte Menge Wärme zur Hälfte eine Wärmebe-
reitstellung über Erdgas (Emissionsfaktor 201 g/kWh plus 25 g/kWh Vorkette) und 
zur Hälfte eine Wärmebereitstellung über Heizöl (Emissionsfaktor 266 g/kWh plus 
41 g/kWh Vorkette) ersetzt, können im Jahr 2030 infolge des reduzierten Wärmebe-
darfs rund 161 kt CO2-Äq. eingespart werden. 

In der Summe (Strom- plus Wärmeeinsparung) können demnach mit dieser Maß-
nahme 310 kt CO2-Äq. eingespart werden.  

–––– 
19 Zwar dürften bei Annahme einer durchschnittlichen Lebensdauer von 25 Jahren etwa 40 % der bestehenden Anlagen nicht 

unter die Inspektionspflicht fallen (10 Jahre/25 Jahre), allerdings dürften diese neueren Anlagen aufgrund ihrer durchschnitt-
lich höheren Effizienz ein gegenüber dem Gesamtbestand unterdurchschnittliches Einsparpotenzial haben – daher wird hier 
von einem verminderten Einsparpotenzial der Inspektionen von nur 20 % ausgegangen. 

20 Diese Annahme wird dadurch unterstützt, dass auf Bayern nach Zahlen des Deutschen Institut für Bautechnik (DIBt) zwischen 
2014 und 2020 ebenfalls 16 % der Registrierungen für Klimainspektionsberichte entfallen sind (persönliche E-Mail-Korres-
pondenz mit dem DIBt im Dezember 2021). 
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Die vorliegende Studie von Schiller et al. (2014) sowie auch aktuelle Angaben zu den 
Registrierungen für Klimainspektionen (persönliche E-Mail-Korrespondenz mit dem 
DIBt im Dezember 2021) legen nahe, dass derzeit knapp 10 % der jährlich eigentlich 
durchzuführenden Inspektionen tatsächlich durchgeführt werden. Hier wird ange-
nommen, dass dies in einer Referenzentwicklung so bleiben würde und damit nur 
etwa 10 % der hier angenommenen Inspektionen durchgeführt werden würden. Da-
mit könnten nur 10 % der im Umsetzungsfall realisierten Einsparungen erreicht wer-
den. Folglich könnte eine konsequentere energetische Inspektion über eine Trend-
entwicklung hinaus schätzungsweise 279 kt CO2-Äq. einsparen. 

Aufgrund der engen Verbindungen im Stromsystem wird ein Großteil der auf den 
verminderten Strombedarf zurückzuführenden direkten Emissionsminderungen 
(Schätzung: rund 90 %) in Erdgaskraftwerken außerhalb Bayerns realisiert. Auch die 
vermiedenen Vorketten-Emissionen der Energieträger (sowohl bei der Wärme- als 
auch der Stromerzeugung) fallen – so hier die Annahme – vollständig außerhalb 
Bayerns an. Insgesamt fallen unter diesen Annahmen genau 50 % des hier abgeleite-
ten Einsparpotenzials in Bayern an, die restlichen 50 % außerhalb Bayerns. 

Niedrige Abschätzung: 

Für die niedrige Abschätzung wird angenommen, dass das gesamte Einsparpotenzial 
im Jahr 2030 nicht nur 20 %, sondern 30 % niedriger liegen wird als im Bezugsjahr 
2012 der Studie von Schiller et al. (2014). Zudem wird angenommen, dass das Ge-
samtpotenzial, das im Zuge konsequenterer Inspektionen erschlossen werden kann, 
um 30 % (statt 20 %) niedriger liegt, da die installierten Anlagen, die jünger als zehn 
Jahre sind, nicht unter die Inspektionspflicht fallen. In der niedrigen Abschätzung 
wird zudem angenommen, dass bis 2030 nur 60 % der gesetzlich vorgeschriebenen 
Inspektionen durchgeführt werden können und dass zudem die Realisierungsquote 
in Bezug auf das identifizierte Einsparpotenzial nur 20 % beträgt. Bei sonst gleichen 
Annahmen könnten die THG-Emissionen in diesem Fall im Jahr 2030 durch die 
Maßnahme – zusätzlich zu den Einsparungen in der Trendentwicklung – um 
63 kt CO2-Äq. reduziert werden. 

Hohe Abschätzung: 

Für die hohe Abschätzung wird angenommen, dass das gesamte Einsparpotenzial im 
Jahr 2030 nicht 20 %, sondern nur 10 % niedriger liegen wird als im Bezugsjahr 
2012 der Studie von Schiller et al. (2014). Zudem wird angenommen, dass das Ge-
samtpotenzial, das im Zuge konsequenterer Inspektionen erschlossen werden kann, 
um 10 % (statt 20 %) niedriger liegt, da die installierten Anlagen, die jünger als zehn 
Jahre sind, nicht unter die Inspektionspflicht fallen. In der hohen Abschätzung wird 
zudem angenommen, dass bis 2030 95 % der gesetzlich vorgeschriebenen Inspektio-
nen durchgeführt werden können und dass zudem die Realisierungsquote in Bezug 
auf das identifizierte Einsparpotenzial 70 % beträgt. Bei sonst gleichen Annahmen 
könnten die THG-Emissionen in diesem Fall im Jahr 2030 durch die Maßnahme – 
zusätzlich zu den Einsparungen in der Trendentwicklung – um 605 kt CO2-Äq. re-
duziert werden.  
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3.3.5 Neubauten im KfW-40-Standard 

Tab. 3-21 Übersicht über zentrale Annahmen und ermittelte THG-Einsparpotenziale der Einführung 
des KfW-40-Standards als Mindeststandard im Neubau 

 Niedrig Mittel Hoch 
Neu errichtete Wohnfläche in Bayern ab Mitte 2024, die unter neuen 
Standard fallen würde (in Mio. m2) 27,4 27,4 27,4 

Neu errichtete beheizte Nutzfläche in Nichtwohngebäuden in Bayern 
ab Mitte 2024, die unter neuen Standard fallen würde (in Mio. m2) 18,9 18,9 18,9 

Anteil der beheizten Nutzfläche an der gesamten ab Mitte 2024 neu 
errichteten Nutzfläche von Nichtwohngebäuden in Bayern 60 % 65 % 70 % 

Anteil der ab Mitte 2024 neu errichteten Gebäude mit Wärmerückge-
winnung (aktueller Mindeststandard/KfW-55/KfW-40) (in %) 40/85/95 30/80/100 20/70/100 

Durchschnittliche Jahresarbeitszahl der in neuen Gebäuden errichte-
ten elektrischen Wärmepumpen im Jahr 2030 3,6 3,3 3,0 

Emissionseinsparungen im Jahr 2030 insgesamt, zusätzlich 
zum Trend (in kt CO2-Äq.)  87 107 115 

 

Mittlere Abschätzung 

Für die Abschätzung des THG-Minderungspotenzials dieser Maßnahme werden zu-
nächst die Wohngebäude betrachtet und anschließend auf Grundlage des für die 
Wohngebäude ermittelten Minderungspotenzials das Minderungspotenzial für 
Nichtwohngebäude vereinfacht abgeschätzt.  

Die Wohnfläche neu errichteter Wohngebäude in Bayern betrug im Jahr 2020 rund 
6,0 Mio. m2 (Bayerisches Landesamt für Statistik 2021a). Es wird hier angenommen, 
dass die Einführung des KfW-40-Standards als neuer Mindeststandard Mitte 2022 
erfolgt und dass ab dann neu genehmigte Wohngebäude den neuen Standard einhal-
ten müssen. Dies könnte unter der Annahme einer typischen Dauer von rund 18 Mo-
naten zwischen Baugenehmigung und Fertigstellung bedeuten, dass alle ab Anfang 
2024 fertig errichteten Wohngebäude den Standard erfüllen. Es wird hier auf Basis 
der Annahmen in Prognos et al. (2021) angenommen, dass zwischen 2024 und 2030 
die jährlich neu errichtete Wohnfläche gegenüber 2020 um 30 % niedriger liegen 
wird. Dann würden – bei einer unterstellten vollständigen Einhaltung der gesetzli-
chen Vorgabe – bis Mitte 2030 rund 27 Mio. m2 Wohnfläche im KfW-40-Standard 
errichtet werden. 

Für das Jahr 2020 wird der Anteil der genehmigten Wohngebäude in Deutschland, 
die im KfW-55-Standard errichtet werden sollen, anhand eines Abgleichs der KfW-
55-Förderanträge und der Baugenehmigungen auf knapp 60 % geschätzt (Destatis 
2020; Öko-Institut 2021). Auf der gleichen Grundlage lässt sich der Anteil der KfW-
40-Gebäude an allen Baugenehmigungen auf 25 % schätzen. Nur die restlichen 15 % 
werden – so hier die Annahme – derzeit noch nach dem gültigen Mindeststandard 
errichtet. Da keine Datengrundlage für separaten Abschätzungen für Bayern bekannt 
ist, werden diese Anteile auch für Bayern angenommen. Zudem wird hier zunächst – 
bevor weiter unten eine abweichende Trendentwicklung herangezogen wird – ange-
nommen, dass diese Anteile an den neu errichteten Wohngebäuden bis 2030 stabil 
bleiben.  
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In UBA (2019) finden sich Angaben zu typischen spezifischen Wärmebedarfen in 
Neubauten je nach energetischem Standard des Neubaus. Dabei werden die Bedarfe 
innerhalb der verschiedenen energetischen Standards auch unterschieden nach Ein- 
und Mehrfamilienhäusern sowie nach Häusern mit und ohne Wärmerückgewinnung. 
Anhand der vorliegenden Neubau-Statistik für Bayern wird angenommen, dass dort 
gegenwärtig Einfamilienhäuser 62 % der neu errichteten Wohnfläche ausmachen 
(Bayerisches Landesamt für Statistik 2021a). Bezüglich des Einsatzes von Wärme-
rückgewinnung werden hier mangels (bekannter) repräsentativer Zahlen eigene An-
nahmen getroffen. Demnach wird angenommen, dass Lüftungsanlagen mit einge-
bauter Wärmerückgewinnung in 30 % der Gebäude zum Einsatz kommen, die nach 
derzeit geltendem Mindeststandard gebaut werden, in 80 % der Gebäude nach KfW-
55-Standard und in 100 % der Gebäude nach KfW-40-Standard. 

Mittels dieser Annahmen zum Verhältnis von Ein- und Mehrfamilienhäusern sowie 
zum Ausmaß des Einsatzes von Wärmerückgewinnung wird unter Rückgriff auf UBA 
(2019) geschlussfolgert, dass der durchschnittliche Wärmebedarf pro Wohnfläche im 
Neubau (inkl. Bedarf für Warmwasser) bei Wohngebäuden im derzeit gültigen Min-
deststandard jährlich 90 kWh/m2 beträgt, im KfW-55-Standard 57 kWh/m2 und im 
KfW-40-Standard 40 kWh/m2. 

Je nach energetischer Effizienz der neu errichteten Wohngebäude ist zudem von ei-
nem abweichenden durchschnittlichen Heizträgermix auszugehen. Basierend auf 
Entwicklung der Beheizungsstruktur im Neubau in den letzten Jahren (BDEW 
2022), werden die in der folgenden Tabelle aufgeführten Anteile für verschiedene 
energetische Gebäudestandards für den Zeitraum 2024 bis 2030 unterstellt. Über 
Erdgas, elektrische Wärmepumpen, Fernwärme und Holz bzw. Holzpellets hinaus 
werden hier zwecks Vereinfachung keine weiteren Energieträger bzw. Heiztechnolo-
gien berücksichtigt. 

Tab. 3-22 Annahmen zum (hauptsächlichen) Heizträger in neu errichteten Gebäuden in Abhängig-
keit vom energetischen Standard der Gebäude  

 Derzeit gültiger 
Standard 

KfW-55- 
Standard 

KfW-40- 
Standard 

Erdgas 20 % 5 % 0 % 

Elektrische Wärmepumpen 60 % 65 % 70 % 

Fernwärme 15 % 20 % 20 % 

Holz/Holzpellets 5 % 10 % 10 % 

Für die Abschätzung der THG-Emissionseinsparungen infolge der Einführung des 
KfW-40-Standards wird zudem angenommen, dass der Wirkungsgrad neuer Erdgas-
heizungen (bezogen auf den Heizwert von Erdgas) 95 % betragen, und die durch-
schnittliche Jahresarbeitszahl der in den neuen Gebäuden eingesetzten Wärmepum-
pen bei 3,3 liegen wird. Die Emissionsminderungen durch den infolge der höheren 
energetischen Effizienz eingesparten Stromverbrauch bei den Wärmepumpen wird – 
wie in der vorliegenden Studie üblich – unter Rückgriff auf ein Erdgas-Kraftwerk mit 
einem Wirkungsgrad von 57 % ermittelt. Die Vorketten-Emissionen von Erdgas wer-
den sowohl bei der Stromerzeugung als auch beim Erdgas-Einsatz in Heizungen be-
rücksichtigt.  
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Werden diese Annahmen herangezogen, so lässt sich für das Jahr 2030 ein Einspar-
potenzial bei den Wohngebäuden von 94 kt CO2-Äq. ableiten.  

Für die Nichtwohngebäude wird zum einen auf Grundlage von Abschätzungen des 
Wärmebedarfs in Bestandsgebäuden in Deutschland (dena 2021) angenommen, dass 
deren spezifischer Wärmebedarf (bezogen auf die beheizte Nutzfläche) rund die 
Hälfte des entsprechenden Bedarfs von Wohngebäuden (bezogen auf die Wohnflä-
che) entspricht. Zum anderen wird auf Grundlage der bayerischen Statistik zum Neu-
bau von Gebäuden (Bayerisches Landesamt für Statistik 2021a) abgeschätzt, dass 
65 % der neu errichteten Nutzfläche von Nichtwohngebäuden beheizt ist.21 Daraus 
leitet sich ab, dass die im Jahr 2020 in Bayern neu errichtete beheizte Nutzfläche von 
Nichtwohngebäuden mit knapp 4,2 Mio. m2 rund 70 % der Wohnfläche von neu er-
richteten Wohngebäuden entspricht. Bezüglich der Veränderung des jährlichen Flä-
chenneubaus der Nichtwohngebäude bis zum Jahr 2030 wird die gleiche Annahme 
getroffen wie für die Wohngebäude (Rückgang um 30 % im Zeitraum 2024 bis 2030 
gegenüber 2020).  

Zudem wird angenommen, dass (in Bezug auf die beheizte Fläche) das relative THG-
Einsparpotenzial durch die Verschärfung des Mindeststandards bei den Nichtwohn-
gebäuden dem entsprechenden Potenzial bei den Wohngebäuden entspricht. 

Aus diesen Annahmen leitet sich ab, dass das THG-Einsparpotenzial bei den Nicht-
wohngebäuden durch die Einführung des KfW-40-Standards als neuen Mindeststan-
dards rund ein Drittel des entsprechenden Potenzials der Wohngebäude ausmacht 
und 31 kt CO2-Äq. entspricht. 

In der Summe (Wohngebäude plus Nichtwohngebäude) ergibt sich im Jahr 2030 ein 
THG-Minderungspotenzial in Höhe von 125 kt CO2-Äq. 

Allerdings war in den vergangenen Jahren im Neubau ein Trend hin zu höheren Effi-
zienzstandards zu beobachten. Es ist davon auszugehen, dass dieser Trend auch ohne 
Einführung eines neuen Mindeststandards anhalten würde. Wird angenommen, dass 
der Anteil der KfW-40-Gebäude in den zwischen 2024 und 2030 neu errichteten Ge-
bäuden in einer Trendentwicklung von rund 25 % auf 40 % deutlich ansteigt, wäh-
rend der Anteil der KfW-55-Gebäude im Neubau hingegen leicht auf 50 % sinkt und 
nur die restlichen 10 % noch nach derzeit gültigem Mindeststandards errichtet wer-
den würden, so würden sich auch in der Trendentwicklung im Jahr 2030 gegenüber 
einer Entwicklung mit konstanten Anteilen der Effizienzstandards im Wohn- sowie 
Nichtwohngebäudebereich THG-Minderungen in Höhe von 18 kt CO2-Äq. ergeben.  

Die über die abgeschätzte Trendentwicklung hinausgehenden Einsparungen dieser 
Maßnahme belaufen sich folglich im Jahr 2030 auf 107 kt CO2-Äq. Innerhalb Bay-
erns werden dabei rund 60 % dieser Einsparungen (66 kt) erzielt. (Der Großteil der 
auf den verringerten Strombedarf zurückgehenden Emissionsminderungen wird den 
hier zugrunde liegenden Annahmen außerhalb Bayerns realisiert werden.) 

–––– 
21 Dieser Anteil wird in der Statistik in Bezug auf den Rauminhalt angegeben. Es wird hier angenommen, dass der entspre-

chende Anteil in Bezug auf die Nutzfläche identisch ist.  
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Niedrige Abschätzung 

Für die niedrige Abschätzung des Potenzials wird zum einen angenommen, dass die 
Unterschiede in der Nutzung von Wärmerückgewinnung im Neubau bei den ver-
schiedenen Effizienz-Standards weniger ausgeprägt sind (aktueller Standard: 40 %, 
KfW-55-Standard: 85 %, KfW-40-Standards: 95 %). Zudem wird angenommen, dass 
die durchschnittliche Jahresarbeitszahl der im Neubau verbauten elektrischen Wär-
mepumpen im Jahr 2030 etwas höher liegen wird als in der mittleren Abschätzung, 
nämlich bei 3,6. Schließlich wird angenommen, dass der Anteil der beheizten Nutz-
fläche an der gesamten neuen Nutzfläche bei Nichtwohngebäuden lediglich 60 % 
(statt 65 %) beträgt. Unter sonst gleichen Annahmen können dann die THG-Emissio-
nen im Jahr 2030 durch diese Maßnahme – zusätzlich zur Trendentwicklung – um 
87 kt CO2-Äq. reduziert werden.  

Hohe Abschätzung 

Für die hohe Abschätzung des Potenzials wird zum einen angenommen, dass die Un-
terschiede in der Nutzung von Wärmerückgewinnung im Neubau bei den verschiede-
nen Effizienz-Standards stärker ausgeprägt sind (aktueller Standard: 20 %, KfW-55-
Standard: 70 %, KfW-40-Standards: 100 %). Zudem wird angenommen, dass die 
durchschnittliche Jahresarbeitszahl der im Neubau verbauten elektrischen Wärme-
pumpen im Jahr 2030 etwas niedriger liegen wird als in der mittleren Abschätzung, 
nämlich bei 3,0. Schließlich wird angenommen, dass der Anteil der beheizten Nutz-
fläche an der gesamten neuen Nutzfläche bei Nichtwohngebäuden 70 % (statt 65 %) 
beträgt. Unter sonst gleichen Annahmen können dann die Emissionen im Jahr 2030 
durch diese Maßnahme – zusätzlich zur Trendentwicklung – um 115 kt CO2-Äq. re-
duziert werden.  
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3.4 Landwirtschaft und Landnutzung 

3.4.1 Reduktion der Tierbestände  

Tab. 3-23 Übersicht über zentrale Annahmen und ermittelte THG-Einsparpotenziale einer Reduktion 
der Tierbestände in Bayern 

 Niedrig Mittel Hoch 

THG-Emissionen der Nutztierhaltung durch Fermentation und Wirt-
schaftsdünger-Management im Jahr 2019 in Bayern (in Mt CO2-Äqu.) 7,8 7,8 7,8 

Anteil der indirekten Emissionen an den gesamten Lebenszyklusemis-
sionen von Fleisch und anderen tierischen Produkten 60 % 65 % 70 % 

Anteil der Lebenszyklusemissionen einer Kalorie vegetarischer Ernäh-
rung gegenüber einer Kalorie des durchschnittlichen Fleischverzehrs 20 % 20 % 20 % 

Reduktion der Tierbestände in Bayern zwischen 2019 und 2030 15 % 20 % 25 % 

Emissionseinsparungen im Jahr 2030 insgesamt, zusätzlich zum 
Trend (in kt CO2-Äq.)  1757 2677 4164 

  

 Mittlere Abschätzung 

In dieser mittleren Abschätzung wird angenommen, dass es gelingt, den Fleischkon-
sum und den Konsum sonstiger tierischer Produkte in Bayern bis 2030 (gegenüber 
2019) um 20 % zu reduzieren und dass dies zu einem gleichstarken Rückgang der 
Tierbestände in Bayern (Milchkühe, übrige Rinder, Schweine und Geflügel) führen 
wird. Dabei ist darauf hinzuweisen, dass der pro-Kopf-Fleischverzehr auch nach ei-
nem Rückgang um 20 % immer noch deutlich über der von der Deutschen Gesell-
schaft für Ernährung (DGE) empfohlenen Höchstmenge liegen würde.22 

Zur Abschätzung der Minderungspotenziale einer entsprechenden Reduktion der 
Tierbestände wird zunächst ermittelt, wie hoch die direkt durch die Tierbestände in 
Bayern verursachten THG-Emissionen sind. Hierfür werden zunächst Angaben für 
Deutschland zu den Methan- und Lachgasemissionen der Tierhaltung durch Fer-
mentation und Wirtschaftsdünger-Management (UBA 2020) und zu der Aufteilung 
dieser Emissionen auf die relevanten Tierarten vom Thünen-Institut (o. J.) ausge-
wertet.  

Anschließend werden die auf diese Weise ermittelten THG-Emissionen auf Bayern 
umgerechnet, indem für die verschiedenen Tierarten der Anteil Bayerns an den ge-
samtdeutschen Beständen (Bayerisches Landesamt für Statistik 2019b; Destatis 
2021b, o. J.) ermittelt und identische spezifische THG-Emissionen in Deutschland 
und Bayern unterstellt wurden.23 Hieraus ergeben sich direkte THG-Emissionen der 

–––– 
22 Die DGE (2017) empfiehlt einen pro-Kopf-Fleischverzehr von maximal 300 bis 600 Gramm pro Woche, also von maximal rund 

15 bis 30 kg pro Jahr. In Deutschland lag der pro-Kopf-Fleischverzehr im Jahr 2020 bei rund 57 kg (BMEL 2022a).  
23 In Bayern gibt es einen im Vergleich zum restlichen Deutschland höheren Anteil grünlandbasierter Rinderhaltung, besonders 

bei den Milchkühen. Diese Haltungsform weist nach Kiefer et al. (2015) tendenziell geringere THG-Emissionen auf. In der 
hier vorgenommenen Abschätzung des THG-Minderungspotenzials reduzierter Tierbestände bleibt diese Besonderheit un-
berücksichtigt, da uns zu den Anteilen der Haltungsformen in Bayern im Vergleich zu Deutschland sowie zu den spezifischen 
THG-Emissionen der verschiedenen Haltungsformen keine ausreichend detaillierten Daten vorliegen. 
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Nutztierhaltung in Bayern im Jahr 2019 von rund 7,8 Mt CO2-Äquvalenten. Dabei 
dominieren die Emissionen der Milchkühe (4,7 Mt) und der Rinder (2,6 Mt).  

Es wird angenommen, dass ein Rückgang der Tierbestände in Bayern um 20 % auch 
zu einem entsprechenden Rückgang der durch die Tierbestände direkt verursachten 
THG-Emissionen führen wird. Daraus folgt eine Reduktion der THG-Emissionen in 
Höhe von 1555 kt CO2-Äq. 

Darüber hinaus ist aber zu beachten, dass mit der Tierhaltung auch bedeutende indi-
rekte THG-Emissionen verbunden sind. So sind nach verschiedenen Quellen (Pulkki-
nen et al. 2018; Weiss und Leip 2012) die Lebenszyklus-THG-Emissionen des 
Fleischverzehrs nur zu etwa einem Drittel auf die direkten Emissionen der Tiere in 
Form von Fermentation und Wirtschaftsdünger-Management zurückzuführen. Der 
größere Teil der Emissionen entsteht insbesondere durch den erheblichen Futtermit-
tel-Anbaubedarf und die damit einhergehende Flächeninanspruchnahme.24  

Für die hier zunächst abgeleitete mittlere Abschätzung wird angenommen, dass diese 
indirekten Emissionen 65 % der gesamten Lebenszyklusemissionen der Tierhaltung 
ausmachen. Daraus folgt, dass die Gesamtemissionseinsparung auf 4444 kt CO-Äq. 
ansteigt. (Hierfür wurden die ermittelten direkten Emissionen in Höhe von 1555 kt 
durch 35 % – den Anteil dieser Emissionen an den Gesamtemissionen – geteilt.) 

Schließlich muss aber auch berücksichtig werden, dass der verminderte Fleischver-
zehr kompensiert werden muss und dadurch – wenn auch in geringeren Mengen – 
zusätzliche Emissionen entstehen. Für die Berechnung dieser zusätzlichen Emissio-
nen wird angenommen, dass die durch den verminderten Fleischverzehr nicht zuge-
nommenen Kalorien stattdessen durch Kalorien entsprechend einer durchschnittli-
chen vegetarischen Ernährung aufgenommen werden. Auf Grundlage von Angaben 
in Corrado et al. (2019) lässt sich schließen, dass die spezifischen THG-Emissionen 
(pro Kalorie) einer vegetarischen Ernährung etwa 20 % der spezifischen Emissionen 
des durchschnittlichen bayerischen Fleischkonsums entsprechen. Folglich wird an-
genommen, dass das oben ermittelte THG-Minderungspotenzial durch geringeren 
Fleischkonsum von 4444 kt CO2-Äuqivalente für die Ermittlung des Netto-Effekts 
um 20 % reduziert werden muss.  

Daraus folgt unterm Strich ein Minderungspotenzial durch einen um 20 % vermin-
derten Tierbestand in Höhe von 3569 kt CO2-Äq. In den vergangenen Jahren sind die 
Tierbestände allerdings bereits kontinuierlich zurückgegangen und nach Prognos et 
al. (2021) ist in einer Trendentwicklung mit einem weiteren Rückgang bis 2030 zu 
rechnen. Laut der Studie ist von einer Reduktion der Milchkühe und der sonstigen 
Rinder zwischen 2018 und 2030 von 7 % auszugehen. Zwischen 2018 und 2019 sind 
die Bestände an Milchkühen und sonstigen Rindern in Bayern bereits um 2 % zu-
rückgegangen (Bayerisches Landesamt für Statistik 2018, 2019b). Da der größte An-
teil der Emissionen auf die Haltung von Milchkühen und sonstigen Rindern 

–––– 
24 Wenn basierend auf den Angaben zum Flächenbedarf der Produktion verschiedener Fleischsorten in de Vries/de Boer (2010) 

ein durchschnittlicher Flächenbedarf (inkl. Bedarf für die Vorleistungen wie inbesondere Futtermittel) des bayerischen 
Fleischkonsums von 15 Quadratmeter pro kg Fleisch abgeschätzt wird, so ließe sich durch eine Minderung des Fleischkon-
sums um 20 % der Flächenbedarf für die Fleischproduktion um knapp 330.000 ha reduzieren. Diese Fläche (die nicht aus-
schließlich in Bayern liegen würde) stünde für andere Nutzungsformen oder den Naturschutz zur Verfügung. Zum Vergleich: 
Die landwirtschaftlich genutzte Fläche in Bayern betrug im Jahr 2019 rund 3,1 Mio. ha (StMELF 2020). 
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zurückzuführen ist, wird hier angenommen, dass in einer Referenzentwicklung die 
THG-Emissionen durch einen geringeren Viehbestand zwischen 2019 und 2030 um 
5 % zurückgehen würden. 

Ein solcher Rückgang der Tierbestände im Trend um 5 % würde bedeuten, dass be-
reits in der Trendentwicklung ein Viertel des in dieser Maßnahme untestellten Rück-
gangs der Tierbestände realisiert werden würde. Der Effekt zusätzlicher Maßnahmen 
zur weitergehenden Minderung der Tierbestände würde sich dann im Jahr 2030 auf 
2677 kt CO2-Äq. belaufen.  

Es wird hier grob abgeschätzt, dass von diesen Emissionsminderungen rund 2224 kt 
direkt in Bayern anfallen. Die vermiedenen direkten Emissionen fallen dabei voll-
ständig in Bayern an. Hinsichtlich des Rückgangs der indirekten Emissionen der 
Fleischerzeugung sowie der zusätzlichen Emissionen durch den Ersatz des Fleisch-
verzehrs wird hier angenommen, dass diese jeweils zu 70 % in Bayern stattfinden.25 

Niedrige Abschätzung 

Für die niedrige Abschätzung wird angenommen, dass zwischen 2019 und 2030 eine 
Reduktion des Tierbestands lediglich um 15 % gelingen wird. Zudem wird angenom-
men, dass die über die Emissionen der Fermentation und des Wirtschaftsdünger-
Managements hinausgehenden Lebenszyklusemissionen von Fleisch nur 60 % (statt 
65 %) ausmachen. Bei sonst gleichen Annahmen können die THG-Emissionen dann 
– zusätzlich zur Trendentwicklung – um 1757 kt CO2-Äq. reduziert werden. 

Hohe Abschätzung 

Für die hohe Abschätzung wird angenommen, dass zwischen 2019 und 2030 eine 
Reduktion des Tierbestands um 25 % gelingen wird. Zudem wird angenommen, dass 
die über die Emissionen der Fermentation und des Wirtschaftsdünger-Managements 
hinausgehenden Lebenszyklusemissionen von Fleisch 70 % (statt 65 %) ausmachen. 
Bei sonst gleichen Annahmen können die THG-Emissionen dann – zusätzlich zur 
Trendentwicklung – um 4164 kt CO2-Äq. reduziert werden. 

   

–––– 
25 Dies stellt eine grobe Schätzung dar, basierend auf einer Futtermittel-Importquote von rund 30 % für Deutschland insgesamt 

(BMEL 2022b), die hier auch für Bayern unterstellt wird sowie einem Selbstversorgungsgrad in Bayern bei Getreide und 
Kartoffeln von knapp über 100 % (d. h. Bayern ist ein Nettoexporteur bei diesen Lebensmitteln), bei Gemüse jedoch unter 
50 % und bei Obst unter 10 % (StMELF 2020). 
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3.4.2 Wiedervernässung der Moore  

Tab. 3-24 Übersicht über zentrale Annahmen und ermittelte THG-Einsparpotenziale einer weitge-
henden Wiedervernässung bayerischer Moore 

 Niedrig Mittel Hoch 

Bayerische Moorfläche, die nicht mehr naturnah ist und folglich für 
eine Wiedervernässung grundsätzlich in Frage kommt (in ha) 203.500 203.500 203.500 

Bayerische Moorfläche, die bis 2030 wiedervernässt wird (in ha) 55.000 81.400 90.400 

Spezifische THG-Einsparung, die sich durch eine Wiedervernässung 
durchschnittlich realisieren lassen (in t CO2-Äq. pro ha) 10 20 25 

Emissionseinsparungen im Jahr 2030 insgesamt, zusätzlich zum 
Trend (in kt CO2-Äq.)  539 1606 2234 

 

Mittlere Abschätzung 

In Bayern gibt es rund 220.000 Hektar Moorflächen (Bayerisches Landesamt für 
Umwelt 2021). Weniger als 10 % dieser Flächen gelten noch als „naturnah“ (Bayeri-
scher Oberster Rechnungshof 2021). Der Gesetzentwurf der Landtagsfraktion von 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN für ein Bayerisches Klimagesetz aus dem Jahr 2021) 
(Bayerischer Landtag 2021a) formuliert das Ziel, bis 2040 alle Moore wieder zu ver-
nässen. In dieser mittleren Abschätzung wird angenommen, dass es durch ambitio-
nierte politische Maßnahmen bis zum Jahr 2030 gelingen wird, 40 % der derzeit 
nicht naturnahen Moorflächen in Bayern wieder zu vernässen. Gut 81.000 Hektar 
Moorfläche müsste demnach bis 2030 wiedervernässt werden.26 Dies wäre ein großer 
Schritt zur Erreichung des im Gesetzesentwurf formulierten Ziels vollständig wieder-
vernässter Moore bis 2040, auch wenn sich zur Zielerreichung die Geschwindigkeit 
der Wiedervernässung nach 2030 noch etwas erhöhen müsste.  

Laut Bundesamt für Naturschutz (BfN 2010) ließen sich durch eine „optimale Rena-
turierung von Grasland und Acker auf Niedermoor [...] ca. 25 – 35 t CO2-eq [pro 
Hektar und Jahr] einsparen“. Durch die Renaturierung von dränierten Hoch-
moorheiden, Torfstichen und Grasland auf Hochmoor ließen sich demnach 5 bis 23 t 
CO2-Äq. pro Hektar und Jahr einsparen. Basierend auf den Mittelwerten könnten 
folglich durch eine Wiedervernässung pro Hektar 14 bis 30 t CO2-Äq. pro Jahr einge-
spart werden. Einer Studie der Hochschule Weihenstephan-Triesdorf (HSWT) zu-
folge, die vom Bayerischen Obersten Rechnungshof (2021) zitiert wird, könnten 
durch eine Renaturierung aller bayerischen Moorflächen jährlich Emissionen von bis 
zu 5 Mio. t CO2-Äq. eingespart werden. Daraus leitet sich pro Hektar Moorfläche ein 
Einsparpotenzial von etwa 25 t ab, was im mittleren Bereich der zuvor aus der Studie 
des Bundesamts für Naturschutz (BfN 2010) abgeleiteten Spannweite liegt.  

Für die mittlere Abschätzung des Einsparpotenzials durch die Wiedervernässung von 
Mooren wird hier dennoch ein etwas niedrigerer Wert von 20 t CO2-Äq. pro Hektar 
Moorfläche angesetzt, da die oben erwähnten Werte aus der Literatur explizit von 

–––– 
26 Zum Vergleich: Die Bayerische Staatsregierung hat Mitte 2021 das Ziel formuliert, bis zum Jahr 2040 55.000 Hektar Moorflä-

chen wieder zu vernässen (Bayerischer Landtag 2021a) . 
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maximalen Einsparpotenzialen sprechen. In der praktischen Umsetzung dürfte es 
u. a. infolge einer Berücksichtigung der Interessen der Nutzerinnen und Nutzer der 
Flächen bei vielen Moorflächen zu Abweichungen von „klimaoptimalen“ Renaturie-
rungen kommen. Zudem ist davon auszugehen, dass es infolge von Renaturierungen 
auf landwirtschaftlich genutzten Flächen zu gewissen Ertragsminderungen kommen 
wird, die auf anderen Flächen – ob innerhalb oder außerhalb Bayerns – kompensiert 
werden müssten, mit damit einhergehenden zusätzlichen THG-Emissionen.  

Wird folglich durch die Wiedervernässung von Moorflächen eine jährliche Einspa-
rung von 20 Tonnen CO2-Äq. pro Hektar angesetzt27 und bis 2030 in Bayern eine Re-
naturierung von gut 81.000 ha angenommen, so ließen sich dadurch im Jahr 2030 
rund 1630 kt CO2-Äq. einsparen. In der Vergangenheit wurden nach Bayerischem 
Obersten Rechnungshof (2021) zwischen 2014 und 2018 jährlich durchschnittlich 
lediglich 135 ha Moorflächen renaturiert. Bei einer Fortschreibung dieser jährlichen 
Flächenrenaturierung könnten bis 2030 lediglich gut 1 % der hier als Potenzial abge-
leiteten THG-Einsparungen realisiert werden. Die über diese geringen Trendeinspa-
rungen hinausgehenden THG-Minderungen betragen 1606 kt CO2-Äq.  

Diese Emissionseinsparungen würden vollständig innerhalb Bayerns anfallen.28 

Zur Einordnung: Mit einer solchen Emissionsreduktion würde Bayern fast ein Drittel 
der THG-Minderungen erbringen, die für das Jahr 2030 für ganz Deutschland in der 
Nationalen Moorschutzstrategie des Jahres 2021 als Ziel gesetzt wurden. Auf Bayern 
entfallen 12 % der deutschen Moorflächen. 

Niedrige Abschätzung 

Bei der niedrigen Abschätzung wird angenommen, dass es bis 2030 "nur" gelingt, 
diejenige Fläche an Mooren wiederzuvernässen, die die Staatsregierung nach derzei-
tigen Plänen bis 2040 realisieren möchte (55.000 ha). Pro Hektar renaturierter 
Moorfläche wird zudem hier eine jährliche THG-Minderung in Höhe von nur 
10 t CO2-Äq. angenommen. Unter diesen Annahmen ist im Jahr 2030 mit einer – 
über die Trendentwicklung hinausgehenden – Emissionsminderung in Höhe von 
539 kt CO2-Äq. zu rechnen. 

Hohe Abschätzung 

Bei der hohen Abschätzung wird angenommen, dass es bis 2030 gelingt, gut 90.000 
Hektar Moorfläche wiederzuvernässen. Diese Fläche ergibt sich, wenn das Ziel der 
vollständigen Wiedervernässung aller Moorflächen bis 2040 entsprechende dem 

–––– 
27 Dabei ist darauf hinzuweisen, dass der Methan- und damit der THG-Ausstoß nach einer Wiedervernässung von Moorflächen 

in den ersten Jahren aufgrund natürlicher Prozesse auch vorübergehend ansteigen kann. Durch optimierte Methoden der 
Wiedervernässung können diese zusätzlichen Methanemissionen möglicherweise weitgehend vermieden werden (Tiemeyer 
et al. 2017). Die hier angesetzte Klimaschutzwirkung der Wiedervernässung von Mooren stellt sich daher möglicherweise 
erst einige Jahre nach Durchführung der Maßnahmen ein. Aufgrund fehlender verfügbarer Informationen über einen zu er-
wartenden „typischen“ Emissionsverlauf nach der Wiedervernässung der bayerischen Moorflächen wird dieser kurzfristige 
Effekt hier nicht in der Quantifizierung berücksichtigt. 

28 Sollte es pro Hektar renaturierter Moorfläche zu höheren THG-Einsparungen kommen als 20 t CO2-Äq., diese höheren Einspa-
rungen aber wieder kompensiert werden durch geringere landwirtschaftliche Erträge, so wären die Emissionseinsparungen 
in Bayern vermutlich größer. Dafür würden außerhalb Bayerns zusätzliche Emissionen anfallen, da davon auszugehen ist, 
dass die auf anderen Flächen zwecks Kompensation notwendige zusätzliche landwirtschaftliche Produktion nicht aus-
schließlich in Bayern stattfinden würde. Aufgrund einer unzureichenden Datenverfügbarkeit wird dieser mögliche Effekt hier 
in der Quantifizierung aber nicht berücksichtigt.  
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Gesetzentwurf der Landtagsfraktion von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN für ein Bayeri-
sches Klimagesetz aus dem Jahr 2021 ab dem Jahr 2023 mit gleichbleibender Ge-
schwindigkeit (das heißt mit einer jährlich identischen Fläche an Wiedervernässung) 
bis 2040 umgesetzt werden würde. Pro Hektar renaturierter Moorfläche wird hier 
zudem eine jährliche THG-Minderung in Höhe von 25 t CO2-Äq. angenommen. Un-
ter diesen Annahmen ist im Jahr 2030 mit einer – über die Trendentwicklung hin-
ausgehenden – Emissionsminderung in Höhe von 2234 kt CO2-Äq. zu rechnen. 
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3.4.3 Weitgehende Vergärung anfallender Gülle in Biogasanlagen  

Tab. 3-25 Übersicht über zentrale Annahmen und ermittelte THG-Einsparpotenziale einer weitge-
henden Vergärung anfallender Gülle in Biogasanlagen 

 Niedrig Mittel Hoch 

Bei Vergärung des kompletten derzeitigen dt. Güllepotenzials in der 
Landwirtschaft einsparbare THG-Emissionen (in Mt CO2-Äq.) 4,8 5,6 6,3 

Bei Vergärung des kompletten derzeitigen dt. Güllepotenzials in der 
Energiewirtschaft einsparbare THG-Emissionen (in Mt CO2-Äq.) 3,2 3,2 3,2 

Anteil des Güllepotenzials, dessen Nutzung in Biogasanlagen bis zum 
Jahr 2030 tatsächlich realisiert werden kann  60 % 70 % 80 % 

Anteil Bayerns an dem gesamten deutschen Güllepotenzial im Jahr 
2030 18 % 21 % 25 % 

Emissionseinsparungen im Jahr 2030 insgesamt, zusätzlich zum 
Trend (in kt CO2-Äq.)  392 657 1054 

 

Mittlere Abschätzung:  

Für die Quantifizierung des Emissionsminderungspotenzials dieser Maßnahme wird 
im Wesentlichen auf eine Studie des Deutschen Biomasseforschungszentrums 
(DBFZ) aus dem Jahr 2019 zurückgegriffen (Majer et al. 2019). Dieser Studie zufolge 
lagen die THG-Minderungen der Nutzung von Gülle in Biogasanlagen in Deutsch-
land im Bezugsjahr 2016 infolge verminderter Emissionen gegenüber einer konventi-
onellen Güllelagerung bei 1 bis 1,5 Mio. Tonnen CO2-Äq. Hinzu kommen der Studie 
zufolge Emissionseinsparungen in der Energiewirtschaft infolge der energetischen 
Nutzung des gewonnenen Biogases (und der einhergehenden Substitution fossiler 
Energieträger) in Höhe von 1,6 Mio. t CO2-Äq. 

Für das Jahr 2016 wurde in der Studie geschätzt, dass rund ein Drittel der vorhande-
nen Gülle in Biogasanlagen genutzt wurde. Bei einer vollständigen Nutzung der Gülle 
könnten der Studie zufolge Emissionen in Höhe von 4,8 bis 6,3 Mio. t in der Land-
wirtschaft eingespart werden, und zusätzliche 3,8 Mio. t CO2-Äq. in der Energiewirt-
schaft durch die energetische Nutzung des erzeugten Biogases. Dieses Potenzial der 
energetischen Nutzung wird für die vorliegende Arbeit aber umgerechnet zu 3,2 
Mio. t, um den hier grundsätzlich angelegten Strom aus Erdgaskraftwerken (inkl. 
Vorkettenemissionen) zu berücksichtigen, nicht den Emissionsfaktor des in Majer et 
al. (2019) zugrunde gelegten Strommixes. 

Werden nun für die mittlere Abschätzung sowohl für die Einsparung im Jahr 2016 
als auch für die potenzielle zukünftige Einsparung die Mittelwerte herangezogen 
(d. h. 1,25 Mio. t im Jahr 2016 und 5,55 Mio. t bei vollständiger Nutzung des Gülle-
potenzials in Biogasanlagen), so ergibt sich ein zusätzliches THG-Einsparpotenzial in 
der Landwirtschaft von 4,3 Mio. t CO2-Äq. Das zusätzliche THG-Einsparpotenzial in 
der Energiewirtschaft beträgt laut der Studie (Majer et al. 2019) – bei der erwähnten 
hier vorgenommenen Korrektur des Emissionsfaktors – knapp 1,9 Mio. t CO2-Äq.  

In der Summe ergibt sich für Deutschland demnach ein gegenüber 2016 zusätzlich 
realisierbares THG-Einsparpotenzial in Höhe von knapp 6,2 Mio. t CO2-Äq. bei voll-
ständiger Nutzung der Güllepotenziale. Es wird angenommen, dass dieses Potenzial 
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im Jahr 2030 infolge erwarteter rückläufiger Tierbestände 10 % niedriger liegen 
wird, bei dann 5,5 Mio. t. Zudem wird in der hier vorgenommenen mittleren Ab-
schätzung angenommen, dass auf Bayern 21 % dieses Potenzials entfallen. Dies ent-
spricht dem Anteil Bayerns an den tierischen Exkrementen nach AEE (2013). Zusätz-
lich wird in der mittleren Abschätzung angenommen, dass bis 2030 von diesem Ge-
samtpotenzial unter günstigen politischen Rahmenbedingungen 70 % realisiert wer-
den können. Diesen Anteil hat die ehemalige Bundesministerin für Landwirtschaft 
und Ernährung, Julia Klöckner, Ende 2018 in einem Interview als Ziel für die Bun-
desebene formuliert (BMEL 2018). 

Dies führt für das Jahr 2030 in Bayern zu einem THG-Minderungspotenzial durch 
eine deutlich verstärkte Güllenutzung in Höhe von 810 kt CO2-Äq. In den vergange-
nen Jahren hat es offenbar eine steigende Nutzung von Gülle in Biogasanlagen gege-
ben. Für die Trendfortschreibung wird daher auch ohne weitere Maßnahme von ei-
ner gewissen Erschließung der vorhandenen Potenziale ausgegangen. Auf Grundlage 
der für Deutschland insgesamt abgeschätzten Zunahme der Güllenutzung in Biogas-
anlagen zwischen 2013 und 2016 (Majer et al. 2019) wird hier angenommen, dass in 
einer Trendfortschreibung ein Anstieg der Güllenutzung zwischen 2016 und 2030 in 
Höhe von 23 % stattfinden würde. Entsprechend liegt die Emissionseinsparung im 
Jahr 2030 durch zusätzliche Maßnahmen bei 657 kt CO2-Äq. 

In Bayern selbst fallen schätzungsweise Einsparungen in Höhe 348 kt CO2-Äq. an. 
Dies sind vor allem die in der Landwirtschaft vermiedenen Emissionen. Der Großteil 
der in der Energiewirtschaft eingesparten Emissionen wird annahmegemäß außer-
halb Bayerns anfallen. Dies liegt auch daran, dass hier vereinfacht angenommen 
wird, dass das gesamte Biogas verstromt wird. Sofern das Biogas auch zur Wärmeer-
zeugung genutzt wird, fallen anteilig höhere Ersparnisse in Bayern an.  

Niedrige Abschätzung: 

In der niedrigen Abschätzung wird angenommen, dass bei vollständiger Nutzung der 
derzeit verfügbaren Güllepotenziale in Biogasanlagen in der Landwirtschaft bundes-
weit THG-Emissionseinsparungen in Höhe von 4,8 Mio. Tonnen CO2-Äq. realisiert 
werden könnten. Dies entspricht der unteren Schätzung der Studie von Majer et al. 
(2019). Zudem wird hier angenommen, dass lediglich 60 % der grundsätzlich verfüg-
baren Potenziale bis 2030 realisiert werden können. Außerdem wird in dieser unte-
ren Abschätzung angenommen, dass auf Bayern lediglich 18 % der bundesweit ver-
fügbaren Potenziale entfallen.29 Bei sonst gleichen Annahmen könnten in diesem Fall 
im Jahr 2030 THG-Emissionseinsparungen – über die Trendentwicklung hinaus – 
von 392 kt CO2-Äq. realisiert werden. 

Hohe Abschätzung: 

In der hohen Abschätzung wird angenommen, dass bei vollständiger Nutzung der 
derzeit verfügbaren Güllepotenziale in Biogasanlagen in der Landwirtschaft 

–––– 
29 Dieser Anteil wäre niedriger als der Anteil Bayerns an den tierischen Exkrementen nach AEE (2013) und auch deutlich niedri-

ger als der gegenwärtige Anteil Bayerns am Rindviehbestand. Evtl. könnte das Potenzial in Bayern aber niedriger liegen als 
diese Anteile nahelegen, weil die unterdurchschnittlich kleinen Hofgrößen in Bayern (und ein damit einhergehendes relativ 
dezentrales Aufkommen von Gülle) eine wirtschaftliche Nutzung relevanter Teile des Gülleaufkommens in Biogasanlagen 
erschweren könnten. 
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bundesweit THG-Emissionseinsparungen in Höhe von 6,3 Mio. Tonnen CO2-Äq. rea-
lisiert werden könnten. Dies entspricht der oben Abschätzung der Studie von Majer 
et al. (2019). Zudem wird hier angenommen, dass 80 % der grundsätzlich verfügba-
ren Potenziale bis 2030 realisiert werden können. Außerdem wird in dieser oberen 
Abschätzung angenommen, dass auf Bayern 25 % der bundesweit verfügbaren Po-
tenziale entfallen. Ein entsprechend hoher Anteil könnte mit Blick auf den derzeiti-
gen bayerischen Anteil an den insgesamt in Deutschland gehaltenen Rindern (26 % 
nach Destatis 2022) als plausibel eingeschätzt werden – denn Rindergülle macht mit 
Abstand den größten Teil des Güllepotenzials für Biogasanlagen aus (Majer et al. 
2019). Bei sonst gleichen Annahmen könnten in diesem Fall im Jahr 2030 Emissi-
onseinsparungen – über die Trendentwicklung hinaus – von 1054 kt CO2-Äq. reali-
siert werden. 
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3.4.4 Halbierung des Einsatzes von mineralischem Dünger bis 2030 

Tab. 3-26 Übersicht über zentrale Annahmen und ermittelte THG-Einsparpotenziale einer Halbie-
rung des Einsatzes und der Herstellung von mineralischem Dünger bis 2030 

 Niedrig Mittel Hoch 
Direkte, auf Mineraldünger zurückzuführende N2O-Emissionen aus 
landwirtschaftlichen Böden in Deutschland (in Mt CO2-Äq.) 6,7 6,7 6,7 

Anteil Bayerns an den direkten, auf Mineraldünger zurückzuführenden 
N2O-Emissionen aus landwirtschaftlichen Böden in Deutschland 17 % 19 % 23 % 

Anteil der direkten N2O-Emissionen von Mineraldünger an den gesam-
ten Lebenszyklusemissionen von Mineraldünger im Jahr 2030 50 % 45 % 40 % 

Anteil der THG-Reduktion durch geringeren Düngemitteleinsatz, der 
nicht an anderer Stelle durch Mehremissionen kompensiert wird 40 % 60 % 75 % 

Emissionseinsparungen im Jahr 2030 insgesamt, zusätzlich zum 
Trend (in kt CO2-Äq.)  319 584 1011 

 

Mittlere Abschätzung:  

Für die Abschätzung des THG-Einsparpotenzials einer Halbierung des Einsatzes und 
der Herstellung von mineralischem Dünger werden zunächst die direkten Lachgas-
Emissionen aus landwirtschaftlichen Böden in Deutschland betrachtet, die auf Mine-
raldünger zurückzuführen sind. Diese werden für 2019 auf 6,7 Mio. t CO2-Äq. bezif-
fert (Scheffler und Wiegmann 2021). Es wird in der mittleren Abschätzung angenom-
men, dass von diesen Emissionen 19 % auf Bayern entfallen. Dies entspricht sowohl 
dem Anteil Bayerns an der landwirtschaftlich genutzten Fläche in Deutschland 
(Destatis 2021c) als auch dem Anteil Bayerns am Gesamtabsatz stickstoffhaltiger 
Düngemittel in Deutschland in den Jahren 2020/2021 (Destatis 2021d). 

Basierend auf Daten des Industrieverbands Fertilizers Europe (o. J.) wird zudem an-
genommen, dass 45 % der gesamten Lebenszyklusemissionen von mineralischem 
Dünger auf diese direkten Lachgasemissionen der landwirtschaftlichen Böden zu-
rückzuführen sind. Dabei wurde die Annahme getroffen, dass zwischen 2011 und 
2030 durch Effizienzfortschritte und eine stärkere Nutzung erneuerbarer Energien 
die THG-Emissionen der Produktion der Düngemittel um 20 % gesenkt werden. 

Auf Grundlage dieser Annahmen lässt sich ableiten, dass eine Halbierung der Nut-
zung und Produktion mineralischer Dünger in Bayern zu Emissionsrückgängen von 
knapp 1,4 Mio. t CO2-Äq. führen könnte. Allerdings ist zu beachten, dass eine ent-
sprechend starke Minderung des Einsatzes von mineralischem Dünger mit niedrige-
ren landwirtschaftlichen Erträgen pro Fläche einhergehen dürfte und folglich zusätz-
liche Flächen landwirtschaftlich genutzt werden müssen, um eine bestimmte Nach-
frage nach landwirtschaftlichen Produkten zu decken. Die mit der Nutzung dieser 
zusätzlichen Flächen einhergehenden Mehremissionen werden also voraussichtlich 
die hier abgeleiteten Minderungen bei den THG-Emissionen teilweise kompensieren. 

Hier wird vereinfacht angenommen, dass 30 Prozentpunkte der 50-prozentigen Re-
duktion des Düngemitteleinsatzes jeweils zur Hälfte durch effizienteren Düngerein-
satz und durch eine Reduktion der zu bewirtschaftenden Flächen infolge eines 
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Rückgangs der Tierbestände erzielt werden.30 Diese Maßnahmen führen nicht an an-
derer Stelle zu Mehremissionen.31 Die weiteren Minderungen (20 Prozentpunkte) 
werden annahmegemäß durch einen Ökolandbau-Ausbau erreicht. Dabei wird an 
dieser Stelle auf Grundlage vorliegender Literatur (s. Hauschild et al. 2021) ange-
nommen, dass die ertragsbezogenen THG-Emissionen des Ökolandbaus in etwa de-
nen des konventionellen Landbaus entsprechen. Folglich wird hier unterstellt, dass 
die im Ökolandbau durch den vermiedenen Dünger reduzierten THG-Emissionsein-
sparungen durch zusätzliche THG-Emissionen infolge eines höheren Flächenbedarfs 
ausgeglichen werden. (Dieser zusätzliche Flächenbedarf kann auch außerhalb Bay-
erns auftreten.) 

Es wird daher hier angenommen, dass die Netto-THG-Reduktion der hier betrachte-
ten Maßnahme 60 % (30 % geteilt durch 50 %) ihrer Brutto-THG-Reduktion ent-
spricht. Dies wären 834 kt CO2-Äq. 

Im dreijährigen Mittel ist der Absatz mineralischer Düngemittel in Deutschland zwi-
schen 2007 bis 2010 und 2017 bis 2020 um etwa 10 % zurückgegangen (Industrie-
verband Agrar 2020). Der Rückgang hat sich in den letzten Jahren beschleunigt. Da-
her wird hier angenommen, dass auch ohne zusätzliche Maßnahmen der Einsatz und 
die Produktion mineralischer Düngemittel zwischen 2020 und 2030 um 15 % zu-
rückgehen würde. Über die Trendentwicklung hinaus ergibt sich dann durch zusätzli-
che Maßnahmen noch ein THG-Minderungspotenzial in Höhe von 584 kt CO2-Äq.  

Es wird hier vereinfacht angenommen, dass 70 % dieser Emissionsminderungen in 
Bayern selbst realisiert werden würden, also 409 kt CO2-Äq. Diese Minderungen um-
fassen 100 % der direkten und indirekten Emissionen aus Böden, aber nur einen 
kleinen Teil der sonstigen Lebenszyklusemissionen, da die energie- und emissionsin-
tensiven Produktionsschritte der Düngemittelherstellung hauptsächlich in anderen 
Bundesländern und dem Ausland erfolgen. 

Niedrige Abschätzung: 

In der niedrigen Abschätzung wird der Anteil Bayerns an den direkten, auf Mineral-
dünger zurückzuführenden Lachgas-Emissionen aus landwirtschaftlichen Böden mit 
17 % angenommen. Zudem wird in dieser Abschätzung der Anteil der direkten Lach-
gas-Emissionen an den gesamten Lebenszyklusemissionen auf 50 % geschätzt. 
Schließlich wird abweichend von der mittleren Abschätzung auch noch angenom-
men, dass der Anteil der Brutto-Emissionsreduktion, der nicht an anderer Stelle 
kompensiert wird, nur 40 % beträgt (anstatt 60 %). Bei sonst gleichen Annahmen 
können dann die Emissionen durch diese Maßnahme um (netto) 319 kt CO2-Äq. 
reduziert werden.  

–––– 
30 Die durch geringere Tierbestände freiwerdenden Flächen in Bayern würden voraussichtlich überwiegend auf andere Weise 

landwirtschaftlich genutzt werden. Dennoch ist global durch eine Minderung der Tierbestände von einer Reduktion landwirt-
schaftlich genutzter Flächen auszugehen, da infolge des niedrigeren spezifischen Flächenbedarfs einer fleischreduzierten 
Ernährung global der Druck auf die Ausweitung landwirtschaftlicher Flächen reduziert werden würde. 

31 Allerdings ist darauf hinzuweisen, dass in der oben quantifizierten Maßnahme „Reduktion der Tierbestände“ bereits die THG-
Einsparungen durch geringere Tierbestände quantifiziert wurden, inkl. der Einsparungen durch geringeren Düngemittelbe-
darf. Folglich dürfen die Emissionseinsparungen der hier betrachteten Maßnahme nicht vollständig mit der Maßnahme „Re-
duktion der Tierbestände“ aufaddiert werden. Dies würde ansonsten zu einer Doppelzählung von Emissionsminderungen 
führen. Dieser Umstand wird in der Zusammenfassung der THG-Einsparpotenziale in Kapitel 0 berücksichtigt. 
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Hohe Abschätzung: 

In der hohen Abschätzung wird der Anteil Bayerns an den direkten, auf Mineraldün-
ger zurückzuführenden Lachgas-Emissionen aus landwirtschaftlichen Böden mit 
23 % angenommen. Zudem wird in dieser Abschätzung der Anteil der direkten Lach-
gas-Emissionen an den gesamten Lebenszyklusemissionen auf 40 % geschätzt. 
Schließlich wird abweichend von der mittleren Abschätzung noch angenommen, dass 
der Anteil der Brutto-Emissionsreduktion, der nicht an anderer Stelle kompensiert 
wird, 75 % beträgt (statt 60 %). Bei sonst gleichen Annahmen können dann die Emis-
sionen durch diese Maßnahme um (netto) 1011 kt CO2-Äq. reduziert werden.   
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3.5 Öffentliche Hand 

3.5.1 Ambitionierte energetische Sanierung von Schulgebäuden 

Tab. 3-27 Übersicht über zentrale Annahmen und ermittelte THG-Einsparpotenziale einer ambitio-
nierten Sanierung bayerischer Schulgebäude bis 2030 

 Niedrig Mittel Hoch 
Beheizte Nettogrundfläche an staatlichen und kommunalen Schulen in 
Bayern (in Mio. m2) 19 19 19 

Anteil der Schulen (bezogen auf die beheizte Nettogrundfläche), der 
bis 2030 energetisch saniert wird 60 % 70 % 80 % 

Derzeitiger durchschnittlicher Nutzenergiebedarf für Raumwärme und 
Warmwasser der zu sanierenden Schulen (in kWh/m2beh. NGF) 135 160 180 

Durchschnittlicher Nutzenergiebedarf für Raumwärme und Warmwas-
ser der sanierten Schulen (nach Sanierungen) (in kWh/m2beh. NGF) 60 50 45 

Minderung der spezifischen THG-Emissionen der Wärmebereitstellung 
durch Energieträgerwechsel nach der Sanierung 20 % 40 % 60 % 

Durchschnittliches Potenzial der Leistung einer PV-Anlage auf einer 
Schule (in kWp) 70 100 120 

Gegenwärtig bereits realisierter Anteil des PV-Potenzials der Schulen 20 % 15 % 10 % 

Emissionseinsparungen im Jahr 2030 insgesamt, zusätzlich zum 
Trend (in kt CO2-Äq.)  260 435 602 

 

Mittlere Abschätzung:  

Für die Abschätzung des THG-Minderungspotenzials dieser Maßnahme wird zu-
nächst abgeschätzt, wie groß derzeit die beheizte Nettogrundfläche der staatlichen 
und kommunalen Schulen in Bayern ist. Hierüber liegen nach unserer Kenntnis 
keine statistischen Daten vor. Folglich wird die Fläche abgeschätzt, indem eine für 
Schulen typische Flächengröße pro Schüler*in abgeleitet wird und diese Zahl mit der 
Anzahl der Schüler*innen in Bayern multipliziert wird. Auf Grundlage von Angaben 
von Fraunhofer IBP (2013) und Diedrich (2018) wird von einer typischen beheizten 
Nettogrundfläche (NGF) an Schulen von 13 m2 pro Schüler*in ausgegangen. Die An-
zahl der Schüler*innen an staatlichen und kommunalen Schulen in Bayern betrug im 
Schuljahr 2020/2021 rund 1,4 Millionen (Bayerisches Staatsministerium für Unter-
richt und Kultus 2021). Daraus folgt, dass die beheizte Nettogrundfläche an staatli-
chen und kommunalen Schulen in Bayern derzeit etwa 19 Mio. m2 betragen könnte.   

Der derzeitige durchschnittliche Endenergieverbrauch für Raumwärme und Warm-
wasser an den Schulen, die saniert werden können, wird auf jährlich 175 kWh/m2 
(bezogen auf die beheizte NGF) geschätzt. Der durchschnittliche (vor Sanierungen 
gemessene) Wert für diejenigen Schulsanierungen, die in Fraunhofer IBP (2013) do-
kumentiert sind, liegt zwar bei rund 200 kWh/m2, es wird hier aber davon ausgegan-
gen, dass die Schulen, die in der Vergangenheit saniert wurden, in der Regel einen 
überdurchschnittlichen spezifischen Wärmebedarf aufgewiesen haben. An dieser 
Stelle wird jedoch davon ausgegangen, dass ein großer Teil der bestehenden Schulen 
in Bayern (70 %, s. unten) bis 2030 saniert wird, daher wird ein niedrigerer durch-
schnittlicher Verbrauch von 175 kWh/m2 für die sanierten Schulen angenommen.   
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Für die Verluste der Heizsysteme und der Verteilung werden hier durchschnittlich 
rund 10 % unterstellt, so dass sich aus dem endenergetischen Verbrauch von 
175 kWh/m2 ein Nutzenergieverbrauch von rund 160 kWh/m2 ergibt.  

Basierend auf vorliegenden Zahlen zu Sanierungen von Schulgebäuden in der Ver-
gangenheit (Fraunhofer IBP 2013) wird zudem abgeschätzt, dass ambitionierte ener-
getische Sanierungen diesen Nutzenergiebedarf für Raumwärme und Warmwasser 
im Durchschnitt auf 50 kWh/m2 senken können.   

Die Energieträgerstruktur der Wärmebereitstellung wird hier nicht explizit abge-
schätzt. Stattdessen wird angenommen, dass die spezifischen THG-Emissionen im 
Schnitt bei 220 g CO2-Äq./kWh liegen. Da vorliegenden Informationen zufolge viele 
Schulen entweder über Erdgas oder Fernwärme beheizt werden und für beide Ener-
gieträger – bezogen auf die Nutzenergie – ein spezifischer Emissionsfaktor in dieser 
Größenordnung angesetzt wird, erscheint dies eine plausible Annahme zu sein.  

Ferner wird angenommen, dass es infolge der energetischen Sanierungen der Schu-
len vielfach auch zu einem (teilweisen) Wechsel des Heizenergieträgers kommen 
wird, in dessen Folge häufiger Wärmepumpen, Holz, Solarthermie und (zunehmend 
auf erneuerbaren Energien beruhende) Nah- und Fernwärme eingesetzt werden. Es 
wird angenommen, dass daher die spezifischen THG-Emissionen einer bereitgestell-
ten kWh Wärme infolge der Sanierungen um 40 % (gegenüber dem Zustand vor den 
Sanierungen), also auf rund 130 g CO2-Äq./kWh sinken werden. 

Es wird außerdem angenommen, dass bis 2030 70 % der bestehenden Schulen in 
Bayern saniert sein könnten. Für die restlichen 30 % der Schulen könnte eine (tiefge-
hende) energetische Sanierung nicht in Frage kommen, z. B. weil diese Schulen be-
reits kürzlich energetisch saniert wurden, erst in den vergangenen Jahren errichtet 
wurden oder aber aus Gründen des Denkmalschutzes höchstens moderate energeti-
sche Maßnahmen durchführen können.  

Durch die Reduktion des Heizwärmebedarfs sowie die teilweise Umstellung der ver-
wendeten Energieträger können – basierend auf den getroffenen Annahmen – im 
Jahr 2030 Emissionen in Höhe von 374 kt CO2-Äq. vermieden werden. 

Neben Maßnahmen zur Reduktion des Heizwärmebedarfs umfasst die hier beschrie-
bene Maßnahme auch die Installation von PV-Anlagen an den Schulen – zumeist auf 
den Dächern der Schulen. Hierfür wird basierend auf Ganz und Freiberger (2021) 
angenommen, dass im Schnitt auf jeder Schule in Bayern eine PV-Anlage mit einer 
Leistung von 100 kWp installiert werden kann. Bei derzeit rund 4800 Schulen in 
Bayern (Bayerisches Staatsministerium für Unterricht und Kultus 2021) führt dies zu 
einer installierten Kapazität von 480 MWp. Es liegen nach unserem Wissen keine Da-
ten zu den bislang installierten Kapazitäten auf bayerischen Schulen vor. Hier wird 
angenommen, dass bisher 15 % des Potenzials erschlossen wurden. Damit verbleibt 
ein zusätzliches (bis 2030 als realisierbar angesehenes) Potenzial von 408 MWp. 

Es werden zunächst für diese Anlagen Volllaststunden im Jahr 2030 in Höhe von 
950 angenommen. Diese Volllaststunden werden für die hier vorgenommene Quanti-
fizierung des THG-Einsparpotenzials aber um 10 % reduziert (855 Stunden), da für 
das Jahr 2030 in Bayern bei einem hier grundsätzlich angenommenen starken PV-
Zubau mit gewissen energetischen Verlusten der PV-Stromerzeugung zu rechnen ist. 
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Diese Verluste werden sich hauptsächlich in den Sommermonaten infolge von not-
wendigen Zwischenspeicherungen (v. a. in Batterien) und teilweise auch Abregelun-
gen in besonders sonnenreichen Stunden ergeben (Koch et al. 2020). Unter diesen 
Annahmen können im Jahr 2030 knapp 350 GWh Strom aus den auf den Schulen 
neu errichteten PV-Anlagen erzeugt werden. 

Unter der Annahme, dass dieser zusätzliche Strom im Jahr 2030 zu einer geringeren 
Auslastung von Erdgaskraftwerken führt (s. Erläuterung in Kapitel 2), werden CO2-
Emissionen pro kWh in Höhe von 353 g vermieden. Hinzu kommen vermiedene Vor-
ketten-Emissionen in Höhe von 45 g CO2-Äq. pro kWh. Daraus folgen im Jahr 2030 
geringere Emissionen infolge des zusätzlichen PV-Stroms von 138 kt CO2-Äq.  

In der Summe ergeben sich durch die energetische Sanierung der Schulen THG-Ein-
sparungen in Höhe von 512 kt CO2-Äq. Da keine Zahlen zur Entwicklung des Hei-
zenergiebedarfs und des PV-Zubaus an bayerischen Schulen in den letzten Jahren 
vorliegen, wird vereinfacht angenommen, dass in einer Trendentwicklung 15 % die-
ser Einsparungen realisiert werden würden. Draus folgt, dass die zusätzlichen (über 
den Trend hinausgehenden) THG-Einsparungen 435 kt CO2-Äq. entsprechen.  

Unter der Annahme, dass große Teile (rund 90 %) der THG-Einsparungen der ver-
minderten Nutzung von Erdgaskraftwerken in anderen Bundesländern bzw. dem 
Ausland anfallen, aber 85 % der durch die Wärmeeinsparung realisierten Einsparun-
gen innerhalb Bayerns erschlossen werden, vermindern sich die THG-Emissionen in 
Bayern im Jahr 2030 um 281 kt CO2-Äq.  

Niedrige Abschätzung 

In der niedrigen Abschätzung wird angenommen, dass der derzeitige Nutzenergiebe-
darf für Raumwärme und Warmwasser in den zu sanierenden Schulen 135 kWh/m2 
beträgt und dass die Sanierungen im Schnitt den Verbrauch auf 60 kWh/m2 reduzie-
ren. Bezüglich des Emissionsfaktors der Wärmebereitstellung wird in dieser niedri-
gen Abschätzung infolge der Sanierungen mit einer Minderung um 20 % gerechnet. 
Der Anteil der Schulen, der bis 2030 saniert werden kann, wird mit 60 % angesetzt. 
Die durchschnittliche Größe der auf Schulen installierten PV-Anlagen wird auf 
70 kWp geschätzt und es wird angenommen, dass 20 % dieses Potenzials gegenwärtig 
bereits genutzt werden. Unter sonst gleichen Annahmen können dann durch diese 
Maßnahme im Jahr 2030 (über die Trendentwicklung hinaus) 260 kt CO2-Äq. ein-
gespart werden. 

Hohe Abschätzung 

In der hohen Abschätzung wird angenommen, dass der derzeitige Nutzenergiebedarf 
für Raumwärme und Warmwasser in den zu sanierenden Schulen 180 kWh/m2 be-
trägt und dass die Sanierungen im Schnitt den Verbrauch auf 45 kWh/m2 reduzieren. 
Bezüglich des Emissionsfaktors der Wärmebereitstellung wird in dieser hohen Ab-
schätzung infolge der Sanierungen mit einer Minderung um 60 % gerechnet. Der An-
teil der Schulen, der bis 2030 saniert werden kann, wird mit 80 % angesetzt. Die 
durchschnittliche Größe der auf Schulen installierten PV-Anlagen wird auf 120 kWp 
geschätzt und es wird angenommen, dass nur 10 % dieses Potenzials derzeit bereits 
genutzt werden. Unter sonst gleichen Annahmen können durch die Maßnahme im 
Jahr 2030 (über die Trendentwicklung hinaus) 602 kt CO2-Äq. eingespart werden.  
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3.5.2 Ambitionierte energetische Sanierung der Liegenschaften 

Tab. 3-28 Übersicht über zentrale Annahmen und ermittelte THG-Einsparpotenziale einer ambitio-
nierten energetischen Sanierung bayerischer Liegenschaften bis 2030 

 Niedrig Mittel Hoch 
Nettogrundfläche der Liegenschaften der unmittelbaren Staatsverwal-
tung (in Mio. m2) 13,0 13,0 13,0 

Anteil der Liegenschaften (bezogen auf die Nettogrundfläche), der bis 
2030 energetisch saniert wird 60 % 70 % 80 % 

Derzeitiger durchschnittlicher Nutzenergieverbrauch für Raumwärme 
und Warmwasser der zu sanierenden Liegenschaften (in kWh/m2NGF) 140 150 160 

Durchschnittlicher spezifischer Heizenergieverbrauch der sanierten 
Liegenschaften (nach erfolgten Sanierungen) (in kWh/m2NGF) 70 60 50 

Minderung der spezifischen THG-Emissionen der Wärmebereitstellung 
durch Energieträgerwechsel nach der Sanierung 20 % 40 % 60 % 

Zusätzliches Potenzial an PV-Anlagen auf den bayerischen Liegen-
schaften (in MWp) 100 200 300 

Emissionseinsparungen im Jahr 2030 insgesamt, zusätzlich zum 
Trend (in kt CO2-Äq.)  151 251 358 

 

Mittlere Abschätzung 

Für die Abschätzung des THG-Minderungspotenzials dieser Maßnahme wird auf An-
gaben der Landesregierung zur Nettogrundfläche der Liegenschaften der unmittelba-
ren Staatsverwaltung (13,0 Mio. m2) sowie zu deren durchschnittlichem endenergeti-
schem und witterungsbereinigtem Heizenergieverbrauch (154 kWh/m2NGF) im Ab-
rechnungsjahr 2018 zurückgegriffen (Bayerischer Landtag 2020). Für die Verluste 
der Heizsysteme und der Verteilung werden hier durchschnittlich rund 10 % unter-
stellt, so dass sich aus dem endenergetischen Verbrauch von 154 kWh/m2 pro Jahr 
ein Nutzenergieverbrauch von rund 140 kWh/m2 pro Jahr ergibt. 

Es wird angenommen, dass bis zum Jahr 2030 70 % dieser Liegenschaften (bezogen 
auf die Nettogrundfläche) energetisch tiefgehend saniert werden können. Für die 
restlichen 30 % der Gebäude könnte eine (tiefgehende) energetische Sanierung nicht 
in Frage kommen, z. B. weil diese Gebäude bereits kürzlich energetisch saniert wur-
den, erst in den vergangenen Jahren errichtet wurden oder dort aus Gründen des 
Denkmalschutzes höchstens moderate energetische Maßnahmen durchgeführt wer-
den können.  

Der derzeitige durchschnittliche Nutzenergieverbrauch für Raumwärme und Warm-
wasser in den Gebäuden, die bis 2030 saniert werden, wird hier auf jährlich 
150 kWh/m2NGF geschätzt. Dieser Wert liegt etwas höher als der für 2018 auf Basis 
der Angaben der Landesregierung abgeleitete durchschnittliche Wert von 
140 kWh/m2NGF (Bayerischer Landtag 2020) da hier angenommen wird, dass ten-
denziell diejenigen Gebäude bis 2030 saniert werden, die einen überdurchschnittli-
chen Heizenergieverbrauch aufweisen. 
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Es wird zudem abgeschätzt, dass ambitionierte energetische Sanierungen den spezi-
fischen Wärmebedarf der Gebäude im Durchschnitt auf 60 kWh/m2NGF senken kön-
nen.   

Die Energieträgerstruktur der Wärmebereitstellung der Liegenschaften wird hier 
nicht explizit abgeschätzt. Stattdessen wird angenommen, dass die spezifischen 
THG-Emissionen gegenwärtig im Schnitt bei 220 g CO2-Äq./kWh liegen. 

Ferner wird angenommen, dass es infolge der energetischen Sanierungen der Liegen-
schaften vielfach auch zu einem (teilweisen) Wechsel des Heizenergieträgers kom-
men wird und in der Folge häufiger Wärmepumpen, Holz, Solarthermie und (zuneh-
mend auf erneuerbaren Energien beruhende) Nah- und Fernwärme eingesetzt wer-
den. Es wird angenommen, dass daher die spezifischen THG-Emissionen einer be-
reitgestellten kWh Wärme infolge der Sanierungen um 40 % (gegenüber dem Zu-
stand vor den Sanierungen), also auf rund 130 g CO2-Äq./kWh sinken werden. 

Durch die Reduktion des Heizwärmebedarfs sowie die teilweise Umstellung der ver-
wendeten Energieträger zur Wärmeerzeugung können 2030 – basierend auf den ge-
troffenen Annahmen – Emissionen in Höhe von 228 kt CO2-Äq. vermieden werden. 

Neben Maßnahmen zur Reduktion des Heizwärmebedarfs umfasst die hier beschrie-
bene Maßnahme auch die Installation von PV-Anlagen auf den Dächern der Liegen-
schaften. Auf Grundlage aktueller Angaben der Landesregierung (Bayerischer Staats-
minister für Wohnen, Bau und Verkehr 2022) zu den bis Ende 2021 auf den Dächern 
staatlicher Liegenschaften installierten PV-Anlagen (21 MW auf rund 4 % der Ge-
bäude im Besitz des Freistaats) wird hier angenommen, dass das zusätzliche PV-Aus-
baupotenzial für alle Liegenschaften bei 200 MW liegt und diese Menge an neuer PV-
Kapazität auch bis 2030 realisiert werden wird. 

Es werden zunächst für diese Anlagen Volllaststunden im Jahr 2030 in Höhe von 
950 angenommen. Diese Volllaststunden werden für die hier vorgenommene Quanti-
fizierung des THG-Einsparpotenzials aber um 10 % reduziert (855 Stunden), da für 
das Jahr 2030 in Bayern bei einem hier grundsätzlich angenommenen starken PV-
Zubau mit gewissen energetischen Verlusten der PV-Stromerzeugung zu rechnen ist. 
Diese Verluste werden sich hauptsächlich in den Sommermonaten infolge von not-
wendigen Zwischenspeicherungen (v. a. in Batterien) und teilweise auch Abregelun-
gen in besonders sonnenreichen Stunden ergeben (Koch et al. 2020). Unter diesen 
Annahmen können im Jahr 2030 rund 171 GWh Strom aus den auf den Dächern der 
Liegenschaften neu errichteten PV-Anlagen erzeugt werden. 

Unter der Annahme, dass dieser zusätzliche Strom im Jahr 2030 zu einer geringeren 
Auslastung von Erdgaskraftwerken führt (s. Erläuterung in Kapitel 2), werden CO2-
Emissionen pro kWh in Höhe von 353 g vermieden. Hinzu kommen vermiedene Vor-
ketten-Emissionen in Höhe von 45 g CO2-Äq. pro kWh. Daraus folgen im Jahr 2030 
geringere Emissionen infolge des zusätzlichen PV-Stroms in Höhe von 68 kt CO2-Äq.  

In der Summe ergeben sich durch die energetische Sanierung der Liegenschaften 
(Reduktion des Wärmebedarfs, Umstellungen bei den Heizenergieträgern und Aus-
bau der PV-Kapazitäten) THG-Einsparungen in Höhe von 296 kt CO2-Äq. Da keine 
genauen Zahlen zur Entwicklung des spezifischen Heizenergiebedarfs und der PV-
Installationen bayerischer Liegenschaften in den vergangenen Jahren vorliegen, wird 
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hier vereinfacht angenommen, dass in einer Trendentwicklung 15 % dieser THG-Ein-
sparungen realisiert werden würden. Daraus folgt, dass die zusätzlichen – über die 
Trendentwicklung hinausgehenden – THG-Einsparungen 251 kt CO2-Äq. entspre-
chen.  

Unter der Annahme, dass große Teile (rund 90 %) der THG-Einsparungen der ver-
minderten Nutzung von Erdgaskraftwerken in anderen Bundesländern bzw. dem 
Ausland anfallen, aber 85 % der durch die Wärmeeinsparung erzielten Einsparungen 
innerhalb Bayerns realisiert werden, vermindern sich die THG-Emissionen in Bayern 
im Jahr 2030 um 170 kt CO2-Äq.  

Niedrige Abschätzung 

In der niedrigen Abschätzung wird angenommen, dass der derzeitige Nutzenergiebe-
darf für Raumwärme und Warmwasser in den bayerischen Liegenschaften, die sa-
niert werden, 140 kWh/m2NGF pro Jahr beträgt und dass die Sanierungen im Durch-
schnitt den Verbrauch auf 70 kWh/m2NGF reduzieren können. Bezüglich des Emissi-
onsfaktors der Wärmebereitstellung wird in dieser niedrigen Abschätzung infolge der 
Sanierungen lediglich mit einer Minderung um 20 % gerechnet. Der Anteil der Lie-
genschaften, der bis 2030 saniert werden kann, wird (bezogen auf die Nettogrundflä-
che) mit 60 % angesetzt. Für das zusätzliche und bis 2030 realisierte PV-Potenzial 
auf den Dächern staatlicher Gebäude wird hier lediglich von 100 MW ausgegangen. 
Diese Potenzialschätzung gab das bayerischen Bauministerium im Jahr 2021 be-
kannt (Bayerischer Landtag 2021c). Unter sonst gleichen Annahmen können dann 
durch diese Maßnahme im Jahr 2030 (über die Trendentwicklung hinaus) 
151 kt CO2-Äq. eingespart werden. 

Hohe Abschätzung 

In der hohen Abschätzung wird angenommen, dass der derzeitige Nutzenergiebedarf 
für Raumwärme und Warmwasser in den bayerischen Liegenschaften, die saniert 
werden, 160 kWh/m2NGF beträgt und dass die Sanierungen im Durchschnitt den Ver-
brauch auf 50 kWh/m2NGF reduzieren können. Bezüglich des Emissionsfaktors der 
Wärmebereitstellung wird in dieser hohen Abschätzung infolge der Sanierungen mit 
einer Minderung um 60 % gerechnet. Der Anteil der Liegenschaften, der bis 2030 
saniert werden kann, wird (bezogen auf die Nettogrundfläche) mit 80 % angesetzt. 
Für das zusätzliche und bis 2030 realisierte PV-Potenzial auf den Dächern staatlicher 
Gebäude wird zudem in dieser hohen Abschätzung von 300 MW ausgegangen. Unter 
sonst gleichen Annahmen können dann durch diese Maßnahme im Jahr 2030 (über 
die Trendentwicklung hinaus) 358 kt CO2-Äq. eingespart werden. 
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3.5.3 Ambitionierte energetische Sanierung von Hochschulen 

Tab. 3-29 Übersicht über zentrale Annahmen und ermittelte THG-Einsparpotenziale einer ambitio-
nierten energetischen Sanierung bayerischer Hochschulen bis 2030 

 Niedrig Mittel Hoch 
Grundfläche der Hochschulen in Bayern in Trägerschaft des Landes 
(in Mio. m2) 4,4 4,4 4,4 

Anteil der Hochschulen (bezogen auf die Grundfläche), der bis 2030 
energetisch saniert wird 60 % 70 % 80 % 

Derzeitiger durchschnittlicher spezifischer Heizenergieverbrauch der 
zu sanierenden Hochschulen (in kWh/m2Grundfläche) 150 165 180 

Durchschnittlicher spezifischer Heizenergieverbrauch der sanierten 
Hochschulen (nach erfolgten Sanierungen) (in kWh/m2Grundfläche) 70 60 50 

Minderung der spezifischen THG-Emissionen der Wärmebereitstellung 
durch Energieträgerwechsel nach der Sanierung 20 % 40 % 60 % 

Durchschnittliches Potenzial der Leistung einer PV-Anlage auf einer 
Hochschule (in kWp) 300 400 600 

Gegenwärtig bereits realisierter Anteil des PV-Potenzials auf den bay-
erischen Hochschulen 20 % 10 % 5 % 

Emissionseinsparungen im Jahr 2030 insgesamt, zusätzlich zum 
Trend (in kt CO2-Äq.)  49 78 111 

 

Mittlere Abschätzung 

Für die Abschätzung des THG-Minderungspotenzials dieser Maßnahme wird zu-
nächst abgeschätzt, wie groß derzeit die Grundfläche der Hochschulen in staatlicher 
Trägerschaft in Bayern ist. Hierüber liegen nach unserer Kenntnis keine statistischen 
Daten vor. Folglich wird diese Fläche abgeschätzt, indem eine für Hochschulen typi-
sche Flächengröße pro Studentin und Student abgeleitet wird und diese Zahl mit der 
Anzahl der Studierenden in Bayern multipliziert wird. Auf Grundlage von Angaben 
mehrerer Universitäten in Deutschland (u. a. Heinrich-Heine-Universität Düsseldorf 
2014) wird von einer typischen Grundfläche von 12 m2 pro Studentin und Student 
ausgegangen. Die Anzahl der Studierenden an den Hochschulen in Bayern, die in 
Trägerschaft des Landes sind, betrug im Wintersemester 2021/2022 knapp 368.000 
(Bayerisches Landesamt für Statistik 2021c). Daraus folgt, dass für die Grundfläche 
der hier berücksichtigten bayerischen Hochschulen insgesamt etwa 4,4 Mio. m2 zu-
grunde gelegt werden. 

Es wird angenommen, dass bis 2030 70 % dieser Hochschulen (bezogen auf die 
Grundfläche) energetisch tiefgehend saniert werden können. Für die restlichen 30 % 
könnte eine (tiefgehende) energetische Sanierung nicht in Frage kommen, z. B. weil 
diese Hochschulen bereits kürzlich energetisch saniert wurden, erst in den vergange-
nen Jahren errichtet wurden oder aber dort aus Gründen des Denkmalschutzes 
höchstens moderate energetische Maßnahmen durchgeführt werden können.  

Der derzeitige durchschnittliche Endenergieverbrauch für Raumwärme und Warm-
wasser an den Hochschulen, die bis 2030 saniert werden, wird auf jährlich 
180 kWh/m2 (bezogen auf die Grundfläche) geschätzt. Der durchschnittliche Wert 
für Hochschulen in Deutschland liegt nach Kluttig et al. (2002) etwas höher – 
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nämlich bei knapp 230 kWh/m2 für Universitäten und rund 190 kWh/m2 für Fach-
hochschulen. Es wird hier davon ausgegangen, dass die durchschnittlichen Werte 
gegenwärtig – 20 Jahre nach Veröffentlichung der genannten Quelle – infolge von 
Neubau und Sanierungen niedriger liegen. Für die Verluste der Heizsysteme und der 
Verteilung werden hier durchschnittlich rund 10 % unterstellt, so dass sich aus dem 
endenergetischen Verbrauch von 180 kWh/m2 pro Jahr ein Nutzenergieverbrauch 
von rund 165 kWh/m2 pro Jahr ergibt. 

Es wird zudem abgeschätzt, dass ambitionierte energetische Sanierungen den spezi-
fischen Nutzenergiebedarf von Hochschulen für Raumwärme und Warmwasser im 
Durchschnitt auf 60 kWh/m2Grundfläche senken könnten.   

Die Energieträgerstruktur der Wärmebereitstellung der Hochschulen wird hier nicht 
explizit abgeschätzt. Stattdessen wird angenommen, dass die spezifischen THG-
Emissionen gegenwärtig im Schnitt bei 220 g CO2-Äq./kWh liegen. Da vorliegenden 
Informationen zufolge sehr viele Hochschulen in Deutschland entweder über Erdgas 
oder Fernwärme beheizt werden und für beide Energieträger ein spezifischer Emissi-
onsfaktor – bezogen auf die Nutzenergie – in ähnlicher Höhe angesetzt wird, er-
scheint dies eine plausible Annahme zu sein.  

Ferner wird angenommen, dass es infolge der energetischen Sanierungen der Hoch-
schulen vielfach auch zu einem (teilweisen) Wechsel des Heizenergieträgers kommen 
wird und in der Folge häufiger Wärmepumpen, Holz, Solarthermie und (zunehmend 
auf erneuerbaren Energien beruhende) Nah- und Fernwärme eingesetzt werden. Es 
wird angenommen, dass daher die spezifischen THG-Emissionen einer bereitgestell-
ten kWh Wärme infolge der Sanierungen um 40 % (gegenüber dem Zustand vor den 
Sanierungen), also auf rund 130 g CO2-Äq./kWh sinken werden. 

Durch die Reduktion des Heizwärmebedarfs sowie die teilweise Umstellung der ver-
wendeten Heizenergieträger können – basierend auf den getroffenen Annahmen – 
im Jahr 2030 Emissionen in Höhe von 88 kt CO2-Äq. vermieden werden. 

Neben Maßnahmen zur Reduktion des Heizwärmebedarfs umfasst die hier beschrie-
bene Maßnahme auch die Installation von PV-Anlagen an den Hochschulen – zu-
meist auf den Dächern. Hierfür wird angenommen, dass im Durchschnitt auf jeder 
Hochschule in Bayern eine PV-Anlage mit einer Leistung von 400 kWp installiert 
werden kann. Bei den derzeit 34 Hochschulen in Trägerschaft des Freistaat Bayerns 
(Bayerisches Landesamt für Statistik 2021c) lässt sich eine PV-Potenzial von 13,6 
MWp ableiten. Es liegen nach unserem Wissen keine Daten zu den bislang installier-
ten Kapazitäten auf bayerischen Hochschulen vor. Hier wird angenommen, dass bis-
her 10 % des Potenzials erschlossen wurden. Damit verbleibt ein erschließbares (und 
bis 2030 annahmegemäß vollständig erschlossenes) Potenzial von rund 12 MWp. 

Es werden zunächst für diese Anlagen Volllaststunden im Jahr 2030 in Höhe von 
950 angenommen. Diese Volllaststunden werden für die hier vorgenommene Quanti-
fizierung des THG-Einsparpotenzials um 10 % reduziert (855 Stunden), da für das 
Jahr 2030 in Bayern bei einem hier grundsätzlich angenommenen starken PV-Zubau 
mit gewissen energetischen Verlusten der PV-Stromerzeugung zu rechnen ist. Diese 
Verluste werden sich hauptsächlich in den Sommermonaten infolge von notwendi-
gen Zwischenspeicherungen (v. a. in Batterien) und teilweise auch Abregelungen in 
besonders sonnenreichen Stunden ergeben (Koch et al. 2020). Unter diesen 
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Annahmen können im Jahr 2030 rund 10 GWh Strom aus den auf den Hochschulen 
neu errichteten PV-Anlagen erzeugt werden. 

Unter der Annahme, dass dieser zusätzliche Strom 2030 zu einer geringeren Auslas-
tung von Erdgaskraftwerken führt (s. Erläuterung in Kapitel 2), werden CO2-Emissi-
onen pro kWh in Höhe von 353 g vermieden. Hinzu kommen vermiedene Vorketten-
Emissionen in Höhe von 45 g CO2-Äq. pro kWh. Daraus folgen im Jahr 2030 gerin-
gere THG-Emissionen infolge des zusätzlichen PV-Stroms in Höhe von 4 kt CO2-Äq.  

In der Summe ergeben sich durch die energetische Sanierung der Hochschulen (Re-
duktion des Wärmebedarfs und Ausbau der PV-Kapazitäten) THG-Einsparungen in 
Höhe von 92 kt CO2-Äq. Da keine genauen Zahlen zur Entwicklung des Heizenergie-
bedarfs und der PV-Installationen an bayerischen Hochschulen in den vergangenen 
Jahren vorliegen, wird hier vereinfacht angenommen, dass in einer Trendentwick-
lung 15 % dieser THG-Einsparungen realisiert werden würden. Daraus folgt, dass die 
zusätzlichen – über die Trendentwicklung hinausgehenden – THG-Einsparungen 
78 kt CO2-Äq. entsprechen.  

Unter der Annahme, dass große Teile (rund 90 %) der THG-Einsparungen der ver-
minderten Nutzung von Erdgaskraftwerken in anderen Bundesländern bzw. dem 
Ausland anfallen, aber 85 % der durch die Wärmeeinsparung erzielten Einsparungen 
innerhalb Bayerns realisiert werden, vermindern sich die THG-Emissionen in Bayern 
im Jahr 2030 um 64 kt CO2-Äq.  

Niedrige Abschätzung 

In der niedrigen Abschätzung wird angenommen, dass der derzeitige Nutzenergiebe-
darf für Raumwärme und Warmwasser in den Hochschulen, die saniert werden, 
150 kWh/m2Grundfläche beträgt und dass die Sanierungen im Durchschnitt den Ver-
brauch auf 70 kWh/m2 Grundfläche reduzieren können. Bezüglich des Emissionsfaktors 
der Wärmebereitstellung wird in dieser niedrigen Abschätzung infolge der Sanierun-
gen lediglich mit einer Minderung um 20 % gerechnet. Der Anteil der Hochschulen, 
der bis 2030 saniert werden kann, wird mit 60 % angesetzt. Die durchschnittliche 
Größe der auf Hochschulen installierten PV-Anlagen wird auf 300 kWp geschätzt 
und es wird angenommen, dass 20 % dieses Potenzials gegenwärtig bereits genutzt 
werden. Unter sonst gleichen Annahmen können dann durch diese Maßnahme im 
Jahr 2030 (über die Trendentwicklung hinaus) 49 kt CO2-Äq. eingespart werden. 

Hohe Abschätzung 

In der hohen Abschätzung wird angenommen, dass der derzeitige Nutzenergiebedarf 
für Raumwärme und Warmwasser in den Hochschulen, die saniert werden, 
180 kWh/m2Grundfläche beträgt und dass die Sanierungen im Durchschnitt den Ver-
brauch auf 50 kWh/m2 Grundfläche reduzieren können. Bezüglich des Emissionsfaktors 
der Wärmebereitstellung wird in dieser hohen Abschätzung infolge der Sanierungen 
mit einer Minderung um 60 % gerechnet. Der Anteil der Schulen, der bis 2030 sa-
niert werden kann, wird mit 80 % angesetzt. Die durchschnittliche Größe der auf 
Hochschulen installierten PV-Anlagen wird auf 600 kWp geschätzt und es wird ange-
nommen, dass nur 5 % dieses Potenzials gegenwärtig bereits genutzt werden. Unter 
sonst gleichen Annahmen können dann durch diese Maßnahme im Jahr 2030 (über 
die Trendentwicklung hinaus) 111 kt CO2-Äq. eingespart werden.  
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3.5.4 Anschaffung von Elektro-Pkw für den staatlichen Fuhrpark 

Tab. 3-30 Übersicht über zentrale Annahmen und ermittelte THG-Einsparpotenziale einer konse-
quenten Anschaffung von Elektro-Pkw für den staatlichen Fuhrpark 

 Niedrig Mittel Hoch 
Anzahl der Dienst-Pkw im Besitz des Freistaats Bayern im Jahr 2030 12.311 12.311 12.311 

Durchschnittliche Fahrleistung der Dienst-Pkw des Freistaats Bayern 
im Jahr 2030 (in km) 9326 13.323 19.985 

Anteil der Elektro-Pkw am Dienst-Pkw-Bestand des Freistaats Bayern 
im Jahr 2030 80 % 95 % 100 % 

Durchschnittliche THG-Emissionen der Verbrenner-Pkw (inkl. PHEVs) 
im Bestand im Jahr 2030, inkl. Kraftstoff-Vorkette (in g CO2-Äq./km) 150 182 200 

Durchschnittlicher Stromverbrauch der Elektro-Pkw im Bestand im 
Jahr 2030, inkl. Ladeverlusten (in kWh/100 km) 22 20 18 

Emissionseinsparungen im Jahr 2030 insgesamt, zusätzlich zum 
Trend (in kt CO2-Äq.)  5 14 28 

 

Mittlere Abschätzung 

Für die Abschätzung des THG-Minderungspotenzials dieser Maßnahme wird zu-
nächst die Anzahl der Dienst-Pkw im Besitz des Freistaat Bayerns betrachtet. Im 
September 2018 betrug die Anzahl dieser Pkw rund 12.300 (Bayerisches Staatsminis-
terium für Finanzen und für Heimat 2019). Im Jahr 2020 wurden knapp 2.300 
Dienst-Pkw durch den Freistaat Bayern neu beschafft (Bayerisches Staatsministe-
rium für Finanzen und für Heimat 2021). Auf Grundlage dieser Zahlen wird ange-
nommen, dass bis zum Jahr 2030 der komplette Bestand der Dienst-Pkw des Frei-
staats Bayern (der stark auf Leasing beruht) ausgetauscht werden wird. Zudem wird 
angenommen, dass die Anzahl der Pkw im Bestand bis 2030 auf dem Niveau von 
2018 verbleibt. Mangels vorliegender spezifischer Daten wird angenommen, dass 
diese Pkw im Durchschnitt die gleiche Fahrleistung erbringen werden (rund 
13.300 km pro Jahr) wie ein durchschnittlicher Pkw in Deutschland im Jahr 2020 
(KBA 2021). 

Der durchschnittliche Norm-CO2-Ausstoß der 2018 neu angeschafften Dienst-Pkw 
des Freistaats Bayern betrug 120 g/km (Bayerisches Staatsministerium für Finanzen 
und für Heimat 2019). Da lediglich 2 % der vom Freistaat Bayern neu angeschafften 
Pkw im Jahr 2018 reine Elektro-Pkw waren, wird hier davon ausgegangen, dass die-
ser Wert ungefähr auch für reine Verbrenner sowie Plug-in-Hybride gilt32. Der tat-
sächliche CO2-Ausstoß von neu zugelassenen Pkw lag 2016 nach DUH (2019) im 
Durchschnitt knapp 40 % höher als der Norm-CO2-Ausstoß. Unter Berücksichtigung 
dieser höheren realen Emissionen, eines Aufschlags von 15 % für die Vorketten-
Emissionen der fossilen Kraftstoffe (abgeleitet aus Memmler et al. 2017) und einer 
angenommenen Effizienzverbesserung von rund 10 % zwischen 2018 und 2030 wird 

–––– 
32 Für Letztere werden hier vereinfacht die gleichen THG-Emissionen angesetzt wie für reine Verbrenner-Autos, denn im realen 

Betrieb weisen sie (insbesondere bei Berücksichtigung auch der Emissionen der Stromerzeugung) ähnliche THG-Emissio-
nen auf wie reine Verbrenner-Pkw (Jöhrens et al. 2020). 
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davon ausgegangen, dass reine Verbrenner-Pkw sowie Plug-in-Hybride im Bestand 
des Freistaats im Jahr 2030 pro km 182 g CO2-äq. THG-Emissionen verursachen.  

Der durchschnittliche Stromverbrauch von Elektroautos im Jahr 2030 wird (inkl. 
der Ladeverluste) auf 20 kWh/100 km geschätzt. Unter der Annahme, dass dieser 
zusätzliche Strombedarf im Jahr 2030 zu einer höheren Auslastung von Erdgaskraft-
werken führt (s. Erläuterung in Kapitel 2), werden CO2-Emissionen pro kWh in Höhe 
von 353 g vermieden. Hinzu kommen vermiedene Vorketten-Emissionen in Höhe 
von 45 g CO2-Äq. pro kWh.  

Es wird hier unterstellt, dass es infolge der technischen Verbesserungen von Elektro-
Pkw in den letzten Jahren, insbesondere die deutlich höheren Reichweiten, ab spä-
testens 2023 möglich sein wird, nahezu alle Neubeschaffungen von Dienst-Pkw des 
Freistaats Bayern in der Form von Elektro-Pkw durchzuführen und dass dadurch im 
Jahr 2030 der Pkw-Bestand des Freistaats zu 95 % aus Elektro-Pkw besteht. In die-
sem Fall würden diese Pkw unter den getroffenen Annahmen THG-Emissionen in 
Höhe von 14 kt CO2-Äq. verursachen. Bliebe hingegen der Anteil der Elektro-Pkw in 
allen Neuanschaffungen bis 2030 bei den knapp 3 % des Jahres 2020 (Bayerisches 
Staatsministerium für Finanzen und für Heimat 2021), so würden diese Pkw im Jahr 
2030 gut 29 kt CO2-Äq. verursachen.33 Daraus folgt ein Einsparpotenzial dieser Maß-
nahme in Höhe von 16 kt CO2-Äq.  

In einer Trendentwicklung ist aber auch ohne zusätzliche politische Maßnahmen mit 
einem Anstieg der Neuanschaffung von Elektro-Pkw zu rechnen. Zwar war dieser 
Anstieg zwischen 2018 und 2020 gering (der Anteil an den gesamten Neubeschaffun-
gen stieg von 2,1 auf 2,6 %), allerdings wird hier aufgrund der starken Dynamik im 
allgemeinen Pkw-Markt in Richtung Elektroautos (insbesondere seit dem Jahr 2020) 
angenommen, dass dieser Anstieg in den kommenden Jahren auch in einer Trend-
entwicklung an Dynamik gewinnen würde. Folglich wird hier unterstellt, dass im 
Jahr 2030 in einer Trendentwicklung 10 % des Dienst-Pkw-Bestands des Freistaats 
Bayern aus Elektroautos bestehen würde. Damit lägen die zusätzlich zur Trendent-
wicklung erwarteten THG-Einsparungen dieser Maßnahme bei 14 kt CO2-Äq.  

Niedrige Abschätzung 

In der niedrigen Abschätzung wird angenommen, dass die reinen Verbrenner-Pkw 
im Jahr 2030 pro km (real und inkl. Vorkettenemissionen der Kraftstoffe) 150 g CO2-
Äq. verursachen. Der angenommene durchschnittliche Stromverbrauch von elektri-
schen Pkw beträgt in dieser Abschätzung (inkl. Ladeverlusten) 22 kWh pro 100 km. 
Zudem wird angenommen, dass die Fahrleistung der Dienst-Pkw des Freistaats Bay-
ern im Jahr 2030 nur 70 % der durchschnittlichen Fahrleistung aller Pkw in 
Deutschland im Jahr 2020 entspricht, nämlich rund 9.300 km. Schließlich wird in 
dieser niedrigen Abschätzung angenommen, dass es bis 2030 nur gelingt, den Anteil 
der Elektro-Pkw am Dienst-Pkw-Bestand des Freistaats Bayern auf 80 % zu erhöhen. 
Unter sonst gleichen Annahmen können die THG-Emissionen im Jahr 2030 durch 
diese Maßnahme – über die Trendentwicklung hinaus – dann um 5 kt CO2-Äq. re-
duziert werden.  

–––– 
33 Die Emissionen lägen dann im Jahr 2030 ähnlich hoch wie sie hier für das Jahr 2020 abgeschätzt werden (31 kt CO2-Äq.). 
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Hohe Abschätzung 

In der hohen Abschätzung wird angenommen, dass die reinen Verbrenner-Pkw im 
Jahr 2030 pro km (real und inkl. Kraftstoff-Vorkettenemissionen) 200 g CO2-Äq. 
verursachen. Der angenommene durchschnittliche Stromverbrauch von elektrischen 
Pkw beträgt in dieser Abschätzung (inkl. Ladeverlusten) 18 kWh pro 100 km. Zudem 
wird angenommen, dass die Fahrleistung der Dienst-Pkw des Freistaats Bayern im 
Jahr 2030 150 % der durchschnittlichen Fahrleistung aller Pkw in Deutschland im 
Jahr 2020 entspricht, nämlich rund 20.000 km. Schließlich wird in dieser hohen Ab-
schätzung angenommen, dass es bis 2030 gelingt, den Anteil der Elektro-Pkw am 
Dienst-Pkw-Bestand des Freistaats Bayern auf 100 % zu erhöhen. Unter sonst glei-
chen Annahmen können die THG-Emissionen im Jahr 2030 durch diese Maßnahme 
– über die Trendentwicklung hinaus – dann um 28 kt CO2-Äq. reduziert werden.  
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4 Zusammenfassung und Einordnung der Einsparpotenziale 
Dieses abschließende Kapitel liefert eine zusammenfassende Übersicht über die in 
Kapitel 3 abgeleiteten THG-Einsparpotenziale der 23 betrachteten Maßnahmen. Da-
bei werden zum einen die Einsparpotenziale der einzelnen Maßnahmen gegenüber-
gestellt und zum anderen auch die Summe der durch alle Maßnahmen erzielbaren 
Einsparungen abgebildet. Schließlich wird auch abgeschätzt, wie stark der Erdgasbe-
darf bis zum Jahr 2030 durch die einzelnen Maßnahmen reduziert werden könnte.  

Zunächst werden in den Abbildungen 4-1 bis 4-5 die THG-Einsparpotenziale der ein-
zelnen Maßnahmen in den fünf unterschiedenen Bereichen dargestellt. Gezeigt wer-
den dabei jeweils die in dieser Studie im Mittelpunkt stehenden Gesamt-Netto-THG-
Einsparungen, d. h. zum einen sind dort auch solche THG-Minderungen enthalten, 
die außerhalb Bayerns bilanziert werden würden, zum anderen sind die THG-Minde-
rungen nicht enthalten, die im Bereich der jeweiligen Maßnahmen auch in einer 
Trendentwicklung erwartet werden.  

Die Abbildungen zeigen anhand der blauen Balken die Spannweiten der erwarteten 
THG-Minderungen, die durch frühzeitige und erfolgreiche Umsetzungen der Maß-
nahmen im Jahr 2030 realisiert werden können. Die mittlere „best-guess“-Schätzung 
ist mit einem schwarzen Strich und der Angabe der im Jahr 2030 erwarteten THG-
Minderung gekennzeichnet.  

 

Abb. 4-1 Erwartete THG-Minderungen der untersuchten Maßnahmen im Bereich „Windenergie und 
Fotovoltaik“ im Jahr 2030 zusätzlich zu den Minderungen in einer Trendentwicklung (in 
Mt CO2-Äq. pro Jahr) 
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Abb. 4-2 Erwartete THG-Minderungen der untersuchten Maßnahmen im Bereich „Mobilität“ im Jahr 
2030 zusätzlich zu den Minderungen in einer Trendentwicklung (in Mt CO2-Äq. pro Jahr) 

 

 

Abb. 4-3 Erwartete THG-Minderungen der untersuchten Maßnahmen im Bereich „Gebäudewärme 
und Effizienz“ im Jahr 2030 zusätzlich zu den Minderungen in einer Trendentwicklung (in 
Mt CO2-Äq. pro Jahr) 
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Abb. 4-4 Erwartete THG-Minderungen der untersuchten Maßnahmen im Bereich „Landwirtschaft 
und Landnutzung“ im Jahr 2030 zusätzlich zu den Minderungen in einer Trendentwick-
lung (in Mt CO2-Äq. pro Jahr) 

 

 

Abb. 4-5 Erwartete THG-Minderungen der untersuchten Maßnahmen im Bereich „Öffentliche Hand“ 
im Jahr 2030 zusätzlich zu den Minderungen in einer Trendentwicklung (in Mt CO2-Äq. pro 
Jahr) 
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• Verbesserung der Rahmenbedingungen für die Windenergie (– 4,2 Mt) 
• Energetische Sanierung des vermieteten Wohngebäudebestands (– 3,7 Mt) 
• PV-Anlagen auf einem Teil der Anmoor- und Niedermoorflächen (– 3,1 Mt) 
• Reduktion der Tierbestände (– 2,7 Mt) 
• Verdopplung des ÖPNV und des Rad- und Fußverkehrsanteils (– 1,9 Mt) 
• Steigerung des Schienen-Güterverkehrs auf einen Anteil von 40 % (– 1,7 Mt) 
• Wiedervernässung der Moore (– 1,6 Mt) 

Für die Minderung der energiebedingten Emissionen ist folglich ein Ausbau der 
Stromerzeugung aus Wind- und Fotovoltaik sowie eine ambitionierte energetische Ge-
bäudesanierung von besonders hoher Relevanz. Aber auch Verlagerungen des Perso-
nen- und Güterverkehrs auf klimafreundlichere Verkehrsmittel können sehr bedeut-
same Emissionsreduktionen mit sich bringen. Im Bereich der Landwirtschaft und der 
Landnutzung liegen wiederum erhebliche Potenziale in einer Reduktion der Tierbe-
stände sowie einer Wiedervernässung von Moorflächen. 

Angesichts der Tatsache, dass zur Erreichung der Klimaschutzziele des Bundes und 
des Freistaats für das Jahr 2030 in den kommenden Jahren sehr weitgehende Emissi-
onsreduktionen notwendig sein werden, sollten allerdings auch die Einsparpotenziale 
der weiteren hier betrachteten Maßnahmen nicht außer Acht gelassen werden. Zumal 
es oft spezifische Gründe gibt, die einzelne Maßnahmen mit mittleren oder auch rela-
tiv geringen THG-Einsparpotenzialen attraktiv machen können. Im Folgenden werden 
ein paar Beispiele genannt:   

• Die im Bereich „Öffentliche Hand“ betrachteten Maßnahmen haben den Vor-
teil, dass sie infolge der direkten Zugriffsmöglichkeit durch den Freistaat bzw. 
die Kommunen bei entsprechendem politischem Willen relativ einfach um-
setzbar sein können. Zudem können in diesem Bereich durch die Vorbildwir-
kung des Staates und die bei Schulen und Hochschulen mögliche Einbindung 
der Schüler*innen bzw. Studierenden indirekte positive Effekt für mehr Kli-
maschutz-Engagement in breiten Teilen der Gesellschaft auftreten.  

• Die Einführung eines Tempolimits auf bayerischen Autobahnen könnte sehr 
kurzfristig bereits zu relevanten THG-Minderungen führen und könnte zu-
dem die Unfall- und Todeszahle auf Autobahnen reduzieren. 

• Die Reaktivierung von Schienenstrecken kann die Mobilität, und damit auch 
Lebenszufriedenheit von Menschen verbessern, die nicht über ein eigenes 
Auto verfügen. Zudem können durch die Streckenreaktivierungen die Anbin-
dung und die Attraktivität der ländlichen Räume gesteigert werden. 

Die folgende Abbildung 4-6 stellt die Summe der in der vorliegenden Studie berechne-
ten THG-Minderungspotenziale dem Minderungsbedarf gegenüber, der zur Errei-
chung des Klimaschutzziels der bayerischen Staatsregierung für 2030 (65 % Minde-
rung der THG-Emissionen gegenüber 1990) über die bis 2018 erreichten Emissions-
minderungen hinaus noch realisiert werden muss. Dabei zeigt sich, dass die 23 hier 
betrachteten Maßnahmen in der mittleren Abschätzung und inkl. der in einer Trend-
entwicklung bereits erwarteten THG-Minderungen knapp die Hälfte (47 %) der benö-
tigten Emissionsminderungen erbringen könnten.  
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Allerdings ist bei diesem Vergleich zu beachten, dass sich das bayerische Klimaziel auf 
Minderungen nach der Quellenbilanz bezieht, während die hier ausgewiesenen Minde-
rungen der Maßnahmen nach dem Verursacherprinzip bestimmt wurden, also auch 
THG-Minderungen beinhalten, die statistisch außerhalb Bayerns erfasst werden. (Bei 
ähnlichen Klimaschutzmaßnahmen in anderen Bundesländern und europäischen 
Nachbarländern würden freilich auch von dort aus THG-Reduktionen ausgehen, die 
sich in der Quellenbilanz Bayerns in Form von Emissionsrückgängen manifestieren 
würden.)  
Der Unterschied zwischen der Ermittlung des THG-Minderungspotenzials im Rahmen 
einer Verursacherbilanz und der entsprechenden Ermittlung im Rahmen einer Quel-
lenbilanz wird für die einzelnen Maßnahmen im Anhang in Tabelle 5-2 verdeutlicht. 
Die großen Differenzen bei vielen der betrachteten Maßnahmen legen nahe, dass für 
eine ganzheitliche Bewertung landespolitischer Klimaschutzmaßnahmen eine Auswei-
sung der THG-Emissionen eines Bundeslandes in Form einer Verursacherbilanz (zu-
sätzlich zu einer Quellenbilanz) von hoher Bedeutung ist. 

 

Abb. 4-6 Potenzielle THG-Minderungen im Jahr 2030 der untersuchten Maßnahmen im Vergleich 
zur notwendigen jährlichen THG-Einsparung zwischen 2018 und 2030 nach aktuellem 
bayerischen Klimaziel (in Mt CO2-Äq. pro Jahr) 

Hinweis: Zu beachten ist bei dieser Abbildung die eingeschränkte Vergleichbarkeit der dargestellten THG-Ein-
sparungen: Die Vorgabe des bayerischen Klimaziels bezieht sich auf die THG-Emissionen nach Quellenbilanz, 
während die Maßnahmen-Einsparungen auf Grundlage einer Betrachtung der THG-Emissionen nach Verursa-
cherbilanz berechnet wurden (s. auch Ausführungen hierzu im Text). 

Bei der in Abbildung 4-6 sowie auch den Tabellen im Anhang vorgenommenen Auf-
summierung der THG-Einsparungen der einzelnen Maßnahmen wurden Wechselwir-
kungen zwischen Maßnahmen berücksichtigt und die THG-Einsparungen entspre-
chend angepasst, um Doppelzählungen zu vermeiden. So wurde angenommen, dass 
die Emissionsminderungen durch den Ausbau der Windenergie in Staatswäldern be-
reits vollständig in den Emissionseinsparungen durch Verbesserungen der Rahmenbe-
dingungen für Windenergie enthalten sind. Gleiches gilt für die 
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Emissionsminderungen der Hochschulsanierungen, die annahmegemäß komplett in 
den Minderungen der Sanierungen der Landesbauten enthalten sind. Die THG-Min-
derungen durch das Tempolimit wurden infolge von Wechselwirkungen mit der Maß-
nahme der Verlagerung des Personenverkehrs genauso um 10 % reduziert wie die 
THG-Minderungen durch die Güllenutzung aufgrund der Wechselwirkungen mit der 
Maßnahme einer über die Trendentwicklung hinausgehenden Reduktion des Tierbe-
stands. Schließlich wurde bei den THG-Minderungen durch den Rückgang der Mine-
raldüngernutzung angenommen, dass 50 % dieser Minderungen bereits in den THG-
Minderungen enthalten sind, die für die Reduktion der Tierbestände ermittelt wurden.  
Die Tatsache, dass die Emissionsminderungen der in der vorliegenden Arbeit unter-
suchten Maßnahmen alleine nicht ausreichen werden, um das Emissionsreduktions-
ziel Bayerns für 2030 zu erreichen, verdeutlicht, dass über diese Maßnahmen hinaus 
weitere Maßnahmen notwendig sein werden. Beispiele für Maßnahmen, die in der vor-
liegenden Studie nicht quantifiziert wurden, von denen aber bis 2030 relevante Emis-
sionsminderungen in Bayern zu erwarten sind, sind folgende:  

• Umstieg auf Elektroautos (über den staatlichen Fuhrpark hinaus) 

• Energetische Gebäudesanierungen in den hier nicht betrachteten Gebäu-
desegmenten (v. a. Wohngebäude in Eigennutzung) 

• Austausch von fossil betriebenen Heizungen in Bestandsgebäuden durch 
Wärmepumpen (über die energetisch sanierten Gebäude hinaus)  

• Energieeffizienzverbesserungen und Elektrifizierung von Teilen des Wärme-
bedarfs in Industrie und Gewerbe 

Aufgrund der infolge des russischen Angriffskriegs gegen die Ukraine ausgelösten Dis-
kussionen um die hohe Abhängigkeit Deutschlands von russischen Energieträgerimp-
orten, insbesondere von Erdgas, wird abschließend in der folgenden Tabelle 4-1 darge-
stellt, wie stark die einzelnen Maßnahmen zur Reduktion des Erdgasbedarfs bis zum 
Jahr 2030 beitragen könnten. Es werden dabei in der Tabelle nur die Netto-Einspa-
rungen der Maßnahmen zugrunde gelegt, nicht zusätzliche Einsparungen, die sich an-
nahmegemäß bereits in einer Trendentwicklung ergeben würden.  
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Tab. 4-1 Minderungen des Erdgasbedarfs im Jahr 2030 bei Umsetzung der Maßnahmen (basierend 
auf mittleren Abschätzungen; zusätzlich zur Trendentwicklung; Annahme von Erdgas-
Grenzkraftwerk) (in TWh/a) 

Maßnahmenbereich Maßnahme Erdgasminderung in TWh/a 

Windenergie und Fotovoltaik 

Bessere Rahmenbedingungen für Wind 18,7 
PV auf Mooren 13,9 

Windkraft in Staatswäldern 3,8 

Solarpflicht Gewerbe 2,1 

Solarpflicht Wohngebäude 1,8 

Mobilität 

Verlagerung Personenverkehr – 3,2 

Verlagerung Güterverkehr 0,5 

Einführung Tempolimit 0,1 

Elektrifizierung Schiene – 0,6 

Reaktivierung Schiene 0 

Gebäudewärme und Effizienz 

Sanierungen Gebäudebestand 7,6 

Erneuerbare Fernwärme 1,7 

Nutzung industrieller Abwärme 0,9 

Inspektionen Klimaanlagen 1,2 

KfW-40-Standard für Neubau 0,5 

Landwirtschaft und Landnutzung 

Reduktion Tierbestände 0 

Wiedervernässung von Mooren 0 

Gülle in Biogasanlagen 1,0 

Reduktion Mineraldünger 0,8 

Öffentliche Hand 

Sanierungen Schulgebäude 1,7 

Sanierungen Landesbauten 0,8 

Sanierungen Hochschulen 0,2 

E-Pkw für staatlichen Fuhrpark – 0,05 

SUMME (Wechselwirkungen berücksichtigt) 48,6 

Hinweis: Negative Zahlen bedeuten, dass es bei diesen Maßnahmen infolge eines ausgelösten höheren Strombe-
darfs zu einem Erdgas-Mehrverbrauch kommt. (Da es bei diesen Maßahmen gleichzeitig zu deutlichen Rückgän-
gen fossiler (flüssiger) Kraftstoffe kommt, tragen sie dennoch zum Klimaschutz bei.) 

Die Tabelle 4-1 zeigt, dass die hier beschriebenen Maßnahmen im Jahr 2030 zu Erd-
gaseinsparungen in Höhe von schätzungsweise knapp 49 TWh führen könnten. Dies 
entspricht 44 % des Erdgasverbrauchs in Bayern im Jahr 2020 (StMWi 2022). Dabei 
ist zu berücksichtigen, dass sich die abgeschätzten Minderungen des Erdgasver-
brauchs überwiegend in anderen Bundesländern manifestieren würden, denn die 
Einsparungen erfolgen den hier getroffenen Annahmen zufolge größtenteils durch 
eine reduzierte Stromerzeugung in Erdgaskraftwerken, und dieser Effekt verteilt sich 
über ganz Deutschland. Bezogen auf den gesamtdeutschen Erdgasverbrauch des Jah-
res 2020 (873 TWh) können die hier beschriebenen bayerischen Maßnahmen bis 
2030 zu jährlichen Einsparungen von knapp 6 % führen.  
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Die beiden Maßnahme mit dem größten Einspareffekt auf den Erdgasverbrauch im 
Jahr 2030 sind „Bessere Bedingungen für den Windenergieausbau“ (– 19 TWh) so-
wie „Installation von PV-Anlagen auf bayerischen Mooren“ (– 14 TWh). Eine ver-
stärkte und fokussierte Sanierung des Gebäudebestandes folgt an dritter Stelle. Den 
hier getroffenen Annahmen zufolge könnten durch diese Maßnahme – als Summe 
der Sanierungen von vermieteten Wohngebäuden, von Schulgebäuden und von Lan-
desbauten (inkl. Hochschulen) – bis 2030 jährlich gut 10 TWh Erdgas eingespart 
werden. 



Projektbericht Anhang 

Wuppertal Institut | 95 

5 Anhang 
 

Tab. 5-1 Vergleich der THG-Einsparungen der Maßnahmen (mittlere Abschätzung, zusätzlich zur 
Trendentwicklung) nach Methodik der Quantifizierung von erzeugtem oder eingespartem 
Strom (in Mt CO2-Äq.) 

  Quantifizierung von zusätzlich erzeug-
tem oder eingespartem Strom über... Änderung 

(Strommix  
gegenüber 

Grenzkraftwerk) 
  Erdgaskraftwerk 

als Grenzkraftwerk 

Strommix 2030 
(80 % Erneuerbare, 

20 % Erdgas) 

Windenergie 
und  
Fotovoltaik 

Bessere Bedingungen für Wind 4,2 0,8 – 80 % 

PV auf Mooren 3,1 0,6 – 80 % 

Windkraft in Staatswäldern 0,9 0,2 – 80 % 

Solarpflicht Gewerbe 0,4 0,1 – 80 % 

Solarpflicht Wohngebäude 0,4 0,1 – 80 % 

Mobilität 

Verlagerung Personenverkehr 1,9 2,5 + 30 % 

Verlagerung Güterverkehr 1,7 1,6 – 6 % 

Einführung Tempolimit 0,24 0,22 – 10 % 

Elektrifizierung Schiene 0,2 0,3 + 64 % 

Reaktivierung Schiene 0,01 0,01 – 2 % 

Gebäude-
wärme und  
Effizienz 

Sanierungen Gebäudebestand 3,7 3,8 + 2 % 

Erneuerbare Fernwärme 0,7 0,6 – 15 % 

Nutzung industrieller Abwärme 0,4 0,3 – 15 % 

Inspektionen Klimaanlagen 0,3 0,2 – 38 % 

KfW-40-Standard für Neubau 0,11 0,08 – 32 % 

Landwirtschaft 
und  
Landnutzung 

Reduktion Tierbestände 2,7 2,7 0 % 

Wiedervernässung von Mooren 1,6 1,6 0 % 

Gülle in Biogasanlagen 0,7 0,5 – 24 % 

Reduktion Mineraldünger 0,6 0,6 0 % 

Öffentliche 
Hand 

Sanierungen Schulgebäude 0,4 0,3 – 14 % 

Sanierungen Landesbauten 0,3 0,2 – 14 % 

Sanierungen Hochschulen 0,1 0,1 + 1 % 

E-Pkw für staatlichen Fuhrpark 0,01 0,02 + 61 % 

SUMME (Wechselwirkungen berücksichtigt) 23,2 16,8 – 28 % 

Hinweis: Positive Zahlen bedeuten, dass es bei diesen Maßnahmen infolge eines ausgelösten höheren Strombe-
darfs zu einer höheren THG-Minderung kommen würde, wenn statt eines Erdgas-Grenzkraftwerks die Emissio-
nen des für das Jahr 2030 angenommenen Strommixes herangezogen würden. 
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Tab. 5-2 Vergleich der THG-Einsparungen der Maßnahmen (mittlere Abschätzung, zusätzlich zur 
Trendentwicklung) zwischen Verursacherbilanz und Quellenbilanz, in Mt CO2-Äq. 

  Berechnung der Einsparung 
nach... 

Änderung 
(Quellenbilanz  

gegenüber Verursa-
cherbilanz) 

  Verursacherbilanz Quellenbilanz 

Windenergie 
und  
Fotovoltaik 

 Bessere Bedingungen für Wind 4,2 0,4 – 90 % 

PV auf Mooren 3,1 0,3 – 90 % 

Windkraft in Staatswäldern 0,9 0,1 – 90 % 

Solarpflicht Gewerbe 0,4 0,04 – 90 % 

Solarpflicht Wohngebäude 0,4 0,04 – 90 % 

Mobilität 

Verlagerung Personenverkehr 1,9 2,3 + 21 % 

Verlagerung Güterverkehr 1,7 1,2 – 32 % 

Einführung Tempolimit 0,24 0,2 – 29 % 

Elektrifizierung Schiene 0,2 0,2 + 37 % 

Reaktivierung Schiene 0,01 0,01 – 22 % 

Gebäude-
wärme und  
Effizienz 

Sanierungen Gebäudebestand 3,7 3,4 – 12 % 

Erneuerbare Fernwärme 0,7 0,5 – 30 % 

Nutzung industrieller Abwärme 0,4 0,3 – 29 % 

Inspektionen Klimaanlagen 0,3 0,1 – 50 % 

KfW-40-Standard für Neubau 0,11 0,1 – 40 % 

Landwirtschaft 
und  
Landnutzung 

Reduktion Tierbestände 2,7 2,2 – 17 % 

Wiedervernässung von Mooren 1,6 1,6 0 % 

Gülle in Biogasanlagen 0,7 0,3 – 47 % 

Reduktion Mineraldünger 0,6 0,4 – 30 % 

Öffentliche 
Hand 

Sanierungen Schulgebäude 0,4 0,3 – 35 % 

Sanierungen Landesbauten 0,3 0,2  – 32 % 

Sanierungen Hochschulen 0,1 0,1 – 18 % 

E-Pkw für staatlichen Fuhrpark 0,01 0,02 – 25 % 

SUMME (Wechselwirkungen berücksichtigt) 23,2 13,8 – 41 % 
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Tab. 5-3 Vergleich der THG-Einsparungen der Maßnahmen (mittlere Abschätzung) zwischen Netto-
einsparung (ohne Minderungen der Referenzentwicklung) und Bruttoeinsparung (inkl. 
Minderungen der Referenzentwicklung), in Mt CO2-Äq. 

  
Hinzuzählen der Emissi-
onsminderungen einer  
Referenzentwicklung? 

Änderung 
(mit Hinzuzählen gegenüber 

ohne Hinzuzählen der  
Referenzentwicklung)   Nein Ja 

Windenergie 
und  
Fotovoltaik 

Bessere Bedingungen für Wind 4,2 4,6 + 8 % 

PV auf Mooren 3,1 3,5 + 12 % 

Windkraft in Staatswäldern 0,9 0,9 0 % 

Solarpflicht Gewerbe 0,4 0,6 + 27 % 

Solarpflicht Wohngebäude 0,4 0,4 + 18 % 

Mobilität 

Verlagerung Personenverkehr 1,9 2,1 + 11 % 

Verlagerung Güterverkehr 1,7 1,7 0 % 

Einführung Tempolimit 0,24 0,2 0 % 

Elektrifizierung Schiene 0,2 0,2 0 % 

Reaktivierung Schiene 0,01 0,01 0 % 

Gebäude-
wärme und  
Effizienz 

Sanierungen Gebäudebestand 3,7 4,6 + 22 % 

Erneuerbare Fernwärme 0,7 0,9 + 18 % 

Nutzung industrieller Abwärme 0,4 0,4 + 18 % 

Inspektionen Klimaanlagen 0,3 0,3 + 11 % 

KfW-40-Standard für Neubau 0,11 0,1 + 16 % 

Landwirtschaft 
und  
Landnutzung 

Reduktion Tierbestände 2,7 3,6 + 33 % 

Wiedervernässung von Mooren 1,6 1,6 + 1 % 

Gülle in Biogasanlagen 0,7 0,8 + 23 % 

Reduktion Mineraldünger 0,6 0,8 + 43 % 

Öffentliche 
Hand 

Sanierungen Schulgebäude 0,4 0,5 + 18 % 

Sanierungen Landesbauten 0,25 0,30 + 18 % 

Sanierungen Hochschulen 0,08 0,09 + 18 % 

E-Pkw für staatlichen Fuhrpark 0,01 0,02 + 9 % 

SUMME (Wechselwirkungen berücksichtigt) 23,2 26,7 + 15 % 
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